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VORMALS ZIVILER LUFTSCHUTZ 

UND BAULICHER LUFTSCHUTZ 

ZUR LA G E 

1. Bis dicht an den Abgrund 

Im letzten Oktoberdrillel hielt die Welt den Atem on. Die Entscheidung, ob es zu einem 
drillen Weltkrieg, einem Atomkrieg mit vernichtenden Folgen für die Menschheit kom­
men würde, hing an einem seidenen Faden, als Präsident Kennedy den Befehl zur 
Blockade Kubas erteilte, wo die Sowjetunion nach unwiderleglichen Beweisen einen 
atomaren Stützpunkt zu errichten sich anschickte, der die USA tödlich bedrohen würde. 
Die Gefahr eines drillen Weltkrieges scheint zwar im Augenblick gebannt zu sein . Wer 
garantiert aber dafür, daß sie nicht nur aufgeschoben ist? Niemals seit 1945 ist es so 
offenkundig geworden, wie lobil der derzeitige Friede ist und wie groß und zahlreich 
die Konfliktsstoffe sind, die einer Lösung harren. Solange sie nicht beseitigt sind, ist 
größte Wachsamkeit und höchste Bereitschaft vonnöten, um für den Ernstfall gewappnet 

zu sein. 

2. Ziviler Bevölkerungsschutz hätte versagt 

Wäre die Bundesrepublik - nur diese eine Frage wollen wir im Rahmen unserer Zeit­
schrift untersuchen - imstande gewesen, ihre zivile Bevölkerung wirksam zu schützen? 
Die Antwart darauf ist ein eindeutiges NEIN! 

Diese Feststellung war allerdings schon einige Wochen vor dem Ausbruch der Kuba­
Krise getroffen worden. Sie war das Ergebnis der Herbstübung "Failex 62", eine Stabs­
rahmenübung der NATO, an der von seiten der Bundesrepublik auch die Zivilverwaltung 
von den verantwortlichen Zentralbehörden bis herab zur Gemeindeebene beteiligt war. 

Die Ubung halle diesesmal u.a. die Aufgabe, das Funktionieren der zivilen Führungs­
stäbe im Bereich der Notstandsplanung zu überprüfen. Das Ergebnis war, im ganzen 
betrachtet und von Einzelfällen abgesehen, dürftig, um nicht zu sagen alarmierend . Es 
zeigte sich jedenfalls, daß die Vorsorge für den Schutz der Zivilbevölkerung in einem 
Ernstfall auf fast allen Gebieten noch völlig ungenügend war und daß darüber hinaus 
von einer zielstrebigen Führung der mit der Notstandsplanung beauftragten Zivilver­
waltung nicht die Rede sein konnte. 

3. Die Ursachen 

Wir wollen versuchen, in den nachstehenden Ausführungen die wichtigsten Ursachen 
für diese Situation aufzuzeigen. Dabei soll es sich nicht um eine bloße negative Kritik 
handeln, vielmehr wollen wir aus unserer Sicht und Einsicht Vorschläge und Anregungen 
zur Erörterung stellen, die dem derzeitigen unbefriedigenden Zustand abhelfen sollen. 

a) Fehlende Rechtsgrundlagen 

In einem geordneten Staatswesen ist die wichtigste Voraussetzung für ein Tätigwerden 
der Verwaltung das Varhandensein der erforderlichen Rechtsgrundlagen in Gestalt von 
Gesetzen und deren Ausführungsbestimmungen. Von den etwa acht Gesetzen, die die 
Bundesregierung - abgesehen von dem 1. ZBG - für das Wirksamwerden des zivilen 
Bevölkerungsschutzes für erforderlich hält, war bis zur Fallex-Ubung nicht eines reif für 
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die Vorlage an den Bundestag. Al s ein positives Ergebnis der Fall ex- Erfa hrungen eiarf 
gewertet werden, daß der Bundesminister des Innern sein Haus angewiesen hat, die 
Entwürfe der vier wichtigsten Gesetze mit größtel- Beschleunigung zu erstellen . Si e be ­
handeln den Selbstschutz, den Schutzraumbau, die Evakuierung und die Notstandspla ­
nung . Diese sind, zusammen mit dem Ernährungssicherstellungsgesetz, dem Wirtschafts ­
~icheru n gsgesetz und dem Verkehrssicherungsgesetz, für die die entsprechenden Bundes­
min isterien jeweils federführend sind, inzwischen vom Bundeskabinett verabschiedet und 
dem Bundesrat zugeleitet werden. Unsere Zeitschrift ist in der Lage, (voraussichtlich in ihren 
nächsten Au sgaben) Kurzkommentare über die wichtigsten Be~timmungen dieser Gesetze 
in der Fassung des Entwurfs der Bundesregierung zu bringen . Es ist natürlich nicht ausge­
schlossen, daß die endgültigen Gesetzestexte durch Änderungen van Bundesrat und Bun­
destag von den vorliegenden Entwürfen abweichen können . Jedenfalls erlauben sie aber 
schon einen Einblick in die Konzeption der Bundesregierung. 

Wenn diese Gesetze verkündet sind, werden wesentliche Lücken geschlossen werden, 
andere jedoch noch offen bleiben, die ebenfalls sobald wie möglich beseitigt werden 
müssen. Insbesondere ist alles das noch gesetzlich zu regeln, was zum Kapitel "Offent­
licher Luftschutz" gehört. Es ist gewiß ein wesentlicher Fortschritt, daß dem Staatsbürger 
von Gesetzes wegen Maßnahmen auferlegt und er läutert werden, die er selbst zu seinem 
Schutz unternehmen muß. Er hat aber auch einen Ansp ruch darauf, daß der Staat ein­
deutig bestimmt, was dieser zusätzlich zu seinem Schutz beiträgt. Denn die Grenzen des 
Selbstschutzes sind bei den heutigen waffentechnischen Gegebenheiten sehr eng ge­
zogen. Der Anteil des Staates am Schutz der Zivilbevölkerung im weitesten Sinne muß 
naturgemäß sehr groß sein, wenn mon dazu die Erhaltung der Volkssubstanz, die Lebens­
oder Uberlebensfähigkeit der Wirtschaft (auch der Kriegswirtschaft) zählt. Völlig ver­
nachlässigt wurde bisher, Maßnahmen für die Kontinuität der Verwaltung vorzusehen . 
Sie bedürfen aber ebenso einer gesetzlichen Regelung wie alle andere Komplexe des 
zivilen Bevölkerungsschutzes, um chaotische Zustände zu verrr.eiden, wenn, was als 
sicher anzunehmen ist, durch kriegerische Handlungen in großen Gebieten jegliche Ver­
bindungen unterbrochen und die zuständigen Verwaltungen im Ortsbereich lange Zeit 
auf sich selbst angewiesen sind. 

b) Ungeklärte Zuständigkeiten 

Ein weiterer wesentlicher Komplex ist die Klärung der Zuständigkeiten des Bundes in 
einem Ernstfall. Da s in der Bundesrepublik geltende föderalistische System hat zur Folge, 
daß zah lreich e lebenswichtige Kompetenzen im Bereich des zivilen Bevölkerungsschutzes 
auf Landes- und z. T. auch auf Kommunalebene verlagert sind. 

Soweit es sich dabei um organisatorische Aufgaben im Zusammenhang mit Einsätzen 
handelt, ist eine derartige Dezentra lisation nicht nur berechtigt, sondern auch notwendig . 
Es bleiben aber wichtige zentrale Aufgaben, vor allem im Hinblick auf nationale und 
suprana tionale Gesichtspunkte, die dem Bund belassen bleiben sollten und müßten und 
die nicht auf Landes- oder Ortsebene erfül lt werden können, sol l nicht die Lebensfähig­
keit der Nation im Ernstfall in Frage gestellt werden. Hier muß im Interesse einer op­
timalen Leistungsfähigkeit einerseits und einer rationellen Bewirtschaftung der im Ernst­
fall nur spärlich vorhandenen Gegebenheiten andererseits ei ne vernünftige Synthese 
zwischen den Erfordernissen einer zentralen Führung und Planung sowie den berech­
tigten Ansprüchen der Länder gefunden werden. Eine Uberspannung des föderalistischen 
Prinzips müßte sich jedoch im Ernstfall verhängni svoll auswirken . 

In unserer Zeitschrift sind in den letzten Jahren wiederholt Anregungen aus berufener 
Feder zu diesen Fragen zum Abdruck gekommen. Wir können uns daher, ohne auf 
Einzelheiten einzugehen, mit einem Hinweis darauf begnügen. 

c) Die Basisorganisationen 

Einer Klärung bedarf in diesem Zusammenhang ferner die Frage, in welcher FOI'm die 
Basisorganisationen - Feuerwehren für den Brandschutzdienst, karitative Verbände für 
den Sanitätsdienst und THW für den Bergungsdienst - am Luftschutzhilfsdienst beteiligt 
werden sollen. Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß die Absicht der Verwal ­
tung, sie kurzerhand in den LSHD zu übernehmen, den Widerstand der Basisorganisa ­
tionen hervorgerufen hat. Sie führen dafür Gründe an, die nicht ohne weiteres von der 
Hand gewiesen werden können. Es muß - je eher desto besser - eine Lösung gefunden 
werden, die einerseits den für den zivilen Bevölkerungsschutz verantwortlichen Behörden 
ei n zuverlässiges und einsatzfreudiges Instrument zur Erledigung von Spezialaufgaben 
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zur Seite stellt, andererseits den Basisorganisationen ihren werlvollen Bestand an Hel­
fern für ihre ursprünglichen und wesensbedingten Aufgaben beläßi. 
Vielleicht wäre der Einbau der Führungskräfte dieser Organisationen in die vorhan­
denen oder zu schaffenden Führungsstäbe bei (Bund) Ländern und Gemeinden eine be­
friedigende Lösung, unter der Voraussetzung, daß Ausbildung und Einsatz in dem und für 
den zivilen Bevölkerungsschutz bedingungslos sichergestellt werden und die Vollmachten 
der einen wie der anderen Seite miteinander in Ubereinstimmung gebracht werden 
können. 
Unabhängig von der Notwendigkeit, den derzeitigen unbefriedigenden Zustand zu be­
seitigen, bezweifeln wir aber, daß der Aufbau des Luftschutzhilfsdienstes und insbeson­
dere die Herstellung seiner Einsa tzbereitschaft für den Ernstfall auf freiwilliger Grund­
lage zu einem Erfolg führen wird. Dazu ist der Bedarf an einschlägigen Fachkräften viel 
zu groß. Wir sind vielmehr der Auffassung, daß grundsätzlich jeder deutsche Mann und 
jede deutsche Frau bis zu einem bestimmten Alter verteidigungspflichtig sein müßte. Von 
ihnen wäre der militärischen Verteidigung das von ihr benötigte Konting ent vorzube­
halten, der Rest gehört in die Zivilverteidigung. 
Wenn man diese einfache, dafür aber klare Einteilung gelten läßt, ergibt sich, daß alle 
Formationen des Luftschutzhilfsdienstes durch gezogenes Personal aufzustellen und aus­
zubilden sind. Die bereits vorhandenen Basisorganisationen können hierbei wertvolle 
Führer- und Unterführerkräfte stellen. 
Eine großzügig aufzubauende Lehr- und Ausbildungsorganisation, die schnell und zu­
verlässig arbeitet, ist allerdings Voraussetzung für das Gelingen dieses Planes. 
Die letzten Wochen haben gezeigt, wie wichtig ein allumfassendes Verteidigungs­
programm ist. 

d) Ausbildung der Führungskräfte 

Der Erlaß von Gesetzen über den Schutz der Zivilbevölkerung und deren verwaltungs­
mäßige Regelung reichen jedoch zu seinem Wirksamwerden allein nicht aus . Wichtiger 
ist, daß diejenigen, die sie handhaben sollen, sie auch anzuwenden verstehen. Daß hier 
noch manches verbesserungsbedürftig ist, hat die Fallex-Ubung erwiesen. Insbesondere 
müssen die Führungskräfte des zivilen Sektors bei Bund und Ländern zu den praktischen 
Nutzanwendungen der bestehenden Gesetze befähigt werden. Führen muß gelernt wer­
den. Das läßt sich nicht aus dem Handgelenk schütteln . Zum Führen gehören Erkennen 
und Beurteilen plötzlich und überraschend auftretender Situationen und ihre Umsetzung 
in praktische Maßnahmen und Weisungen, oft unter Koordinierung zahlreicher unter­
schiedlicher Faktoren, die aber erst ein Gesamtbild von der Lage geben. Zum Führen 
gehören ferner Entscheidungsfreude, die Kunst des Improvisierens und, vor allem im Be­
reich der ABC-Kriegsführung, die Kenntnis der Materie und vieles andere mehr. 
Nicht umsonst erproben alle Basisorganisationen, insbesondere THW, DRK, Feuer­
wehren usw., seit Jahren nach vorausgegangener Grundausbildung des einzelnen Helfers 
die Einsatzfähigkeit erst der kleinen und dann auch der größeren Verbände, schulen die 
Führungskräfte im Erkennen und Beurteilen von Situationen und im Erteilen von Befehlen . 
Im Bereich des zivilen Bevölkerungsschutzes sind bisher nur der BLSV, die Basisorganisa ­
tionen und - in gewiss em Grade, aber nicht überall - Einheiten des LSHD mit der 
Schulung von Helfern und Führungskräften befaßt. Darüberhinaus bemüht sich das 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz seit längerer Zeit, die örtlichen Luftschutz­
leiter mit ihren Aufgaben vertraut zu machen, obwohl - eine weitere Lü cke! - deren 
Funktionen und Zuständigkeiten bisher noch nicht eindeutig festlieg en. 
Aber über dem örtlichen Luftschutzleiter und über den Basisorganisationen gibt es bei 
Bund und Ländern zahlreiche Führungskräfte der Verwaltung, denen im Ernstfa ll wichtige 
Aufgaben zukommen . Ein großer Teil von ihnen nimmt zwar an den Lehrgängen des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz teil. Es wäre aber angesichts der Besonder­
heit ihrer Aufgaben zu überlegen, ob nicht für sie - ähnlich den Bundesschul en für die 
genannten KrCifte und Organisationen - ebenfalls Institutionen in Gestalt von Führung s­
akademien eingerichtet werden sollten, in denen ihnen außer einer gründlichen Ken nt­
nis der Matel·ie insbesondere auch die Fähigkeiten zum fehlerfrei en, sicheren und schnel­
len Führen, frei von Hemmungen durch Paragraphen, vermittelt wird. Beispiele des Aus­
landes beweisen die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit solcher Maßna hmen. Daß auch 
für solche Kräfte in angemessen en Zeitabständen Erprobungsübungen - sei es geb iets­
weise, sei es auf der Bundesebene- stattfinden sollten, versteht sich nach den vorher­
gehenden Darstellungen von se lbst. 

4. Aufklärung tut not! 

Eine der wichtigsten und vordringlichsten Aufgaben ist die alsbaldige und gründliche 
Aufklärung der Bevölkerung über luftschutzmäßiges Verhalten im Ernstfall. Die bis­
herigen Methoden - sofern überhaupt von Methoden gesprochen werden kann - haben 
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sich als völlig unzureichend erwiesen. Zum Beweis dafür möge folgende Episode als 
Beispiel für viele andere dienen. In Bad Godesberg, dem Sitz des Bundesamtes für 
zivilen Bevölkerungsschutz, ertönte alsbald nach der übertragung der Rede des Präsi ­
denten Kennedy eine Luftschutzsirene (wie übrigens auch in mehreren anderen Städten). 
Zahlreiche Einwohner eilten auf die Straße oder gingen auf die Balkons ihrer Wohnun ­
gen, um die Ursache zu erforschen. Einer von ihnen bat das Polizeirevier telefonisch um 
Auskunft. Eine Antwort wurde ihm verweigert. Erst nach einiger Zeit stellte sich heraus, 
daß die Sirene einen Alarm der Feuerwehr zum Löschen eines Brandes ausgelöst hatte, 
der während der Kennedy-Rede ausgebrochen war. 

Das absolut ernstfallwidrige Verhalten der Bevölkerung, ihre mangelnde Kenntnis der 
Sirenensignale, ebenso auch das Verhalten des Polizeibeamten sind nur auf den völligen 
Mangel auch nur der primitivsten Aufklärung zurückzuführen. In einem echten Ernstfall 
wären Kopflosigkeit und Panik mit unübersehbaren Menschenverlusten die unausbleib­
liche Folge gewesen. 

Es wird höchste Zeit, daß die bisherigen Versäumni sse, die Bevölkerung in "Schönwetter­
zeiten" aufzuklären, nachgeholt werden. Wir haben in unserer Zeitschrift wiederholt 
gefordert, daß der Aufklärung besondere Beachtung geschenkt wird, und Mittel und 
Wege dazu aufgezeigt. Wir werden uns demnächst erneut mit diesem Thema besonders 
beschäftigen. Um unseren zahlreichen Behördenbeziehern, zu denen auch die örtlichen 
Luftschutzleiter gehören, wenigstens einen ersten Fundus an Material zur Beantwortung 
der in Krisenzeiten zu erwartenden zahlreichen Anfragen aus den Kreisen ihrer Bevöl ­
kerung zu bieten, bringen wir in dieser und der Dezember-Ausgabe einige Beiträge, die 
ihnen die Auskunftserteilung über luftschutzmäßiges Verhalten erleichtern sollen, wenn 
wir es auch als eine Aufgabe der Bundesregierung betrachten, für eine umfassende Auf­
klärung zu sorgen. 

5. Gemeinsames Bemühen 

Wenn wir mit diesem Beitrag zur Lage nicht alle im Augenblick aktuellen, sondern nur 
eine Reihe besonders wichtiger Probleme behandeln konnten, so erweist sich doch schon 
allein aus dem Dargestellten, welche umfangreiche Arbeit ihrer baldigen Lösung harrt. 
Sie bedarf, um zu Nutz und Frommen aller wirksam zu werden, nicht nur der intensiven 
Anstrengungen der für die Gesetzgebung verantwortli.chen Körperschaften, sondern 
auch des Verständnisses und der Mitarbeit der Allgemeinheit, in deren Interesse letztlich 
diese Aufgaben gelöst werden müssen. Bedauerlicherweise verschließt sich ein wert­
voller und bedeutender Teil dieser Allgemeinheit der Mitarbeit an einem wesentlichen 
und unentbehrlichen Gesetzeskomplex : der Deutsche Gewerkschaftsbund hat erneut jeg­
liches Notstandsgesetz abgelehnt. Es ist nicht unsere Aufgabe, uns in das politische 
Tagesgeschehen einzumischen, und wir beabsichtigen nicht, den Beschluß des DGB zu 
kritisieren . Wir müssen aber feststellen, daß ein Notstandsgesetz als unentbehrlicher 
Bestandteil zu dem Bukett von Gesetzen gehört, die zum Schutz der Zivilbevölkerung 
notwendig sind. Deshalb sollten die Bemühungen fortgesetzt werden, dem Notstands­
gesetz eine Fassung zu geben, die auch dem DGB die Billigung erleichtert, damit er sich 
nicht der Mitarbeit an einer Aufgabe verschließen zu müssen glaubt, die der gesamten 
Bevölkerung, und letzten Endes den 6,5 Millionen Mitgliedern des DGB, zugutekommt. 
Die Kuba-Krise hat die Welt bis dicht an den Abgrund gebracht. Wir wissen nicht, ob 
und wann sich eine solche Situation wiederholt und ob sie dann noch mit friedlichen 
Mitteln gemeistert werden kann. Aus dieser Erkenntnis kann nur der Schluß gezogen 
werden, daß Regierende und Regierte sich gemeinsam bemühen müssen, der Gefahr, 
die alle trifft, gemeinsam zu begegnen. 

Wir machen unsere Leser auf den Artikel von Herrn Reg.-Dir. H. Leu t z 

Uberleben in Teilschutz- und Behelfsschutzbauten 

auf Seite 378 aufmerksam. Die Ausführungen sind von besonderer Wichtigkeit, da sie 
aufzeigen, in welcher Weise man in bestehenden Gebäuden Schutzmöglichkeiten schaf­

fen kann . 
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Die Landesverteidigung in der Bundesrepublik 

Von Oberst a. D. E. Sc h u I e r 

Wir bringen nachstehenden Artikel, der sich hauptsächlich mit der 
territorialen Verteidig ung befaßt, weil wir der AuffassunQ sind, daß 
diese und der z ivile BevälkerunQsschutz aufs engste miteinander ver· 
bu nden sind und zusammenarbeiten müssen . 

Schriftleitung 

" Landesverteidigung" besagt nicht Wehrhaftmachung und 
Bewaffnung des Volkes, um einen in dos Lond eingedrun­
genen Gegner zu bekämpfen. Sie bedeutet olso nicht die 
Wiedergeburt des "Volkssturmes" oder "Wehrwolfes" des 
2. Weltkrieges. Man konn auch keine Vergleiche ziehen mit 
den Freiheitskämpfen der Tiroler 1809 unter Andreas Hofer 
und darf auch nicht an den" Letzten Widerstand" in der 
Schweizer Literatur denken. 
Sie umfaßt vielmehr Schutz der Bewegungen der Feld­
truppe gegen Störungen des Feindes hinter den Fronten 
und Schutz der Bevölkerung gegen Kriegseinwirkungen. Sie 
bildet einen Teil der Gesamtverteidigung und 
liegt ouf der einen Seite in den Händen ziviler Behörden, 
unter dem Begriff "Z i v i I e Ver te i d i gun g (Z V) " 
zusammengefaßt, zum anderen im militärischen Verant­
wortungsbereich der "T e r r i tor i ale n Ver t eid i -
gun g (T V) ". Diese hat schon jetzt die Aufgabe, die 
Feldtruppe von ortsgebundenen Aufgaben zu entbinden, 
um dadurch deren mobilen Einsatz sicherzustellen. 
Die Forderung nach ständiger Einsatzbereitschaft ergibt 
sich aus der Verteidigungskonzeption der N A T O. Sie 
stellt ein Ver t eid i gun g s b ü n d n i s dar, das jeden 
Offensivgedanken ablehnt und keinerlei Präventivmaß­
nahmen kennt, um den Angriffsabsichten eines Gegners 
zuvorzukommen. Die Verteidigung wird erst wirksam, wenn 
der Gegner die Grenze überschreitet und damit die Merk­
male eines Angriffes gegeben sind. Diese Tendenzen bringt 
vor allem für die Bundesrepublik große Gefahren mit sich, 
im Besonderen dann, wenn es zu einem Uberraschungs­
angriff kommt. Aber se lbst wenn es gelingt, den Gegner an 
oder in der Nähe der Grenze aufzuhalten, wird ein großer 
Teil der Bundesrepublik Kampfgebiet bleiben . 
Ein moderner Krieg macht nicht an den Fronten halt. Die 
Kern- und Fernwaffen tragen ihn auch ins tiefste Hinter­
land und erfordern Maßnahmen, die das Uberleben trotz 
der feinlichen Einwirkung ermöglichen. Für die Territoriale 
Verteidigung kommt es deshalb darauf an, die zivile Ver­
teidigung in ihren Aufgaben zu unterstützen. Es zeigte sich 
bereits im 2. Weltkriege, daß die zivile Abwehrorganisation 
bei Anwachsen des Luftkrieges ihre Aufgaben allein nicht 
mehr bewältigen konnte. Mithilfe der Wehrmacht ergab 
sich von selbst, wobei es aber nicht nur um Aufräumungs­
und Bergungsarbeiten ging. Zur Wiederinstandsetzung von 
Wasser-, Gas- und Stromversorgung mußten technische 
Truppen eingesetzt werden. Dieselbe Forderung ergab sich 
im Verkehrswesen. Unter dem "General der Technischen 
Truppen" wurde deshalb eine Wehrmachtshilfe aus allen 
drei Wehrmachtsteilen eies Ersatzheeres gebildet. Bei den 
Reichsbahndirektionen wurden Wehrmachtsbevollmächtigte 
eingesetzt. 
Die Auswirkungen dieser Zusammenarbeit zeigte sich erst­
mals bei dem Großangriff auf Berlin am 23.11. 1943. Alles 
Leben schien in der Reichshauptstadt erloschen. Das Wehr-

kreiskommando 111 setzte aus den umliegenden Garnisonen 
50000 Mann in Marsch! Alle verfügbaren technischen Ein­
heiten kamen zum Einsatz. Schon nach einer nicht für mög­
lich gehaltenen kurzen Zeit gab es wieder Wasser, Gas 
und Strom. Auch die Verkehrsmittel waren wieder in Be­
trieb. 
Die Wehrmacht bildete aber auch auf anderen Gebieten 
den Rückhalt bei Beseitigung von Notständen. Sie stellte 
ein festes Gefüge dar, das die notwendige Stütze für alle 
Organisationen bei dem wirren Durcheinander bildete. 
So war das Ersatzheer beauftragt, Vorkehrungen zu tref­
fen , um bei inneren Unruhen, die in erster Linie von seiten 
der in großer Zahl in Deutschland anwesenden Fremd­
arbeiter befürchtet wurden, durch Bereitstellen sofort ein ­
satzfähiger Einheiten eingreifen zu können . Die Vorberei­
tungen liefen unter dem Decknamen "Walküre". Dieses 
Stichwort hat auch am 20. Juli 1944 eine Rolle gespielt. 
Zur Bekämpfung feindlicher Fallschirmjäger und Luftlande­
truppen befanden sich kleinere Verbände des Ersatzheeres 
in ständiger Alarmbereitschaft. 
Die Wehrmacht war also auch in der Heimat mit Aufgaben 
betraut, die für die Gesamtverteidigung maßgebend waren . 
Man kann hierin die ersten Anfänge einer "Landesverteidi­
gung" sehen. Es ging damals schon im besonderen um 
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des militärischen Ver­
keh rswese ns. Diese Forderung kommt in der von der NATO 
an die Territoriale Verteidigung gestellten Aufgabe eben­
falls zum Ausdruck . Sie verlangt, " die 0 per at ion s -
freiheit der NATO-Truppen sicherzustel­
I e n ". Diese Aufgabe erfordert auf allen Gebieten terri­
toriale Truppen, die völlig unabhängig von den Feldein­
heiten zum Einsatz kommen. Sie sind nicht zur Verstärkung 
oder Ablösung dieser Verbände gedacht und nicht in der 
aktiven Verteidigungsfront der NATO zu suchen. Ihr T ätig­
keitsgebiet umfaßt vielmehr den rückwärtigen Raum und 
beginnt mit Schwerpunkt hinter der "Rückwärtigen Korps­
grenze " . Sie unterstehen deshalb nicht dem NATO-Befehls ­
haber, sondern bleiben unter nationalem Kommando. 
Mit dem Aufbau der Führungsstellen für die Territoriale 
Verteidigung ist bereits begonnen . An der Spitze steht der 
Befehlshaber der Territorialen Verteidigung mit dem "Kom­
mando der Territorialen Verteidigung". Er ist dem General ­
inspekteur der Bundeswehr unmittelbar unterstellt. Ihm un­
terstehen 6 Wehrbereichskommandos, deren Territorial ­
bereiche, entsprechend dem föderativen Aufbau der Bun­
desrepublik, ein oder mehrere Bundesländer umfaßt. Ne­
ben den Wehrbereichskommandos bestehen als selbshin. 
dige Einrichtungen Wehrbereichsverwaltungen . 
In den meisten - später allen - Regierungsbezirken fin ­
den sich "Territoriale Verteidigungsstäbe" (TVStäbe), die 
auf der einen Seite mit den Korps und Divisionen, auf der 
anderen mit den Regierungspräsidenten zusammenarbei­
ten. Unter dem Kammando dieser Stäbe stehen Standort­
kommandanturen, deren Umgliederung in "Kreisverteidi­
gungsstäbe" möglich ist. Gerade auf dieser Ebene soll die 
Territoriale Verteidigung in ihrer ganzen Auswirkung zum 
T ragen kommen. Die Verbindung wird hier zu den Divisio-
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nen und Brigaden bestehen bzw. zu den Landräten . In je­
dem Falle arbeiten diese Stäbe eng mit der Wehrbereichs­
bzw. W ehrbezirksverwaltung zusammen . 
Für die Te r r i tor i ale Ver t eid i gun g ergeben sich 
folgende Auf gab eng e b i e te : 

Sicherungswesen 

Schon in Spannungszeiten wird die Territoriale Verteidi­
gung die Sicherung wichtiger Verkehrslinien und -anlagen, 
ebenso von Versorgungs- und Fernmeldeanlagen überneh­
men müssen. Auch Flugplätze und Radarstationen müssen 
einbezogen werden . Diese Objek te sind alle in besonde­
rem Maße sabotageanfällig und bedürfen des Schutzes. 
Man hat deshalb S ich e run g s bat a i 110 n e für die 
TV vorgesehen, denen eine Anzahl von Anlagen in einem 
bestimmten Raum zur Sicherung zugewiesen wird. 
Neben Sabotage wird man auch mit Bandentätigkeit rech­
nen müssen. Der Gegner wird auf diese Organisation nicht 
verzichten, um Unruhe und Unsicherheit ins Hinterland zu 
tragen. Agenten und Saboteure können bereits vor Beginn 
von Kampfhandlungen eingeschleust - Anzeichen hierfür 
sind bereits vorhanden - und laufend auf dem Luftwege 
verstärkt werden. Der Kampf gegen solche Banden wird 
hart und beschwerlich sein. Man benötigt bewegliche Ver­
bände, gut ausgerüstet und bestens ausgebildet, die jeden 
Versuch ei ner Bandentätigkeit rasch und energisch zer­
schlagen können. Der Gegner wird hier nur bestgeschulte 
Kämpfer ei nsetzen, die schwer zu finden und zu fassen 
si nd . Der Schwerpunkt der Au sbildung für die zur Abwehr 
dieser Feindkräfte vorgesehenen " G ren a die r bat ai l­
Ion e (TV)" muß in Nacht -, Wald - und Nahkampfausbil ­
dung liegen. Auch im Einsatz von lagdkommandos*) müs-

') Jagdkammandas sind Kampfgruppen in Zug. bis Komponiestärke, di e 
auf Grund ihrer Ausrüstun9 und Ausstattung iederzeit in der Loge sind, 
unabhängig von der Versorgung, sich längere Zeit, abgesetzt von ihren 
Stützpunkten, zu bewegen und auf Grund ih rer Ausbil dung in schwie­
rig em Gelände selbständige Gefechtshandlungen gegen Störtrupps 
oder Banden durchzuführen . 

Einricht.ungen 

sen sie geübt sein . Damit ist die Aufgabe dieser Bataillone 
nicht erschöpft. Mehr als bisher muß mit Luftlandeopera ­
tionen des Gegners gerechnet werden. Nicht immer und 
überall werden Verbände der NATO zu deren Ausschal ­
tung zur Verfügung stehen. Man wird auch hier auf Ein ­
heiten der TV zurückgre ifen müssen, um einen luftgelande­
ten G egner vor allem in der für ihn gefährlichsten Lande­
phase empfi ndlich zu treffen und seine Operationen ört­
lich zu binden und abzuriegeln. 
Wenn man darüber hinaus noch die Möglichkeit ins Auge 
fassen muß, daß durchgebrochene Panzerspitzen ins eigene 
Hinterland vorstoßen, die möglicherweise durch Landes­
grenadierbataillone aufzuhalten sind, darf man sich in der 
Zahl dieser Kräfte keine allzu große Beschränkung aufer­
legen. 

Feldjägerwesen 

Auch die Bevölkerungsbewegungen können Marsch- und 
Versorgungsbewegungen der NATO-Truppen empfindlich 
stören. Es läßt si ch vorausschauend nicht annähernd beur­
teilen, in welchem Umfange derartige Bewegungen aus 
Großstädten, Ballungsgebieten und gefährdeten Räumen zu 
erwarten sind, unter Kontrolle gebracht und gesteuert wer­
den müssen. Die Polizei, selbst wenn sie durch Verkehrs­
lenkungsbereitschaften der Zivilen Verteidigung verstärkt 
ist, wird größere Verkehrsstockungen und -behinderungen 
nicht immer beseitigen können. Wenn auch das Straßen­
netz vorsorglich in Militär- und Zivilstraßen eingeteilt ist, 
wird es sich nicht vermeiden lassen, daß bei der allge­
meinen Ang stpsychose zivile Kolonnen immer wieder auf 
Militärstraßen - vor allem auf Autobahnen - drängen 
und damit Truppenbewegungen behindern . 
Die Territoriale Verteidigung, die eine reibungslose Durch­
führung von Märschen aller Art gewährleisten soll, bedarf 
eigener Kräfte, um dieser Aufgabe gerecht zu werden . Die 
einzelnen Wehrbereiche verfügen wohl jetzt schon über 



Schuler, landesverteidigung in der Bundesrepublik Zivi Ischutz Heft 11 369 

Fe I d j ä ger e in h e i t e n, aber sie werden nicht aus­
reichen. Daher tritt der G eda nke avf, V er k ehr s ie n -
ku n g sei n he i te n zu bilden, die durch rasches Ein­
greifen drohende Verkehrsm ißstände zu beseitigen haben. 
Sie müßten sehr beweglich und mit ausreichenden Fern­
meldemitteln, insbesondere Funk, ausgerüstet sein. 

Verkehrswesen 

Schon jetzt bestehen Verkehrskommandanturen, die einer­
se its für die Ei senbahntransporte, andererseits für die Len ­
kung von militärischen Beweg ungen auf der Straße verant­
wortlich sind. Dabei werden nicht nur Transporte der deut­
schen Streitkräfte, sondern auch diejenigen der innerhalb 
der Bundesrepublik befindlichen alliierten Truppen bear­
beitet. Jeder marschierende Verband bekommt einen 
"Marsch kredit" zugeteilt, in dem festgehalten ist, in welcher 
Zeit eine bestimmte Straße benützt werden darf. Um 
Schwierigkeiten gegenüber den Alliierten zu beheben, sind 
Teams aus deren Reihen in den Verkehrskommandanturen 
tätig . Die Kommandanturen sind am Sitz der Bundesbahn­
direktionen; sie arbeiten auch mit den TVStäben zusammen 
und sind diesen, soweit es den Straßenverkehr betrifft, un­
terstellt. An zu erwartenden Brennpunkten - vor allem, wo 
Kreuzungen zwischen zivilen und militärischen Bewegun­
gen zu erwarten sind - werden Ver k ehr sie i t s tel -
I e n eingerichtet, die Heranführen notwendiger Kräfte 

I 

veranlassen. Au sreichende Fernmeld everbi ndungen, auch 
Funk, sind hier von besonderer Bedeu tung . Eine enge Zu ­
sammenarbeit mit den Verkehrsl enkungskräften der zivilen 
Seite ist unerläßlich . 

Pionierwesen 

Eine Gefährdung der O perationsfre iheit wird sich nicht nu r 
auf Grund von Sabotageakten u. ä. ergeben. Die Bewe­
gungsfreiheit kann auch durch feindliche Luftangriffe emp­
findlich gelähmt werden. Beschädigungen und Zerstörun ­
gen von Straßen, Brücken und Ve rke hrszentren werden 
nicht ausbleiben. Bereitste llen von Bau p ion i e ren muß 
eine wirksame Gegenmaßnahme sein. Auch hier kommt es 
darauf an, die entstandenen Schäden rasch zu beheben, 
was die Forderung nach einem entsprechenden Kräfte­
potential zur Folge hat. 
Man wird aber dabei nicht aus dem Vollen schöpfen kön­
nen. Auch den zivilen Instandsetzungseinheiten (Luftschutz, 
Techn. Hilfswerk) müssen Kräfte aus dem Wirtschaftsbereich 
verbleiben. Mit diesen wird sich eine enge Zusammenarbeit 
ergeben. 
Instandsetzung von Brücken, Bau von Behelfsbrücken, Ein­
satz von Fähren, Vorbereiten von AusweichübergangssteI ­
len sowie Freihalten von Fahrrinnen auf größeren Flüssen 
sind Aufgaben, die den Pionieren der TV zufallen. Das 
letztere Problem tritt vor allem am Rhein auf. Hier sind der 
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TV bereits schwere Pioni erbotai llone, Schwimmbrücken­
und Flußpionierkompanien zugeteilt. 
Auch der Bodenständigen Küstenverteidigung in Schleswig­
Hol ste in sind Pioniereinheiten zugestanden, die in Gliede­
rung, Stärke, Ausrü stung und Ausbildung den besonderen 
Au fgaben gerecht werden können. Zum Offenhalten von 
Hauptverbindungslini en des kriegswichtigen Eisenbahnnet­
zes muß an Eisenbahn pion iere gedacht werden. 
Die militärische I n fra s t r u k t ur, die in die territoriale 
Zuständigkeit fällt, ist nur eingeschaltet, sofern sie An­
lagen bearbeitet, die zum ständigen Verteidigungssystem 
gehören, im besonderen die Anlagen der La ndesbefesti­
gung. Auch Verkehrs- und Versorgungsanlagen, die zwar 
auf z ivilem Gebiete liegen, auf die jedoch die Streitkräfte 
sowoh l im Frieden als auch im Kriege angewiesen sind, 
fallen darunter. 
Auf dem Pioniergebiete ergeben sich für die TV nach we i­
tere Au fgaben. In erster Linie hande lt es sich dabei um 
Erkundung von festen Sperranlagen und um Vorschläge für 
Zerstörungsmaßnahmen, durch die dem Feindvordringen 
im eigenen Lande Abbruch getan werden sol l. Dabei kommt 
es darauf an, die Belange der zivi len Seite zu berücksich­
tigen und sinnlose Zersrörungen durch die Tru ppe zu unter­
binden. Für diese Aufgaben si nd den TVS täben Walimei­
stergruppen zugeteilt, die auch Unterla gen über natürliche 
Hindernisse und ihre Sperrkraft bearbeiten. Sie si nd auf 
Grund ihrer Geländekenntnisse auch befähigt, der Feld ­
truppe wertvolle Hinweise bei Anlage feldmäßiger Sper­
ren, Verstärkung von G eländeabsch nitten, Uberfluten von 
Gebieten oder auch über panzersichere bzw. panzergün ­
stige Räume zu geben. Bei Auslösung von vorbere iteten 
Sperranlagen haben sie die Pioniere der Feldtruppe zu 
unters tü tzen. Sie werden hierzu durch Sperreinheiten der 
TV verstä rk t, die in " P ion i e rb 0 ta i I Ion e n (T V ) " 
zusammengefaßt werden. 
Bei der Bekämpfung von Großschadenssteilen wird ihre 
Unlerstützung der zivilen Kräfte unentbehrlich sein. Dafü r 
brachte die Hamburger Flutkatastrophe den Beweis. Pio­
nierkräfte bieten immer die Vorau sse tzung für eine schnelle 
und wirksame Hilfe durch ihr straffes Gefüge, ihre Orga­
nisat ion, ihre spezielle Ausbildung sowie ihre Au sstattung 
mit den notwendigen technischen Hilfsmitteln. 

Fernmeldewesen 

Auf diesem Gebiete werden sich besondere Schwierigkei­
ten ergeben. Das Netz der Bundespost, auf das sich das 
militärische Fernmelde- und Fernschreibnetz abstützt, wird 
den Anforderungen eines Verteidigungsfalles nicht ge­
wachsen sein. Dazu muß mit Zerstörungen größeren Aus­
maßes gerechnet werden, die die normale Leistungsfähig ­
keit erheblich obsinken lassen. Auch ein erweitertes Bun­
deswehrnetz wird den militärischen Belangen nicht genü­
gen können. Im Verteidigungsfalle müssen die Verbindun­
gen zu allen Führungsstellen ausstrahlen. Schon allein die 
Forderung, innerhalb der Territorialen Dienststellen eine 
ständige Verbindung zu gewährleisten, wird nur mit einem 
erhöhten Kräfteeinsatz zu erfüllen sein. Auch deren Ge­
räteausrüstung und ganz besonders die Vorsorge für eine 
Gerätereserve wird von Bedeutung sein. Der TV müssen 
starke, leistungskräftige Fernmeldeeinheiten zugestanden 
werden, die auch den Bedarf der TVStäbe und der Kreis­
verteidigungsstäbe abdecken können. In deren Aufgaben­
gebiet wird auch die Behebung von Betriebsstörungen und 

von Zerstörungen durch feind liche Einwirkung fallen . Zu­
dem muß an Mitwirken bei Unbrauchbormachen dp.r beste­
henden Anlagen, die bei Aufgabe eines Tei lgebietes nicht 
un7.erstört dem Gegner überlassen werde n dürfen, gedacht 
werden. Beim "Kommando der Territor ial en Verteidig ung " 
ist ein "Höherer Fernmeldeführer" eingesetzt, der über ei ne 
Fernmeldehauptkommandantur und Fernmeldeleitkorr.lI1a'l ­
danturen, sowie Führungsfernmeldetruppen verfügt. Inn er­
halb der Wehrbereiche stellen Fernmeldekommandanturen 
die Verbindungsorgane zur Bundespost dar. Truppen ste­
hen ihnen nicht zur Verfügung. An Knotenpunkten sind 
Grundnetz- und Verteil erverm ittlungen im Entstehen. 

Feldzeugwesen 

Hier ist zwischen Kraftfahrwesen und Waffen- mit Geräte­
wesen zu unterscheiden. Im Ze ital ter der Vollmotoris ierung 
hat das erstere an Bedeutung gewonnen. Der Ausfall auf 
dem gesamten Gebi et des Feldzeugwesens wird nicht un­
erheblich sein . Zur Au sschöpfung a!ler Instan dsetzungs­
möglichkeiten sind auch territorial e Ein richtungen notwen­
dig; verschiedentlich müssen auch solche z ivil er Art ausge­
nützt werden. Meist wird die Aufgabe, die der Einsatz­
berei tscha ft der Truppe du rch Instandsetzung von Waffen , 
Gerät und Kraftfahrzeugen dient, nur durch eine Gemein­
schaftsa rbeit gelöst werden können. Vielfach werden die 
anfallenden Reparaturen die Leistungsfähigkeit der Trup­
pen-Instandsetzungsdienste übersteigen. Für Heranziehen 
ziviler Dienste ist bei den TVStäben eine Ubers icht übp.r 
Werkstätten, Ersatzte il- und Reifenlager vorhanden. Auch 
auf anderen Gebieten wie Fernmeldewesen w ird ähnlich 
verfahren. Man muß auch hier auf den Sektor der Z ivilen 
Verteidigung Rücksicht nehmen. Diese ist für Instandsetzung 
der eigenen Kraftfahrzeuge und sonstigen Gerätes aus­
schl ießlich auf zivile Einrichtungen angewiesen und benö­
tigt diese dringend. 

Logistik 

Die Logistik bleibt in nationaler Verantwortung. Dies zwingt 
zu ausreichender Bevorratung, um im Verteidigungsfall e 
bis zum Anlaufen des Nach sch ubes aus Ubersee entspre­
chend gerüstet zu sei n. Vorbereitung von zahlreichen Misch­
depots, die alle notwendigen Versorgungsgüter enthalten, 
ist unerläßlich. Dabei müssen auch Aushilfen für die Feld­
truppe und für die Bevölkerung eingeplant se in , denn für 
die Territoriale Verteidigung kann sich die Möglichkeit 
einer Unterstützung beider Seiten jederzeit ergeben. 
Auf jeden Fall muß die willkürliche Inanspruchnahme von 
Lebensmitteln aus dem Lande durch Truppenteile unter­
bunden werden. Die Versorgungslage der Bevölkerung 
würde dadurch nicht nur in Mitleidenschaft gezogen, son­
dern unter Umständen sogar gefährdet werden . 
Läßt sich eine Beschlagnahme von zivilen Versorgungs­
gütern durch die Truppe nicht vermeiden, muß sie so durch­
geführt werden, daß der Lebensbedarf der Betroffenen 
gewährleistet bleibt. In diesen Fällen müssen Bescheini­
gungen vorbereitet sein, die bei Empfang der Leistung 
auszuhändigen sind. 
Die Versorgung territorialer Einrichtungen und Truppen ist 
eigenen Versorgungseinheiten übertragen. Sie verfügen 
über den entsprechenden Kolonnenraum. Sicherung der La­
ger und Depots wird in das Gebiet des Siche""ngswesens 
fallen. Die Transporte müssen durch die Versorgungstrup­
pen selbst gesichert werden . 
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Besondere Bedeutung kom mt der Trei bstoffversorgung zu. 
Das Transportproblem ist hier durch dos Pipeline-System 
gelöst. Diese Lini en bedürfen jedoch ständiger Wartung. 
Beschädigungen müssen rasch und sachgemäß beseitigt 
werden. Die hierfür benötigten Spezialeinheiten sind in ein ­
ze lnen W ehrbereichen bereits vorhanden. Au ch für die Si­
cherung ist Vorsorge getroffen. 

Transportwesen 

Das Transportwesen ist mit der Logistik eng verbunden und 
a ls Te ilgebiet derselben zu betrachten. Die T ra n s par t­
ver b ä n d e der Terr itorialen Verteidigung können dabei 
auch zu Ferntransporten herangezogen werden, die si ch 
bis zum Atl a ntik und nach Südfran kre ich erstrecken we rd en. 
Hi erzu sind S t roß e n t r 0 n s par t ein h e i t e n mit 
Großtransportraum erforder li ch. Au sstattung mit Fern ­
me ldemitteln (Funk) ist auch hier von Bedeutung . Für See -
t r 0 n s par t e ist eine eigene Di enststelle err ichtet, die 
den Nachschub über See zu regeln hat. Da Großhäfen be­
sonders luftgefäh rd et sind, wird man für die Anlandung 
im "Brückenkopf Europa " auf Kleinhäfen oder soga r auf 
die freie Küste ausweichen müssen. Hierzu si nd Spezial ­
umschlageinheiten mit Fachpersonal und modernem Gerä t 

bereitzustellen. 
Ahnliche Vorbereitungen erfordern auch die Verhältnisse 
a m Rh ein . Uber d iesen Strom führt die Versorg ung, deren 
Sich erste llung die Grundforderung für alle Verte idigungs­
maßnahmen ostwärts davon bilde t. Bei Au sfal l von Brük­
ken- und Ubersetzmitteln müssen auch hier Umschlagein­
heiten zur Verfügung sein. 
Zu den Au fgabe n werden auch Aushilfen bei Ausfall von 
Kolonnenraum der NATO-Truppen zählen. Für den benö­
tigten Ersatz müssen auch die nationalen Hilfsque ll en 
hera ngezogen werden. Die Bedürfnisse der zivilen Bedarfs­
träger dürfen dabei nich t unberücksichtigt bleiben. Auch 
sie werden vor allem für Versorgungsfahrten erhebli chen 
Bedarf anmelden. 

Sanitätswesen 

Umfangreiche Aufgaben erwarten die TV auf dem Sani­
tätsgebiet. Sie können nur gelöst werden, wenn das vor­
handene Kräftepotentia l bis zum letzten ausgeschöpft ist. 
Uberall wird es auf rasche und durchgreifende Hilfeleistung 

a nkommen. 
Auch der Zusammenarbeit mit den Sanitätseinrichtungen 
der Zivilen Verteidig ung muß besondere Bedeutung zuge­
messen werden. Ohne gegenseitige Unterst ützung wird 
keine Seite den Anforderungen gewachsen sein. Erhöhung 
der Kra nkenziffern bei Bevölkerungsbewegungen und grö­
ßerer Anfall von Verletzten in einem Katastrophengebiet 
werden schwer lösbare Verhältnisse schaffen. Die hygie­
nische Gesa mtlage wird sich erheb lich verschlechtern, zu­
mal in Jahreszeiten mit Schlechtwetter lagen vermehrtes 
Auftreten von Infektionskrankheiten zu erwarten ist. 
Die Planungen auf dem territorial en Sani tätsgebiet erstrek­
ken sich auf Bereits tellen von Chirurgengruppen, motori­
sierten San itätsbereitschaften, Kran kentransportabtei lun­
gen, Blutspendestationen, Lazarettzügen sowie Einrichten 
von Sanitätsdepots und ReverselazareIten u. ä. 
Diese Einrichtungen werden in erster Linie zur Entlastung 
des Feldsanitätswesens in Frage kommen. Aber auch die 
zivile Seite kann darauf zurückgreifen, sofern es die eigene 

und die Frontlage erlauben . 

ABC-Abwehrwesen 

Für die ABC - A b weh r werden Abwehreinheiten be­
re its tehen zur Erkundung atomaren Einsatzes oder chemi­
scher bzw. biologischer Kampfmittel, zur Versorgung be­
Iroffener Personen, zur Uberwa chung der Folgeerscheinun­
gen und Sicherung vor diesen, zur Ents trah lung, Entseu­
ch un g und Entgiftung . Sie müssen sehr beweglich sein, un­
ter Umständen durch Einsatz von Flugzeugen und mit zah l­
reichem Fernmeldegerät ausgestattet sei n. 
Auch diese Einheiten sind nicht für den eigenen Bereich 
gedacht. Sie haben auch außerhalb desselben sowohl bei 
der Feldtruppe als auch auf zivilem Gebiet helfend einzu­
greifen. 

Luftverteidigung 

Die Luftverteidigung fä llt unter den Begriff: G esamtvertei­
digung und gliedert sich in aktive und passive Abwehr. 
Im Rahm en der Landesverteidigun g ist vor allem die pas­
sive Abwehr zu betrachten. Sie geht jeden an, gleichgültig, 
ob Soldat oder Zivilist. Soweit es sich nicht um Bundes­
wehra nlagen handel t, fällt sie in das Au fgabengebiet der 
Zivilen Verteid igun g. D ie aktive, bodenständige Luftve r­
teidigung ist Luftwaffenverteidigungsdivi si onen übertragen . 
Sie ist besonders für die Bundesrepu bli k, die im Vorposten­
bereich liegt, von großer Bedeutung . Die Warnzeiten be­
tragen kaum ei nige Minuten, se lbst wenn ein Frühwarn­
dienst aufgebaut ist. Die a ktive Luftverteidigung fällt aber 
nicht in den Verantwortungsbereich der TV. Außer Jagd­
verbänden kommen Luftwaffen -Fla -Bataillone mit Flug­
abwehr-Artillerie und Fla-Raketen-Bataillone mit Flugab­
wehrraketen und Flugabwehrlenkgeschossen zum Einsatz. 
Damit kan n ei n dichter Luftschirm über dem gesamten 
Raum der Bundesrepublik gebildet werden, der durch Ab­
fangjäger der NATO-Luftwaffe ergänzt wird. 
Die Luftverteidigu ng bedarf - soll sie zu r Au swi rkung 
kommen - einer ausreichenden Tiefe, die aber gerade der 
Bundesre publik mangelt. Nur eine vollständige Radarüber­
wachung des eigenen Gebi etes auch über dessen Grenzen 
hinweg sowie einwandfreie Fernmeldeverbindungen kön­
nen rechtzeitig e und w irksame Abwehrmaßnahmen ge­
währleisten. Dabei bedarf das Radarsystem der Ergänzung 
durch ei ne " Auge-Ohr" -Beobachtung, da der Wirkungsbe­
reich durch tieffliegende Flugmaschi nen un terflogen wer­
den kann. 

Die zivile Verteidigung (ZV) 

Jede Verteidigung muß sich mit dem totalen Krieg befas ­
sen. Die Rüstungen auf zivilem Gebiet sowie d ie Schutz­
maßnahmen für die Bevölkerung sind deshalb genau so 
notwendig wie eine schlagkräftige Armee. Militärische Ver­
teidigungsvorbereitungen haben nur donn einen Sinn, wen n 
alle Vorkehrungen, die dos Vol k vor Krieg se inwirkungen 
schützen sollen, rechtzeitig getroffen worden sind. Di e mi­
litärische Bereitschaft bedarf dornach der Ergänzung durch 
die Zivile Verteidigung. In der Schweiz entstand ous dieser 
Erken ntnis der Satz: 

"Mit der zivi len Verte id igung ist kein Krieg zu ge­
winnen, aber ohne eine solche ist er von vornherein 
verloren I" 

Der Bereich der Zivilen Verte idigung umfaßt Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Ernährung - der Wasser- u. Energie­
versorgung - zur Beseitigung von Gefohren durch Ab­
wässer - zum Schutze wichtiger Anlagen - zur Aufrecht-
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erhaltung des Fernmeldeverkehrs - zur Fortführung des 
lebenswichtigen Verkehrs - und auch zur Abwehr der pro­
pagandistischen Einflüsse des Gegners auf die Bevö lke­
rung. 
Die Zivile Verteidigung ist ein Teil der Gesamtverteidigung. 
Ihre Aufgaben müssen deshalb im Rahmen des NATO­
Bündnisses gesehen werden, so weit es sich um Vorberei­
tung en zur Abwendung eines Äußeren Notstandes, also 
um den Verte idigungsfal l, handelt. Sie sind für die NATO 
van lebenswichtigem Interesse und wurden in deren Pro­
gramm aufgenommen. 
Die NATO hat d ie Aufgaben, die sie der ZV auf natio­
naler Ebene zugewiesen hat, wie folgt formuliert: 

Aufrechterhaltung der Regierungsgewalt -
Gewährleisten des Uberlebens der Bevölkerung. 

Dabei handelt es sich im Rahmen der Landesverteidigung 
um rein passive Natwehrmaßnahmen, die den Schutz der 
Bevölkerung, deren Wohnstälten und Arbeitsplätze sowie 
die Sicherste llung der Versargu ng und d ie Erhaltung der 
Kraft- und Hilfsque llen betreffen. Es geht dabei also dar­
um, jedem die größtmögliche Chance zum Uberleben zu 
geben, se lbst in einem Atomkrieg . 
Kernpunkt der damit im Zusammenhang stehenden Planun­
gen bildet der Leitsatz: BI e i b zu Hau se! Diese Auf­
fassung gewinnt an Bedeutung in Anbetrach t der Tatsache, 
daß die M enschen zu Hause geringeren G efa hren ausge­
setzt sind als auf der Straße. Man kann aber dem Leitsatz 
nur Nachdruck verleihen, wenn Schutzbauten geschaffen 
sind . Dies gilt vor allem für Ballungsgebiete und besanders 
gefährdete Räume. Das Schutzraumproblem wird aber zu­
nächst nur durch Behelfslösungen zu meistern se in, bis die 
gesetzlichen Grundlagen die Möglichkeit für Verbesserun­
gen schaffen. Die Bestrebungen, den Krieg durch Au sba u 
der Zivilen Verteidigung zu überleben, lassen sich in allen 
westlichen Ländern erkennen . Als die fortschrittlichsten 
Länder auf diesem G eb iete müssen Schweden und die 
Schweiz bezeichnet werden . Hier hält die Zivile Verteidi ­
dung Schritt mit der militärischen, sa daß von einer Ge­
sa mtverteidigung gesprochen werden kann. 

Die Zusammenarbeit 

Die Vorau sse tzung für eine wirksome Gesomtverteidigung 
ist ei n enges Zusammenwirken aller Verteidigungskräfte -
NATO, Territoriale Verteidigung, Zivile Verteidigung . 
Die TV wird dabei nach den beiden Seiten die Vermittl er­
rolle übernehmen, soferne ihre eigenen Hilfsmaßnahmen 
nicht ausreichen . Der Feldtruppe gegenüber hängt die Zu­
ständ igkeit der TV von den Vere inbarungen der NATO und 
deren nationalen Befehl shabern wenigstens in der "Kampf­
zone" ab. 
Die Armee kann sich dabei an das zuständige Wehrbe­
reichskommando wenden, das Korps oder die Divi sion an 
den TVStab und die Divi sion oder die Brigade an den 
Kreisverteid igungssta b. 
Die Zusammenarbeit mit den NATO-Truppen erstreckt sich 
auf verschiedene Gebiete, so auf besondere Sicherungs­
maßnahmen, auf gemeinsame Kampfaufgaben im rü ckwär­
tigen Gebiet gegen feindliche Luftlandeunternehmen oder 
Bandentätigkeit, auf die Bekämpfung von Spionen, Agen­
ten und Saboteuren, auf psychologische Verteidigungsmaß­
nahmen, auf das Freihalten der Militärstraßen von zivilen 
und anderen Bedarfsträgern, auf die Gemeinschaftsarbeit 
bei Instandsetzungen, auf die Bereitstellung von Arbeits-

kräften, auf Aushilfen auf dem Versorgung s- und Sanitäts­
gebiet oder dem Tran sportwesen. 
Werden von den NATO-Einheiten bei einem vorübergehen­
den militärischen Notstand nationale Kraft- und Hilfsque l­
len in Anspruch genommen, so geht die Anforderung über 
das Wehrbereichskommando bzw. die TV- oder Kreisver­
teidigungsstäbe. Di ese Dienstste llen werden gemeinsam die 
auftretenden Forderungen mit den einschläg igen zivilen 
Behörden oder den eigenen Verwaltungsstell en bespre­
chen, die dann die erforder liche Unterstützung ve ranl assen. 
Die TV kann also die Bedürfnisse der Truppe nur an die 
Erfassungsbehörden weiterleiten. Für Verbindun gszwecke 
zu den NATO-Einheiten sind bei den höhere n Kommando­
ste ilen der NATO bereits Stäbe und Kommandos in Tät ig ­
keit, an anderer Stelle in Aufstellung begriffen oder ge­
plant. Auf unterer Ebene sind Verb indungsoffiziere der TV 
vorgesehen. 
Verbindung sa ufgaben auf logisti schem G ebiet obli egen 
logistisch en Verbindungskommandos. Einer engen und ver­
trauensvollen Zusammenarbeit bedarf die Regelung von 
Verkehrs- und Transportfrag en, um ein e elastische Organi ­
sation des zivilen und militärischen Verk ehrs zu ermög­
lichen. 
Auch zur zivilen Seite werden Verbindungsorgane not­
wendig sein. Hier wird sich die Zusammenarbeit auf fol­
gende Gebiete erstrecken: 

- Aufrechterhaltung der Regi erun~sgewa lt 
- Erhaltung der nationalen Kraft- und Hilfsquellen 

Unterstützung der Luftschutzhilfsdienste 
Aushilfen bei Instandsetzungsarbeiten (Straßen, 
Brücken) 
Sicherstellung der Versorgung 
Durchführung von Sanitätserfordernissen 
Maßnahmen, die mit dem Uberleben der Bevölkerung 
zusammenhängen. 

Berührungspunkte ergeben sich bereits bei Auflockerungs ­
und Räumungsplanungen. Diese liegen zwar ausschließlich 
im Aufgabengebiet der ZV, eine Unterrichtung der TV dar­
üb.er ist jedoch unerläßlich. Im besonderen bedürfen die im 
Verteidigungsfalle zu erwartenden ungelenkten Bevölke­
rungsbewegungen der gemeinsamen Absprache . So sind 
Auffanglini en, Auffangräume, Sammelgebiete und Len ­
kungsvorbereitungen im gegenseitigen Einvernehmen fest­
zulegen . Besonders wichlig ist die Beachtung von ge­
sperrten Räumen, in denen keine Belegung durch Flücht­
linge erfolgen darf. Wo Rückführung von kriegswichtigen 
Einrichtungen und Vorräten des feindgefährdeten Gebietes 
notwendig wird, ist diese Aufgabe nur mit gegenseitiger 
Unterstützung zu lösen . 
An Flußläufen sind THW Einheiten mit Ubersetzmitteln und 
Brückengerät bereitzustellen um durch Herstellen von Be­
helfsübergängen den Abfluß der Bevölkerungsbewegungen 
zu ermöglichen. Bereits bei Aufstellungsplanungen solcher 
Einheiten wird diese Forderung Berücksichtigung finden 
müssen. Auch im Zug e der Versorgungsstraßen sind bei 
Bedarf Ausweichübergänge zu schaffen, wobei auch die 
auf bei den Ufern heranführenden Straßen für die Zu - und 
Abfahrt mit Ablaufplätzen für Kolonnen instandzuhalten 
sind. In beiden Fällen ist mit den Organen der Verkehrs­
führung engste Verbindung zu halten. 
Eine besondere Bedeutung kommt den gemeinsamen An­
strengungen bezüglich der psychologischen Kampfführung 
und Verteidigung zu . Nur unermüdliche Tätigkeit wird hier 
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zum Ziele fü hren. Si e da rf im zivi len Bereich ebe nsowe ni g 
verna chläss ig t we rd en wi e in den Reihen der Bundeswehr'. 
An g riffe auf die W ehrbereitschaft de r Bevö lkerun g mü sse n 
rechtze iti g erkannt und abgewehrt werden. Für di e innere 
Sich erh eitslag e sind Territorial e Verteid igunr:J und Zivil e 
Verteidig ung in g leicher W eise ve rantw o r tli ch. Reger 
G edankenau stausch der be iderseitigen A ufklä run gsdienste 
ist a nzustreben. 
Es bleiben noch vi ele Fragen o ffen, deren Lös ung iewei ls 
na ch den örtl ichen Verhä ltn issen verschieden ist. So w ird 
zu ent scheiden se in, we lche Stell e in Zwei felsfä llen bei An ­
fo rderun gen a us einze lnen Wirt scha ftsgebi ete n den Vor­
ran g hot. 
Eine einheitli che Führung muß besonderes in einem G roß­
Kata strophengebiet ge ford ert werden, in dem Teil der ver­
schi edenen Orga nisation en und Verbä nde eingese tzt sind . 
In den Führun gss täben müsse n d ie z iv il en A rbeitsgebiete 
und di e Ter ritorial e Verteidigun g ve rtreten se in. 
Für de n Verteidigungs fall müssen fol ge nde Pl o nungen rm 
gegense iti ge n Einve rn ehmen o bgeschlosse n sei n : 

Zuso mmenwirken militäri scher und z iv il er Fü hrungs­

steilen 
Ubers icht übe r no tion a le Kraft- und H il fsquel len 
Aufteilun g de r personell en und mo teri ell en Krä ft e aus 
dem w irtscho ftl ichen Bere ich 
Si cherung von Obi ek ten, die im beidersei ti gen In ter­
essengebiet li egen 
Aufteilung des Stro ßennetzes 
Beo bsichti g te Evo kui erun gsmaßna hmen 
Lenkung von Flüchtlingsbeweg ungen 
Einsatz von Krä ften zur Verke hrsrege lung a n Brenn­
punkten 
Erfass un g von Z ivi lk ra nkenhäuse rn und gee ig neten 
Obi ekten für mil itä ri sche San itä tse in r ichtun gen 
M aßna hmen für d ie psycho log ische Ver teid igu ng. 

Das Zu sa mmenspi el, das d ie Vo ra usse tzun g fü r de n ge­
mei nsa men Abwe hrerfo lg bildet, ka nn nu r du rch gemein ­
same Ubungen erreicht we r·den. W enn auch d ie ein ze lnen 
Verteidi gun gsg ruppen - NATO, TV und Zi v ile Verteidi ­
gun g - ihre Führungss täbe für sich schul en, so muß deren 
Au sbildun g dadurch erwei tert we rd en, daß sich d iese Stäbe 
a n gemein sa men Ubungen betei li gen, we lche d ie Erforder­
ni sse der G esa mtve rte idig ung zum G ege nsta nd habe n. 

Schlußbetrachtungen 

Di e Erkenntn is, daß einem tota len Krieg eine total e Vertei­
digung entgegengesetzt we rd en muß, erfo rd ert neben der 
militäri schen Stärke und Bereitschaft d ie Erfa ssung all er 
materi ellen und psychi sch en, wirtschaftli chen und geistigen 
Kräfte eines Volk es. Damit wird di e Ab schreckung sth eori e 
der NATO, die bi sher nu r auf militäri schem G ebiete auf­
getreten ist, auch auf den übri gen G ebi eten zur Au swir ­
kung komm en. Ein G egner muß zu der Uberzeugung kom ­
men, daß es keinen Sinn hat, einen An g riff zu wagen, wei l 
die G egenseite über eine solch wirkungsvoll e Abwehr -
auch pass iver Art - verfü gt, daß das aufgewandte Krieg s­
potential in keinem Verhältnis zu der Wahrsch einlichkeit 
eines Erfolges steht. 
Man muß sich überall des Ernstes der Verteidigungsfrage 
bewußt werden, in der Uberzeugung, daß bei der derzeiti ­
gen weltweiten geistigen Auseinandersetzung die militä­
risch e und z ivil e Rüstung keinem Lande erspart bleiben 

kann . 

Für erweiterten Selbstschutz 

im zivilen Bevölkerungsschutz 

Die Magirus-Tragkraftspritze TS 2/5 ist auf Grund ihres 
geringen Gewichtes, auch in schwierigstem Gelände, leicht 
tragbar und einfach zu bedienen. 
Mit 1I0-Motor und einstufiger Kreiselpumpe ausgestattet, 
erreicht sie eine Leistung von 200 I/ min bei 50 m Ws. 
Das Magirus-Tragkraftspritzen-Bauprogramm umfaßt 
5 weitere Bauarten mit entsprechend höheren Förder­
leistungen bis zu 6000 I/min. 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

Werk Ulm 
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Das Ausbildungswesen im BundesluA-schutzverband 

Von Walter Haag, Bad Godesberg 

Die Ausbildun gsa ufg abe des Bundes luftschutzve rbandes 
umfaßt be i der derzeitigen Rechtslage 

die Ausbildung freiwilliger Helfer für den Sel bstschutz, 

die Au sbildung der Selbstschutzleiter und der Einsatzkräfte 
des Erweiterten Selbstschutzes, 

die fachliche Unterrichtung der Bevölkerung über das 
selbstschutzmäßige Verhalten, 

die Au sbildung von Rettungshunden, 

di e Ausbildung der stationären M eßtrupps der LS-ABC­
Meßbereitschaften sowie 

die Ausbildung von Bediensteten und Helfern des Bundes­
luftschutzverbandes für Führungsaufgaben im Selbst­
schutz und zu Ausbildungskräften. 

Ausbildung freiwilliger Helfer für den Selbstschutz 

Alle freiwillig en Helfer des Selbstschutzes (Selbstschutz­
kräfte) erhalten durch den Bundesluftschutzverband eine 
Sei b s t s c hut z - G run d 0 u s b i I dun g von 16 Stun­
den und durch eine der zentralen Hilfsorganisationen 
(Deutsches Rotes Kreuz, Arbeiter-Samariter-Bund, Johan­
niter-Unfallhilfe und Malteser-Hilfsdienst) eine G run d -
ausbildung in Erster Hilfe von ebenfalls 16 
Stunden. Diejenigen freiwilligen Helfer, die bereit sind, im 
Selbstschutz besondere Aufgaben z. B. als Melder oder 
Helfer der Selbstschutzzüge oder Führungsaufgaben z. B. 
als Selbstschutzwarte, Leiter der Selbstschutzblocks, Leiter 
der Selbstschutzbezirke, Staffel- oder Zugführer der Selbst­
schutzzüge') zu übernehmen, erhalten eine weitere Ausbil­
dung in Fa chi ehr g ä n gen von 4, 8, 24, 28 oder 32 
Stunden . Welche Fachlehrgänge im einzelnen vorgesehen 
sind und die Lehrstoffpläne für die Selbstschutz-Grundaus­
bildung und diese Fachlehrgänge sind in der BLSV-Dv. 111 /1 
.. Dienstvorschrift für die Ausbildung im Selbstschutz" fest­
gelegt. Eingehende Anleitungen für die Durchführung der 
Fachausbildung der Helfer der Selbstschutzzüge enthält die 
BLSV-Dv. 111 /5 .. Dienstvorschrift für die Aus~ildung der 
Selbstschutzzüge ". Besonders wichtig ist es, daß die Führer 

und Helfer der Selbslschutzzüge ihr bei der Grund- und 
rachausbildung erlerntes Wissen und Können durch regel­
mäßige Einsatzübungen festigen und erweitern. Außerdem 
stärken solche Einsatzübungen das Zusammengehörigkeits­
gefühl. 

Ausbildung der Selbstschutzleiter und der Einsatzkräfte des 
Erweiterten Selbstschutzes 

Nach den Richtlinien für den Erweiterten Selbstschutz (Fas­
sung: Mai 1962) sind die Betriebs - oder Behördenselbst­
schutzleiter sowie die Einsatzkräfte2) ihren Aufgaben ent­
sprechend auszubilden. 

Außerdem sollen alle Betriebsangehörigen in regelmäßi­
gen Zeitabständen über das selbstschutzmäßige Verhalten 

unterrichtet werden. Nach den Bestimmungen der BLSV-Dv. 
11 1/12 .. Dienstvorschrift für die Ausbildung im Erweiterten 
Selbstschutz" ist eine G run d 0 u s b i I dun g (E S) von 
28 Stunden vorgesehen . Betriebs- oder Behördenselbst­
schutzleiter und deren Stellvertreter erhalten außerdem 
eine Erg ä n z u n g sau s b i I dun g (E S) von 44 Stunden 
und eine So n der 0 u s b i I dun g (E S) von 7 Stunden. 
Die Führer von ES-Kraftspritzenstaffeln, ES-Rettungsstaffeln 
und ES-La ien helferstoffel n erha Iten ebenfa IIs ei ne Ergän­
zungsausbildung (ES) von 44 Stunden und haben zu ihrer 
weiteren Fachausbildung an den Fa chi ehr g ä n gen 
von 24 oder 28 Stunden teilzunehmen, wie sie für die Staf­
felführer der Selbstschutzzüge nach der BLSV-Dv. 111/1 vor­
geschrieben sind. Die Fachausbildung der Führer von ES­
Löschgruppen, ES-Rettungsg ruppen und ES -Tierrettungs­
staffeln bedarf einer besonderen Regelung. Hierfür dürf­
ten zweckmäßigerweise entsprechende Ausbildungskräfte 
des LSHD oder der Hilfsorganisationen vorzusehen sein. 
Als Leitfaden für die Ausbildung skräfte des BLSV liegen 
Richtlinien für die Durchführung und erläuterte Lehrstoff­
pläne für die Grundausbildung (ES) und die Ergänzungs­
ausbildung (ES) vor. 

Fachliche Unterrichtung der Bevölkerung über das selbst­
schutzmäßige Verhalten 

Die fachlich e Unterrichtung der Bevölkerung über das 
se lbstschutzmäßige Verhalten und die erforderlichen Selbst­
hilfemaßnahmen im Hause erfolgt durch F i I mv 0 r t r ä g e 
über die Themen "ABC-Waffen - Wirkungen und Schutz­
möglichkeiten", "Schutzmöglichkeiten bei radioaktivem 
Niederschlag " und "Selbsthilfemaßnahmen und selbst­
sch utzmößiges Verhalten" sowie durch Vor f ü h run gen. 
Durch die Vorführung der Selbstschutzgeräte einer Selbst­
schutzgemeinschaft, der Ausrü stung der Staffeln eines 

') Nach e ine m Erlaß des He rrn Bundes min ister d es Innern vom 22. Sep­
te mber 1960 werden beim Aufbau d es Selbstschutzes u. a. für Wohn­
gebiete mit rund 5000 Einwohn ern ein Se lbs tschutzbezirk gebilde t und 
in jedem Selbstschutzbez irk ei n Selbs tschutzzug (1118) aufges tel lt , 
d esse n Au s rü stun g au s Bundesmitteln beschafft wird. 
Störke und Gli ede rung dieses Selbs tschu tzzug e" : 

Führe r 1 
KroltspritzenstaFfel : 5 6 
Re ttungsstoFfel : 5 6 
La ienhe ile rs toFfel : 5 6 

1 18 
' ) Al s Einsa tzkrö ft e si nd vorgesehen: 

Ordne r, 
Brandschu tzhel ler, d ie zu ES-Brandschutztrupp (1/2). ES-Kraft­

spritzens toFfe ln (1 /5) oder ES-Löschgruppen (1 /8) zusammen­
ge Iaß t werden könne n, 

Rettun gs he ller, di e zu ES-Re ttun gstrupps (1/2). ES -Re ttungsstaFfeln 
(1 /5) ode r ES-Re ttungsgruppen (1110) zusammengefaßt werden 
können, 

Lai e nhe lfe r , die zu ES -Rett un gstrupps (1/2) und ES-RettungsstaFfe ln 
(1/5) zusammengeIaßt werd e n können, 

Ve ter inörhe lle r, die zu ES-Ti erre ttung ss taffe ln (1/5) zusa mm e n­
geIaßt werden kö nn e n sow ie 

Fer nsp reche r und Me ld er. 



Selbstschul::zuges, von Maßnahmen zum Personenschutz, 
der Einsalzmöglichkeiten von einzelnen Rettungs-, Loien­
und Brandschutzhelfern sowie der Staffeln der Selbstschutz­
züge auf öffentlichen Pl ätzen können die Zuschauer nicht 
nur fachlich unterr ich tet, sondern auch von der Zweck­
mäßigkeit der Selbstschutzmaßnahmen überzeugt und ein­
dringlich auf die Notwendigkeit ihrer freiwilligen Mitarbeit 
im Selbstschutz hingewiesen werden. 

Ausbildung und Prüfung von Rettungshunden 

Für die Rettung Verschütteter ist eine rasche und zuver läs­
sige Ortung von größter Bedeutung. Die Erfahrungen, die 
in der Schweiz mit den Lawinenhunden und während des 
zweiten Weltkrieges in England und in den Niederlanden 
beim Einsatz von Hunden zum Aufspüren Verschütteter ge­
macht wurden, veranlaßten den Bundesluftschutzverband 
zu eigenen Versuchsreihen, bei denen der Einsatz von Ret­
tungshunden unter wirklichkeitsnahen Bedingungen er­
probt wurde. Nach diesen erfolgreich verlaufenen Versu­
chen erhielt der Bundesluftschutzverband den Auftrag, in 
enger Zusammenarbeit mit den Gebrauchshunde- und 
Zuchtverbänden die Au sbild ung von Rettungshunden vorzu­
bereiten und durchzuführen. Hunde, die eine von den 
Hundevereinen nach den Bestimmungen der von der Ar­
beitsgemeinschaft der Zuchtvereine und Gebrauchshund­
verbände (AZG) festgelegten Prüfungsordnung durchge­
führte "Rettungshund-Taug lichkeitsprüfung " bestanden ha­
ben, können durch den Bundesluftschutzverband zum Ret­
tungshund ausgebildet werden. Diese Ausbildung umfaßt 
nach den Bestimmungen der BLSV-Dv. 111 / 10 " Dienstvor­
schrift für die Ausbildung und Prüfung von Rettungshun­
den" eine Grundausbildung, eine Ausbildung für die Ret­
tungshund -Vorprüfung, die Rettungshund-Vorprüfung, eine 
Ausbildung für die Rettungshund-Prüfung und die Rettungs­
hund-Prüfung. Die Prüfungen werden durch Leistungsrichter 
abgenommen, die von der AZG oder einer diensthunde­
haltenden Behörde bestimmt wurden. Jeder Hundehalter, 
dessen Hund die Rettungshund -Prüfung bestanden hat, er­
hält eine Urkunde, in der bestätigt wird, daß der Hund in 
den Li sten des Bundesluftschutzverbandes a ls Rettungshund 
registriert ist und daß der Eigentümer des Hundes sich frei­
willig dazu verpflichtet hat, sich in jedem Bedarfsfall mit 
diesem Hund den Kräften des zivilen Luftschutzes zur Ver­

fügung zu stellen. 

Ausbildung der stationären Meßtrupps 

Der LS-ABC-Dienst - einer der Fachdienste des Luftschutz­
hilfsdienstes - hat u. a. die Aufgabe, die durch Einwirkung 
radioaktiver, biologischer oder chemischer Kampfmittel 
drohenden Gefahren festzustellen, zu melden und ggf. zu 
kennzeichnen (LS-ABC-Meßdienst). Hierfür sind im über­
örtlichen LSHD LS-ABC-Meßbereitschaften aufzustellen, die 
aus einer Führungsgruppe, drei Meßzügen, einem vierten 
Zug mit stat ionären Meßtrupps und einem Versorgungszug 
bestehen. Die stationären Meßtrupps des vierten Zuges sol­
len die sogenannten Meßstelien des überörtlichen LSHD 
besetzen. Für diese Meßtrupps ist der Bundesluftschutzver­
band als Hilfsorganisation bestimmt worden und führt nach 
den Bestimmungen der AVV-Ausbildungs -LSHD vom 1.6. 
1962 sowie den Weisungen der Länder die Ausbildung der 
Helfer der Meßtrupps durch . 
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Ausbildung von Bediensteten und Helfern des BLSV für 
Führungsaufgaben 

Die Bediensteten und Helfer müssen für ihre friedensmäßi­
gen Aufgaben im Bundesluftschutzverband und außerdem 
zu Selbstschutzkräften oder Selbstschutzführungskräften 
ausgebildet werden . Die näheren Bestimmungen hierüber 
sind in der BLSV-Dv. 111 /1 enthalten. 

Danach sollen alle Bediensteten und Helfer eine Sei b s t­
sc hut z - G run d 0 u s b i I dun g von 16 Stunden und 
eine Grundausbildung in Erster Hilfe von 
ebenfalls 16 Stunden e~halten. Sachbearbeiter und Dienst­
stellenleiter erha lten eine weitere Ausbildung und zwar 

Sachbearbeiter (ausgenommen Sachbearbeiter III - Aus-
bildung - der Landes-, Kreis- und Ortsstellen) 
einen Ergänzungslehrgang von 40 Stunden und zwei 
Fachlehrgänge von je 28 Stunden, 

Hauptsachgebiets leiter (ausgenommen Hauptsachgebiets­
leiter III - Au sbild ung - der Landesstellen und der 
Hauptsachgebietsleiter 1110 - allgemeine Ausbil­
dungsfragen - der Bundeshauptste ile) 3) 
einen Ergänzungslehrgang von 40 Stunden und 3 
Fachlehrgänge von 28 bzw. 32 Stunden, 

Ortsstellenleiter 
von LS-Orten bis 30000 Einwohner 
zw~ i Fachlehrgänge von je 28 Stunden, 

T ei labsch nittsstellen leiter, Abschn ittsstellen leiter, Bereichs ­
stei lenleiter und Ortsstellenleiter von LS-Orten über 

30000 Einwohner 
drei Fachlehrgänge von 28 bzw. 32 Stunden, 

Gemeindestellenleiter, Gemeindegruppenleiter und Kreis­
stellenleiter 
zwei Fachlehrgänge von je 28 Stunden, 

Bezi rksstellen leiter 
vier Fachlehrgänge von 28 bzw. 32 Stunden, 

Bei den Fachlehrgängen handelt es sich um solche über 
ABC-Schutz, Selbstschutzführung I, Selbstschutzführung I 
(Land) 4) und Selbstschutzführung 11. Dabei kommt der Aus­
bildung der Sachbearbeiter I - Organisation - der Orts­
stel len, der Teilabschnittsstellenleiter, der Abschnittsstellen­
leiter, der Bereichsstellenleiter, der Ortsstellenleiter und der 
G emeindestellenleiter besondere Bedeutung zu, da insbe­
sondere sie wichtige Führungsaufgaben im Selbstschutz zu 
übernehmen haben. 

Ausbildungskräfte 

Die umfangreiche Ausbildungsaufgabe erfordert natürlich 
eine Viel za hl von haupt- und ehrenamtlichen Au sbi ldungs­
kräften. Hierfür stehen dem Bundesluftschutzverband zur 
Verfügung: 

Ausbi Idungshelfer, 
Ausbilder, 
Luftschutzleh rer, 
Ausbildungsleiter und Leiter von Ausbildungsstätten, 
Leitende Ausbildungskräfte. 

') Di e Gliederung der Hauptsachgebiete 111 der Landesstellen und der 
Sachgeb iete 111 d e r nachgeardneten Dienststellen sawie die Aufgaben 
der Ausbildungsle iter sind in der BLSV -Dv . 111 /3 " Dienstvorschrift für 
die Au sbildungs leiter des Bundesluft schutzverbandes · festgelegt. 

') Mit Schwergewicht . Selbstschutz in ländliche n Gebieten". 



376 Haag, Ausbildungswesen im BlSV Zivilsehul< Heft 11 

Diese Ausbildungskräfte müssen besonders sorgfältig und 
eingehend für ihre Aufgaben ausgebildet werden und -
abgesehen von den Ausbildungshelfern - den Nachweis 
ihrer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung durch Prü­
fungen erbringen. Art und Umfang dieser Ausbildung sind 
in der BLSV-Dv. III 1 festgelegt, während die Durchführung 
der Prüfungen durch die BLSV-Dv. 111/2 "Prüfungsordnung 
für die Ausbildungskräfte des Bundesluftschutzverbandes" 
und ihre Aufgaben durch die BLSV-Dv. 111 /9 "Dienstvor­
schrift für die Luftschutzlehrer, Ausbilder und Ausbildungs­
helfer des Bundesluftschutzverbandes" geregelt wurden . 
Aus b i I dun g s hel fe r sind danach Ausbildungskräfte, 
die nach der Selbstschutz-Grundausbildung und der Grund­
ausbildung in Erster Hilfe mit Erfolg an einem Ergänzungs­
lehrgang von 40 Stunden und einem Fachlehrgang "ABC­
Schutz" von 28 Stunden teilgenommen haben. Sie sollen 
bei der Vorbereitung und Durchführung von Ausbildungs­
veranstaltungen mitwirken und dabei die Ausbilder und 
Luftschutzlehrer vor allem bei der Vorführung von Lehr­
mitteln und Ausbildungsgeräten sowie bei Vorführungen 
und Einsatzübungen unterstützen. Ausbildungshelfern, die 
außerdem mit Erfolg an einem Sonderlehrgang für Ge­
räteverwalter oder einem solchen für Filmvorführer teilge­
nommen haben, kann die Verwaltung, Wartung und Pflege 
der Ausbildungsgeräte und Ausrüstungsgegenstände (Ge­
räteverwalter) oder die Wartung und Pflege der Filme und 
Vorführgeräte sowie die Vorführung von Fi Imen bei den 
Veranstaltungen des BLSV übertragen werden (Filmvorfüh­
rer). Aus b i I der sind Ausbildungskräfte, die die für Aus­
bildungshelfer vorgeschriebenen Lehrgänge besucht und da­
nach an einem Aufbaulehrgang von 40 Stunden teilgenom ­
men haben, der mit der Prüfung zum Erwerb der Ausbil ­
dungsberechtigung abschließt. 

Lu f t sc hut z I ehr er sind Ausbildungskräfte, die nach 
einer mindestens 12monatigen Bewährung als Ausbilder 
und dem Besuch von weiteren 2 Fachlehrgängen an einem 
Abschlußlehrgang von 64 Stunden teilgenommen haben, 
der mit der Prüfung zum Erwerb der Lehrberechtigung ab­
schließt. Sie wurden also in einem Ausbildungsgang von 
insgesamt 264 Stunden auf ihre Aufgaben ausgebildet und 
mußten in 2 Prüfungen") den Nachweis erbringen, daß sie 
die erforderlichen Fähigkeiten und Kenntnisse besitzen. 
Für Helfer mit berufsmäßig erworbenen Kenntnissen auf 
einem bestimmten Fachgebiet wie z. B. Brandschutz oder 
ABC-Schutz, die ausschließlich auf diesem Fachgebiet als 
Luftschutzlehrer eingesetzt werden sollen, ist ein verkürzter 
Ausbildungsgang von insgesamt 104 Stunden vorgesehen. 
Sie können danach ohne formelle Prüfung die Bestätigung 
als Luftschutzlehrer für Brandschutz oder Luftschutzlehrer 
für ABC-Schutz erhalten. 

Die Aus b i I dun g sie i te r (Saehbearbeiter 111) von 
Orts- und Kreisstellen, die Leiter von örtlichen Ausbildungs­
stätten, die Leiter und Lehrkräfte der fahrbaren Schulen 
und die Lehrkräfte der Landesschulen müssen die Lehrbe­
rechtigung für Luftschutzlehrer erwerben. 

Die lei te n den Aus b i I dun g s k räf t e 6) des Bun­
desluftschutzverbandes müssen nach dem Erwerb der Lehr­
berechtigung weitere 2 Fachlehrgänge von 28 bzw. 32 Stun­
den besuchen und an einer Sonderausbildung von 80 Stun­
den teilnehmen, die mit der Prüfung zum Erwerb des BLSV­
Lehrscheines abschließt. Die Inhaber dieses BLSV-Lehr­
scheines haben also einen mehrjährigen Ausbildungsgang 

durchlaufen und dabei Lehrgänge von insgesamt 404 Stun­
den Ausbildungszeit besucht. 

Ausbildungstrupps 

In zahlreichen Ortsstellen hat der Bundesluftschutzverband 
sogenannte Ausbildungstrupps von 10 bis 20 (Sollstärke 
1 : 20) in der Regel jugendlichen Helfern oder Helferinnen 
aufgestellt. Diese Ausbildungstrupps wirken bei der Aus­
bildung mit und haben dabei insbesondere den Einsatz von 
Selbstschutzkräften und Selbstschutzeinheiten vorzuführen 
und bei den Vorführungen zur fachlichen Unterrichtung der 
Bevölkerung das selbstschutzmäßige Verhalten darzustel­
len . Aufgaben, Aufbau, Ausbildung und Ausrüstung der 
Ausbildungstrupps regelt die BLSV-Dv. 111 / 11 "Dienstvor­
schrift für die Ausbildungstrupps im Bundesluftschutzver­
band" . Danach müssen die Helfer der Ausbildungstrupps 
als Ausbildungshelfer bestätigt sein und die Ausbildungs­
truppführer, die die Ausbildungstrupps verantwortlich füh­
ren, die Ausbildungsberechtigung als Ausbilder erworben 
haben. 

Ausbildungsstätten 

Für die Durchführung der so verschiedenartigen Ausbil­
dungsveranstaltungen (Grundausbildung, Fachlehrgänge, 
Ergänzungs-, Aufbau- und Abschlußlehrgänge, Sonderaus­
bildung, Sonderlehrgänge und Sondertagungen) benötigt 
der Bundesluftschutzverband auch eine Vielzahl verschie­
denartiger Ausbildungsstätten bzw. Ausbildungseinrichtun­
gen. Es sind erforderlich: 

Ortliche Ausbildungsstätten 
(Ausbildungsstätten der Orts - und Kreisstellen), 

Fahrbahre Schulen, 
Landesschulen, 
Bundesschule. 

Der Schwerpunkt der Ausbildungsarbeit liegt bei den ö r t­
I ich e n Aus bi I dun g s s t ä t t e n , in denen die Selbst­
schutz-Grundausbildung, die Ergänzungslehrgänge, einige 
der Fachlehrgänge (z. B. für Selbstschutzwarte, Melder), die 
Grundausbildung (ES), die Ergänzungsausbildung (ES), die 
Sonderausbildung (ES), die Grundausbildung für Rettungs­
hunde, die Ausbildung für die Rettungshund-Vorprüfung 
durchgeführt werden und durch deren Ausbildungskräfte 
und mit deren Ausbildungsmitteln die fachliche Unterrich­
tung über das selbstschutzmäßige Verhalten erfolgt. Bisher 
wurden 189 örtliche Ausbildungsstätten weitgehend mit den 
erforderlichen Selbstschutz- und Ausbildungsgeräten, Film-, 
Bild- und Tongeräten sowie Lehrmitteln ausgestattet. 127 
dieser Ausbildungsstätten sind in angemieteten Unterrichts­
und Geräteräumen untergebracht, die übrigen müssen ge­
eignete Unterrichtsräume in Schulen usw. von Fall zu Fall 
in Anspruch nehmen. 
Notwendig sind jedoch vor allem Ubungsplätze und Ubungs­
einrichtungen für die praktische Ausbildung. Die Ubungs­
plätze des Luftschutzhilfsdienst und des Technischen Hilfs­
werks, die mitbenutzt werden könnten, liegen in der Regel 
so ungünstig in Stadtrandgebieten oder außerhalb der 
Städte, daß es sehr häufig notwendig sein dürfte, daß der 
BLSV auf günstig gelegenen, ermieteten Plätzen eigene 
Ubungseinrichtungen errichtet. Im Haushaltsplan des Bun­
desluftschutzverbandes für das Rechnungsjahr 1962 sind 

' ) Die Prüfung zum Erwerb der Ausbildungsbe rechtigung (Ausbilder) 
erfolgte nach einem Ausbildungsgang von insgesamt 140 -Stunden. 

') Ausbildungsleiter (Hauptsachgebietsleiter 111) der landesstellen, leiter 
der Landesschulen, Leiter und Lehrkräfte der Bundesschule, Haupt­
sachgebletsle"er 111 ader BundeshauptsteIle. 



erstmals Mittel für die Errichtung von solchen Ubungsein ­
richtung en vorgesehen. 

In den Orts- und Kreisstellen, in denen ört li che Au sb il ­
dung ss tätten bi sher nicht erri chtet werden konnten und vo r 
ollem in ländlichen G ebi eten werden d ie oben aufgeführ­
ten Ausbi ldung sveran staltungen durch d ie Fa h rb 0 re n 
Sc h u I e n durchgeführt. In einem La stk raftwagen 1,9 t mit 
Sondereinbauten und ei nem Tragkraftspritzenanhänger ist 
die erford erl iche Au srüs tun g unterg ebracht. Zur planmäßi ­
gen Besetzung gehören ein Leiter (zugleich Haupt lehrkraft), 
eine Lehrkraft und ein Au sbi lde r (zug leich Geräteverwa lter 
und Kraftfahrer). Deren Aufgaben und die Vorbereitung 
und Durchfü hrung der Au sbildungsveran slallungen sin d in 
der BLSV-Dv. III 7 " Di enstvorschrift für die Fahrbaren Schu­
len des Bundes luftschutzverban des" gerege lt. Bisher ve r­
füg en a lle La ndess tellen, mit Au sna hme von Hamburg und 
Bremen, über je eine Fahrbare Schul e. Da sie ein überaus 
zweckmäßiges und wir tschaft li ches Au sb il dungsinstrument 
sind, soi lIen wei tere beschafft werden. Im Entwurf des 
Hausha ltsp lanes des Bundesluftschu tzve rbandes für dos 
Rechnung sjahr 1963 sind daher auch M itte l für die An schaf­
fung von je einer weiteren Fahrbaren Schu le für die Lan ­
desstellen Nordrhe in -Wes lfalen und Bayern beantrag t wor­
den . 
Zentral e Au sb il dungss tälten im Bereich ei ner Landesstelle 
sind die La n des s c h u I e n. Ihn en obliegt die Durchfüh­
rung von Aufbaulehrgä ngen (mit Prüfung zum Erwerb der 
Au sbildungsbe r·echtigung). bestimmter Fochl ehrgänge, der 
Rettung shund -Vorprüfung, der Au sb ildung für die Rettung s­
hund-Prüfun g, von Sonderl ehrgängen und Sondertagung en 
sowi e die Au sb ildung der stationären M eßtrupps. Näheres 
reg elt die BLSV-Dv. 111 /4 " Di enstvorschrift für die Landes­
schulen des Bundes luftschutzverban des". Landesschulen be ­
find en sich in Schloß A schebe rg (Sch leswig- Ho lstei n), Klein­
Borstel (Hamburg). Voldagsen 'j. Elze (Ni edersachsen). Rit ­
terhud e (Bremen). Schloß Körtlinghausen (Nordrhei n-W est­
falen), Braunsfeld Lahn (Hessen), Bingen (Rheinland-Pfalz) , 
Schloß Kreßbach bei Tübingen (Baden-Württemberg), Tut­
zing (Bayern) und Krettni ch b . Sodern (Saarland). 

Zentrale Au sb ildungsstätte für dos Bundesgebiet ist die 
B und e s s c h u lei n Wal d b r ö I. Si e hot die Ab­

schlußlehrgän ge (mit Prüfung zum Erwerb der Lehrberech­

tigung), die Sond era usbildung (mit Prüfung zum Erwerb des 
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BLSV-Lehrschei nes), d ie Rettungshund -Prüfung, bestimmte 
Fo chlehrgänge sowie Sonderlehrgänge und Sondertagun­
gen durchzuführen . N ä heres regelt d ie BLSV-Dv. 111/6 
" Dienstvorschrift für die Bundesschu le des Bundes luftschutz­
verbandes" . 

Dienstvorschriften und lehrmittel 

Die de rzeil in Kraft befindlichen BLSV-Dienstvorsch riften 
des Au sb il dungswesens sind bis auf die BLSV-Dv. 111/ 8 "Si­
cherheitsbestimmungen für das Au sbildungswesen des Bun­
desluftschutzverbandes" bereits erwähnt worden. Insge­
samt li egen bi sher 12 Dienstvorschriften vor. 
Für d ie Vorbereitu ng und Durchführung der Ausbildungs­
veransta ltungen stehen den Au sbildungskräften oußer den 
erforder li chen Selbstschutz - und Au sbi ldungsgeräten sowie 
den Film -, Bild - und To ngeräten eine Vie lza hl von Lehr­
mitte ln wie Lehrbücher, Handmoppen mit Sonderdrucken 
und sonstigen Ausbildungsunterlag en, Lehrtafeln , Filme, 
Stehbildstreifen und Diapositive zur Verfügung. 
Diese r Uberblick über das Au sbildungswesen im Bundes­
luftschutzverbond wä re ohne einen Hinweis auf die bis­
herige Au s b i I dun 9 s i e i st u n 9 nicht vo ll ständig. 

Bis zum 31. M ärz 1962 wurden durchgeführt: 

Se lbstschutz-Grundausbi ldung und 
Grundausbildung (ES) 
Ergänzungs leh rgä nge 
Aufbaulehrgän ge 
Ab sch lußl eh rgä nge (Luft schutz lehrer) 
Sonderausbildung (B LSV-Lehrschein) 
Fo ch lehrgä nge 
Sonderlehrgänge 
Sonderlehrgänge für Hil fsorganiso ti onen 

(s tationäre M eßtr·upps) und Bundeswehr 
Sondertagungen 
Fochvorträge zur Unterri chtung der 

Bevölkerung über dos se lbstschutzmäßige 
Verholten 

Vorführung en über dos selbstschutzmäßige 
Verholten 

Tei lnehmer 
117042 

11338 
4337 

532 
54 

17 153 
18295 

5314 
30261 

Zuhörer 
1 858188 
Zuschauer 

55757 

Es dürfte offensichtlich sei n, daß es dazu des ganzen Ein ­
satzes der ehrenomtlichen und wenigen hauptomtlichen 
Au sbi ld ungskräfte bedurfte . 
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BAULICHER LUFTSCHUTZ 

überleben in Teilschutz- und Behelfsschutzbauten 

Von Hermann Leu tz 

Trümmer- und splittersichere Schutzkeller haben während 
der ersten Jahre des zweiten Weltkrieges ihren Insassen 
guten Schutz geboten und eine hohe Oberlebensaussicht 
geschaffen . Dies war so lange der Fall , als Sprengbomben 
mit einem Ladungsgewicht von 50 bis 100 kg im EinzeIab­
wurf angewendet wurden. 

Beim Einsa tz von Sprengkörpern mit höherem Explosions­
wert und bei Sprengbomben-Teppichabwürfen wurden die 
meisten trümmer- und splittersicheren Schutzkeller zerstört. 
Trümmer- und splittersichere Schutzkeller schützen gegen 
die Wirkungen herkömmlicher Sprengkörper, wenn die 
Schutzkeller außerhalb des Sprengtrichters einschließlich 
der Erschütterungszone liegen. 

Beim Einsatz größerer Sprengkörper im Teppichabwurf 
können sich die Erschütterungszonen überschneiden. Durch 
erdbebenartige Beanspruchungen kommt es zum Ausfall 
der Umfassungswände und dadurch zum Einsturz der trüm­
mersicheren Schutzkeller. 

Der weitere Grund für den nur bedingten Wert der Schutz­
keiler liegt in ihrem Versagen bei Flächenbränden und im 
Feuersturmgebiet. Schutzkeller hatten weder eine geeig­
nete Schutzbelüftung, noch waren sie gegen Brandeinwir­
kungen gesichert. Es kam zu Kohlenoxydanreicherung, zu 
Sauerstoffmangel und zu Wärmestauungen . 

Bei den schweren Luftangriffen im zwei­
ten Weltkrieg konnten die nur trümmer­
und splittersicheren Schutzkeller keinen 
Schut·z mehr bieten. 
Die prozentual geringen Verluste der Zivilbevölkerung in 
den Zielgebieten im zweiten Weltkrieg sind auf volltreffer­
sichere Schutzbunker und Schutzstollen, auf weitgehende 
Evakuierung und auf rechtzeitige Befreiung der Menschen 
aus den verschütteten Schutzkellern zurückzuführen. 

Die damaligen Gefahren sind durch die Entwicklung der 
Kernwaffen erheblich gesteigert. Hinzu kommt als neue 
Gefahr die radioaktive Strahlung bei Atomexplosionen. 

Untersuchungen über das Verhalten der Schutzkeller im 
zweiten Weltkrieg und Prüfungen von Schutzbauten unter 
der Einwirkung von Kernwaffen ergaben neue Konstruk­
tionserfordernisse und Konstruktionsmerkmale. 

Die Richtlinien für Luftstoß-Schutzbauten und für Strah­
lungs-Schutzbauten des BMWo bringen technisch ausge­
reifte und wirtschaftliche Lösungen für nahtreffersichere 
Schutzbauten zum direkten Schutz der Menschen auch bei 
den heutigen Waffenwirkungen. 
Die An f 0 r der u n gen 0 n nah t re f f e r s ich e re 
S c hut z bau te n sind folgende: 

1. Einsturz und Trümmerwirkung von Gebäuden erfordern 
ausreichende Tragfähigkeit für Trümmerlasten und we­
gen der Gefahr der Verschüttung Notausgänge außer­
halb des Trümmerbereiches . 

2. Sprengkörper herkömmlicher Art als Nahtreffer erfor-

dern Gesam1steiflgkeit des Baukörpers und ausreichende 
örtliche Festigkeit aller Einzelbauteile. Insbesondere 
müssen die Umfassungswände gegen horizontale Bean­
spruchungen gesichert sein, d. h., sie müssen den glei­
chen Widerstand gegen Flächenbelastungen wie die 
Decke des Schutzbaues besitzen. 

3. Gegen den Durchschlag der Splitter von Sprengkörpern 
bis 500 kg Ladungsgewicht, die in einem Abstand von 
15 m beim Aufschlag detonieren, schützen 30 bis 40 cm 
dicke Stahlbetonplat1en oder -10 bis 50 cm dicke Plotten 
aus unbewehrtem Beton. 

4. Brandeinwirkungen erfordern Verwendung nichtbrenn­
barer Baustoffe, ausreichende Dicke der Umfassungs­
bauteile, Sicherung der Eingänge und Notausgänge und 
besondere Ausbildung der Belüftung . 

Die Erwärmung kann in unzureichend geschützten 
Schutzkellern noch nach S1unden backofenähnliche Ver­
hältnisse schaffen. Die Umfassung sba uteile und die Ab­
schlüsse müssen feuerbeständig sein . Um den Wärme­
durchgang auf ein Minimum zu beschränken, soll die 
Dicke der Umfassungsbauteile aus Beton mindestens 
30 cm betragen, und die Eingänge und Notausgänge 
sollen durch Schleusen gesichert werden. 

Um ein Eindringen von erhitzter Außen luft über die Be­
lüftungsanlage zu verh indern, müssen Grobsandfliter 
als Wärmepuffer vorgesehen werden. 

5. Verstaubung, biolog ische Kampfmittel und chemische 
Kampfstoffe erfordern luft- und gasdichten Abschluß 
gegen die Außenluft, u. a. Schleusen und Einrichtungen 
für Normal- und Schutzbelüftung. 

6. Die Wirkungen des Luft- und Erdstoßes und die lange 
Dauer der positiven Druckphase bei Kernwaffen erfor­
dern die Ausbildung der Luftstoß-Schutzbauten als 
raumstabile Baukörper und luftstoßsichere Druckkom­
mern, sowie Sicherung gegen die Schockwirkung im 
Boden (Passivisolierung empfindlicher Anlageteile und 

Geräte) . .. 
Um ein Eindringen des Luftstoßes in den Schutzbau 
über die Belüftungsanlage zu verhindern, müssen Grob­
sandfllter als DruckptJ,ffer ausgebildet werden. 

7. Die radioaktive Strahlung erfordert bestimmte Mindest­
dicken der Umfassungsbauteile bzw. Erdüberdeckungs­
höhen, um einen ausreichenden Abschirmfaktor sicher­
zustellen. 

Wegen der Streustrahlung müssen alle Offnungen in 
den Umfassungsbauteilen durch Abwinklungen gegen 
das Eindringen von radioaktiver Strahlung in den 
Schutzbau gesichert werden. 

Die Gefahren durch die Strahlung aus radioaktivem 
Niederschlag, die soge~annte Rückstandsstrahlung, er­
fordert Ausstattung der Schutzbauten für Daueraufent­
halt und ihre Bevorratung für mindestens 14 Tage, da 



ein Aufenthalt im Freien und daher auch jeder Nach­
schub für längere Zeit unmöglich werden kann. 
Um ein Eindringen radioaktiver Stäube über die Be­
lüftungsanlage zu verhindern, müssen Grobsandfliter 
als Staubfliter ausgebildet sein. 

Auch nach Inkrafttreten eines Schutzbaugesetzes werden 
Jahre vergehen, bis ein Schutz für alle geschaffen sein wird. 
In der Zwischenzeit sallen durch die R ich t I i nie n für 
Te i I - und Be hel f s s c hut z bau t endes BMWo 
Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie in kürzester Zeit ein 
bedingter Schutz in Selbsthilfe oder unter Anleitung von 
Baufachleuten erfolgen kann. Schutzkeller des Teilschutzes 
müssen mindestens schützen gegen: 

1. Radioaktive Rückstandsstrahlung 

2. Verstaubung, biologische Kampfmittel und chemische 
Kampfstaffe 

3. Wirkungen von einzelnen herkömmlichen Sprengkör­
pern, wenn die Schutzkeller außerhalb ihrer Spreng­
trichter und Erschütterungszone liegen 

4. Einsturz- und T rümmerwi rkung von Gebäuden 

5. Brandeinwirkung von kürzerer Dauer. 

6. Bauten des Teilschutzes sollen einen Daueraufenthalt 
von mindestens einer Woche ohne Versorgung von 
außen gestatten. Bauten des Behelfsschutzes gewähren 
nur einen bedingten Schutz. 

Die Bedrohung durch die rad i 0 akt i veR ü c k -
s ta n d s s t rah I u n g ist besonders gefährlich, weil sie 
überall, auch in den abgelegensten Gebieten, auftreten 
kann. 
Schutz gegen die radioaktive Strahlung wird nur durch die 
Masse, d. h. Raumgewicht mal Dicke jedes Stoffes, geba­
ten, der sich zwischen der Strahlungsquelle und dem zu 
Schützenden befindet. Bei der möglichen Intensität der 
Rückstandsstrahlung muß mindestens ein Ab sc h i r m -
fa k tor 1 11 00, be s s e r 1 / 250, gefordert werden. 
Die Wirksamkeit einer Abschirmung gegen radioaktive 
Strahlung kann durch die sogenannte "Halbwertsdicke" 
dargestellt werden. Eine Halbwertsdicke verringert die 
Strahlung auf ihren halben Wert. Bei 7 Halbwertsdicken 

1 1 
2 7 128 

ergibt sich ein Schutzfaktor 128 und durch eine weitere 
Halbwertsdicke bereits ein Schutzfaktor von rund 250. 
Die Halbwertsdicke von Beton mit einem Raumgewicht 
r = 2,3 beträgt 6 cm, die von Mauerwerk )' = 1,8 8 cm 
und von Erde }' = 1,6 10 cm. Um eine Abschirmung von 
1/100 zu erreichen, sind also bei Beton 42 cm, bei Mauer­
werk 56 cm und bei Erde 70 cm Materialdicke erforderlich. 
Für die in Kellern bestehender Gebäude liegenden Innen­
bauten kann der Strahlungsschutz der Decken und Wände 
der Gebäude mit mindestens 12 cm Beton angesetzt wer­
den. Die Dicke der Umfassungsbauteile innenliegender 
Schutzbauten verringert sich entsprechend. 
Für die Sicherung der Offnungen in den Umfassungsbau­
teilen ist ferner die Streustrahlung zu beachten. Alle Off­
nungen müssen abgeschirmt werden. Bei der Streustrah­
lung wird durch jede rechtwinklige Abwinklung des Strah­
lungsweges ein Abminderungsfaktor ' / 10 erreicht. Eine zwei­
malige Abwinklung bewirkt eine Abschwächung von 
' / ,0 x ' / ,0 = ' / 1{IO und ist damit gleichwertig einem Schutz­
faktor 100 einer entsprechend dicken Wand. 
Die Gefahr der radioaktiven Rückstandsstrahlung kann 
dauernden Aufenthalt in Schutzbauten erzwingen. Eine ent­
sprechende Ausstattung und eine Bevorratung in Schutz­
bauten für mindestens 14 Tage ohne Versorgung von außen 
müssen vorgesehen werden . 
Unterstellt man als Dosisleistung eine Stunde nach einer 
Atom-Explosion durch die Rückstandsstrahlung 1000 r/h**), 
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so würde die Dosisleistung nach 7 Stunden 100 rl h 
nach 7 x 7 Stunden oder etwa 2 Tagen 10 rl h und nach 14 
Tagen etwa 1 r/h betragen, da auf jede 7fache Zunahme 
an Zeit etwa eine 10fache Verringerung der Dosisleistung 
entfällt. 
Bei Daueraufenthalt von 14 Tagen in einem Schutzbau -
ein Schutzfaktor 100 würde dort die Dosisleistung 10 rl h 
am Anfang ergeben - würden von der Gesamtdosis = 

5 xl 0 = SO r etwa 65u/ ll aufgenommen sein, d. h. etwa 30 r . 
Im Freien wären nach den ersten 14 Tagen ebenfalls 659~ 
der Gesamtdosis von 5 x 1000 = 5000 r, d. h. 3250 r abge­
klungen. Die Inten sität der Rückstand ss trahlung beträgt 
nach den ersten 14 Tagen im Freien 1 r/ h. Die in unendlich 
langer Zeit im Freien nach den ersten 14 Tagen aufgenom­
mene Nachbelastung würde 1750 r betragen. Als langfri­
stig verteilte Rückstandsstrahlendosis kann die Belastung 
im Notfall hingenommen werden . 
An zweiter Stelle steht der Schutz gegen Verstaubung, ge­
gen biologische Kampfmittel und chemische Kampfstoffe. 
Sie erfordern Gas d ich t i g k e i tun d S c hut z b e -
I ü f tun g für Schutzräume. 
Die Schutzbelüftung beim Teilschutz besteht aus einem 
Grobsandfilter und einem Balg- oder Rotationslüfter mit 
Ansaugleitung. Das Grobsandhauptfilter ist z. B. ein ge­
sicherter Behälter mit massiven Wandungen und 1,5 m' 
Sandfüllung, Korngröße 1-3 mm, genau nach vorgeschrie­
bener Sieblinie. Das Grobsandfilter wirkt als Druckpuffer, 
Wärmepuffer und Staubfilter. Seine Leistungsfähigkeit zur 
Adsorption chemischer Kampfstoffe sowohl nebelförmiger 
als auch gasförmiger Art bei den möglichen Angriffskon­
zentrationen ist ausreichend. 
Die dritte und letzte Hauptforderung an Teilschutzbauten 
ist S ich e rh e i t g e gen Ei n s t u r z - und T r ü m -
me r wir ku n g von Gebäuden. Die Decke muß eine 
Tragfähigkeit von 1000 kg /m2 für Trümmerlasten besitzen . 
Wegen der Gefahr der Verschüttung sollen Notausgänge 
vorgesehen werden. 

Teilschutzbauten 
Ausbau von Schutzkellern in bestehenden Gebäuden 

Schutzkeller sind unterirdisch und möglichst im Mittelteil 
des Gebäudes anzulegen. In den Fällen, in denen die vor­
handene Kellerdecke über Erdgleiche liegt, soll das Erd­
reich unter 30° bis Oberkante Kellerdecke angeböscht wer­
den. Vorhandene Kellerfenster sollen durch Beton-Fertig­
teile bzw. Sandsäcke geschlossen werden. 
Schutzkeller sollen möglichst frei von gefahrbringenden 
Rohrleitungen sein. 
Nur in zwingenden Notfällen kann auch der Schutzraum 
im Erdgeschoß ausgeführt werden (hoher Grundwasser­
stand, keine Unterkellerung). Er soll möglichst in Gebäude­
mitte liegen. 
Für jeden Benutzer sind vorzusehen: 
Flächen- und Luftraumbedarf: 

ohne Schutzbelüftung : 
Fläche mind. 1,5 m2/Pers. 
Luftraum mind. 3,0 m~/Pers. 
mit Schutzbelüftung : 
Fläche mind. 1,0 m2/Pers. 
Luftraum mind. 2,0 m3/ Pers. 

Die lichte Raumhöhe soll möglichst 2,30 m betragen. Sie 
darf 1,80 m nicht unterschreiten. 
Für einen Schutzkeller sind höchstens 25 Personen zulässig. 
Mehrere kleine Schutzkeller sind einem großen vorzuzie­
hen. Der Zugang zum Schutzkeller soll zum Schutz gegen 
Streustrahlung 2mal abgewinkelt und die Eingangstür mög­
lichst durch eine gegenüberliegende Wand geschützt sein . 

") r; h ~ Rönt!len ie Stunde 
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Ü = Überdeckung mindestens 90cm Erde 

Holz Güteklasse II 

Achtung I 

Alle Holzleile sind vor dem Einbau 
gt'gen Fäulnis zu schützen! 

Gedeckter Deckungsgraben in 
Holzverbau 
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Trümmersichere Deckenabstützung in Holzkonstruktion 

Durch Stellung ei nzel ner Holzioche ist die Hauptspannric~ ­
tung der Decke (meist die kürzere Seite des Ra~mes) ~n 
Zwischenfelder von rd. 2 m Stützweite zu unterteden. Die 
oberen und unteren Schwellhölzer sollen mindestens zwei­
seitig besäumt sein . Für die Stützen können anstatt Kant­
hölzern besser Rundholzstempel verwend et werden . 

Kellereckschutzgehäuse in Holzkonstruktion (Bild 1) 

Kellereckschutzgehäuse sind Einbauten aus Holz oder an­
deren geeigneten Baustoffen, die in vorhandene Keller so 
eingebaut werden, daß ein in sich geschlossenes Schutzge­
häuse entsteht. 
Das Traggerippe aus Holz besteht aus einzelnen Querra h­
men mit Mittelstütze in einem Abstand von rd . 1,25 m. Auf­
genagelte Ecklaschen gewährl eisten die notwendige Sei ­
tensteifigkeit. Die Ständer sind mit den Querriegeln durch 
Bauklammern kraftschlüssig zu verbinden. 
Die Endquerrahmen erhalten außer einem einseitigen Boh­
lenbelag von 3,5 cm Dicke noch Diagonale aus Halbrund­
hölzern C/J 12 cm, die in Verbindung mit den Stielen und 
Holmen eine starre Scheibe bilden. 
In Längsrichtung sorgen Zargen und Diagonale für die 
notwendige Längsste ifigkeit. Das gesamte Traggerippe 
wird durch 3,5 cm dicke Bohlen verkl eidet. 
Die dem Kellerinnern zugekehrten Wände erhalten zur Er­
höhung des Strahlungsschutzes 1 bis 2 Lagen Sandsack ­
packungen. 
Bei nicht trümmersicherer Kellerdecke ist das Kellereck­
schutzgehäuse für Trümmerlasten zu berechnen und auszu ­
bilden. 

Schnitt c - c 

I 
I 
1. 

Behelfsschutzbauten 

Behelfsschutzbauten kommen al s äußerster Notbedarf Im 
Ernstfall in Frage. 

Innenbauten 

Ausbau eines vorhandenen Kellers zu einem behelfsmäßi­
gen Schutz keller 
Auswahl der Kellerräume 
Geeignet sind: 

Kell erräume, welche ganz unter Erdgleiche liegen, eine 
massive Decke besitzen und keine Offnungen ins Freie 
haben. 
Kellerräume, welche teilweise über Erdgleiche liegen, ei ne 
massive Decke besitzen und keine Offnungen ins Freie 
haben . 
Hier sind entsprechende Räume im Mittelteil des Kellers 
solchen an den Außenwänden vorzuziehen. 
Die Außenwände des Kellers und alle Offnungen (Fenster, 
Türen) ins Freie müssen entsprechend gesichert werden. 
Bei Kellerräumen in Hanglage sind die dem Hang zuge­
kehrten Räume als Schutzkeller zu wählen. 
W enig geeignet sind Kellerräume mit Hohlsteindecken und 
Keller mit größeren Gas-, Wasser- und Dampfversorgungs­
leitungen. Nach Mögl ichkeit zu vermeiden sind KeIler­
räume mit Holzdecken und mit Offnungen ins Freie. 
Ist kein Keller vorhanden, kann notfalls auch der MitteI­
flur im Erdgeschoß gewählt werden . 

Größe der Kellerräume 

Der Flächenbedarf beträgt 1,5 bis 2,0 m2/Person . 
Lichte Raumhöhe nicht unter 1,80 m. 

~2.S5_ 

Achtung I 

Alle Holzteile sind vor dem Einbau 
gegen Fäulnis zu schützen 1 
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Bild 2 

Behelfsschutz-Al tbau (Schematische Darstellung) 

~ cu . 

I 
Grundriß 

Verstärkte 

Bretter tür 

Brandmauerdurchbruch 65/85 
mit 6cm Bimsdielen zugemauert 

Schni t t a- a 

IPB 160 

1.) Verstärkung der Ketterdecke 
durch Unterziehen von 
Stahl trägern 
(Trümmersicherheit ) 

2.) Verstärken und Abd ich ten 
der Kettertür (bekleben) 

3.) Anordnung eines Grobsand­

filters mit Balglüfter 

4 .) Schließen der Ketterfenster 
mit Stahlbetonfertigteilen 
oder Sandfüttung zwischen 
Verschalung 

5.) Seitliche Erdanschüttung 
als Strahlungsschutz 

Behelfsmäßiges Dichten d. Brettertür * 
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Wand I I 
I I 

Erdanschüttung als 

Strahlungsschutz 

Holzrahmen mit 
Gummileiste 

* Nach Vorschlag von Baurat a.D. Dücker - Lübeck 



Mehrere kleine Räume sind besser geeignet als ein großer 
Raum. 
In der Regel soll das Fassungsvermögen eines Raumes nicht 
mehr als 15 Personen betragen. 

Herrichten von Kellerröumen zu Schutzkellern (Bild 2) 

Außenwände 
Außenwände eines Schutzkellers, die über Erdgleiche her­
ausragen, sollen bis Oberkante Kellerdecke durch Erdan­
schüttung bzw. Sandsackpackung verstärkt werden. Eine 
vorgesetzte Mauer aus Beton- oder Ziegelsteinen ist hier­
für gleichfalls geeignet. 

Kellerfenster 
Kellerfenster-Lichtschächte sind mit Sand zu füllen bzw. mit 
Sandsäcken abzudecken; dabei sind die Fenster des Schutz­
kellers mit einer Schutzblende aus Brettern, Blech oder 
ähnlichem gegen Eindl·ücken der Fensterscheiben zu schüt­
zen. 
Kellerfenster über Erdgleiche 
Kellerfenster bei über Erdgleiche herausragenden Außen ­
wänden sind zu schützen. Jedoch sind an dieser Stelle 
Sandsäcke oder Mauersteine in doppelter Dicke vorzu­
sehen. 

Türabdichtung 
Der Schutzkeller ist gegen Staub abzudichten. Ist eine Ab­
dichtung zwischen Tür und Türöffnung nicht wirksam anzu ­
bringen, soll z. B. ein Holzrahmen in die Türöffnung ge­
setzt werden, der gegen die Wandfläche abgedichtet ist. 
Abdichtungen anderer Art, z. B. mit Gummistreifen, sind 
möglich. Auf jeden Fall ist eine Schwelle erforderlich, um 
den unteren Rand der Tür abdichten zu können. 
Die Tür selbst wird abgedichtet durch Aufbringen mehrerer 
Papierlagen, durch Befestigen von Folien u. ä. Bei Latten­
türen kann ein Schutz durch Weich- oder Hartfaserplatten 
erforderlich werden . Auf Tür- und Holzrahmen bzw. Wand­
fläche werden Dichtungsstreifen aus Stoff, Papier, Gummi 
u. ä. angebracht. 
Es empfiehlt sich ferner, vor oder hinter der Türöffnung 
einen Vorhang (aus Decken) anzubringen, um Luftzug beim 
Offnen der Tür zu vermeiden. 

Notausgang 
Als Notausgang soll möglichst außerhalb des Schutzkei­
lers entgegengesetzt dem Kellertreppenaufgang ein geeig­
netes Kellerfenster gewählt werden. 

Brandwanddurchbruch 
Bei Reihenhäusern ist es ratsam, Verbindungsöffnungen rd. 
60/80 cm im Keller durch die Brandwände zum Nachbarn 
zu markieren und geeignetes Handwerkszeug, wie Brech­
stangen, Meißel und schweren Hammer zum Durchbrechen 
der Brandwand bereitzuhalten. 

Kennzeichen 
Die Lage des Schutzkellers soll durch Hinweispfeil außen 
gekennzeichnet werden. 

Tragfähigkeit der Decke des 
Schutzkellers 
Zur Erhöhung der Tragfähigkeit der Decke sollte in Räu­
men mit mehr als 2 m Spannweite eine Abstützung senk ­
recht zur Tragrichtung der vorhandenen Kellerdecke vorge­
nommen werden. Die Abstützungen sollen fest anliegen 
und gegen Umfallen gesichert sein. 

Belüftung 
Eine Schutzbelüftung einfachster Form könnte auch hier 
vorteilhaft sein. 

Ausstattung des Schutzkellers 
Schutzkeller sollen einen Daueraufenthalt von mindestens 
1 Woche ohne Versorgung von außen ermöglichen. 
Zweckmäßig werden Sitze und Liegen im Verhältnis 2 : 1 
vorgesehen. 
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Für die Aufbewahrung von Trinkwasser sollen dicht ver­
schließbare Behälter mit insgesamt 15 I Fassungsvermögen 
je Person bereitgehalten werden. 
Lebensmittelvorräte etwa gleichen Rauminhaltes sollen Im 
Schutzraum gelagert werden. 
Ein Rundfunkgerät (möglichst Batterieempfänger) sollte Im 
Schutzkeller aufgestellt werden. 
In jedem Schutzkeller oder im Vorraum ist eine Ecke durch 
einen Vorhang abzutrennen. Ein oder mehrere Eimer sind 
als Trockenabort vorzuhalten . Abdeckung gegen Geruch 
ist vorzusehen (z. B. Plastik folie oder dicht schließender 
Deckel) . 
Kerzen und Sturmlaternen nebst Zündhölzern sind zur Not­
beleuchtung vorzuhalten. 

Gedeckter Deckungsgraben in Holzverbau (Bild 3) 

Es ist ein Graben von rd . 1,80 m Breite und 2,30 m Tiefe 
auszuheben und das Aushubmaterial möglichst nahe zu 
lagern, da es nach Fertigstellung des Deckungsgrabens in 
einer Höhe von rd. 90 cm als Strahlungsschutz aufzubrin ­
gen ist. Der Graben ist durch 5 cm starke Seitenbohlen und 
Rahmen aus Kanthölzern rd . 16/20 cm in rd . 1,16 m Ab­
stand zu verbauen. Hierbei wird die seitliche Steifigkeit 
der Rahmen durch über Eck genagelte Bretter wesentlich 
erhöht. An der Oberseite erhalten die Rahmenhölzer Auf­
schieblinge aufgenagelt, um den daraufliegenden Deck­
bohlen ein Gefälle von rd. 5% zu geben. Am Boden ist eine 
Mittelrinne mit Gefälle nach einem Sickerschacht zu anzu­
legen. Nachdem auch der zweimal abgewinkelte Zugang 
ausgehoben und verbaut ist, wird die Erdüberschüttung 
90 cm hoch als Strahlungsschutz aufgebracht. Schutzbelüf­
tung sollte in einfachster Form vorgesehen werden. Das 
Grobsandfilter ist zweckmäßig in Verbindung mit einem 
Notausgang vorzusehen. Ein unterirdischer Kriechgang 
kann als Rettungsweg die Verbindung zum nächstgelege­
nen Wohnhaus oder zur benachbarten Arbeitsstätte her­
stellen. Der Innenraum und die Tür sind durch Bekleben 
mit Papier oder Befestigen von Folien möglichst gut zu 
dichten . 
Außerhalb des direkten Wirkungsberei ­
ches von herkömmlichen Sprengkörpern 
und von Kernwaffen ist in Teilschutz- und 
Behelfsschutzbauten ein Uberleben mög­
li eh. 

Die Jahresversammlung 1962 

der Studiengesellschaft für unterirdische Verkehrsanlagen 

Die Studiengesellschaft für unterirdische Verkehrsanlagen 
- STUVA - traf sich am 25.126. September 1962 in Stutt­
gart zur Jahresversammlung. Die Ziele und Arbeitsgebiete 
sind in diesen Blättern bereits mehrfach erwähnt worden, 
sie dürfen als bekannt vorausgesetzt werden . Als wesent­
lich ist festzuhalten, daß es sich hier nicht um einen rau­
tinemäßigen Rechenschaftsbericht einer privaten Gesell ­
schaft handelte, der im Rahmen einer Mitgliederversamm­
lung vorgetragen wurde. Die Teilnehmerliste der öffent­
lichen Hauptversammlung beweist, wie sehr sich die fach­
lich interessierte Allgemeinheit mit den Problemen des un­
terirdischen Verkehrs beschäftigt. Unter der großen Zahl 
der Teilnehmer waren zunächst die Vertreter mehrerer 
Bundesministerien und Landesministerien zu nennen. Auch 
der Präsident des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungs­
schutz nahm teil, ferner die Vertreter der Hauptverwaltung 
der Deutschen Bundesbahn, der Kommunalen Spitzenver­
bände, des Bundesverbandes der Deutschen Industrie und 
weitererWirtschaftsverbände. Dazu kamen nach zahlreiche 
Fachleute aus der kammunalen Ebene wie aus Wirtschaft 
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und Industrie. Besonders zu erwähnen ist noch die Teil­
nahme der Technischen Hochschu len Aochen und Stuttgart, 
sowie der Vertreter des niederländischen Innenministeriums 
und des Eidgenössischen Militärd epartements. Diese nur 
unvollständige Aufzählung prominenter Teilnehmer zeigt, 
daß heute niemand, der im öffentlichen Leben oder in den 
Bereichen von Wirtschaft und Indu strie tätig ist, an den 
Fragen des unterirdischen V~rke hrs vorübergehen kann -
wobe i dies Anli egen des Zivilen Bevölkerungsschutzes er­
hebliche Berücksichtigung verlangt. Nach Begrüßungswor­
ten durch den Präsidenten der STUVA, durch den Oberbür­
germeister der Stadt Stuttgart - gleichzeitiR als Vorsitzen­
den des Bauausschusses des Deutschen Städtetages -, 
d urch den Vertreter des Innenministeri ums des Landes Ba­
den-Württemberg und durch Prof. Dr.-Ing. Nebelung (TH 
Aa chen) namens der Wissenschaft begannen die Fachvor­
träge. 
Ob er b a u rat K r u p ins k i (Baubehörde Hamburg) 
schilderte aus eigener An scha uung die U-Verkehrsa nlag en 
in Moskau, Leningrad und London : In der UdSSR ist Pl a­
nung und Durchführung unterirdischer Verkehrsanlagen 
ausschließlich Angelegenheit des Tronsportministeriums. 
Dies ermög licht, die Baumasch inen ohne Leerlauf einzuset­
zen. Bevorzugt wird die geschlossene Bauweise. In Moskau 
liegen die U-Bahnstrecken 30-40 m tief, in Leni ngrad wer­
de n 50-60, sogar 70 m Tiefe erreicht, letzteres beim Strek­
kenabschnitt, der die Newa unterquert. Durch die Wahl 
geologisch geeigneter Schichten konnte der Vortrieb ohne 
Druckluft vorgenommen werden . In den städtischen Außen­
bez irken wird die offene Bauweise angewendet, da die 
Tunnelsoh le dort nur noch in etwa 10 m Tiefe li egt. 

Durch die erwäh nte Zentralisierung ist es möglich, die Bau­
vorhaben weitgehend zu mechanisieren. Baumaschinen 
gleichen Typs und gleiche Betonferrig tei le werde n ei nge­
setzt. Zur A bd ichtung der Fugen wird ausschließlich -
und mit offensichtlich gutem Erfolg - der Quellzement 
verwendet. Al s Vortriebsleistu ng wurde die Bewältigung 
einer Strecke von 12 m in 24 Stunden angegeben. Luft­
schutzmaßnahmen bestehen praktisch nur im Einbau schwe­
rer Drucktore, die ti efliegende Stollenabschnitte gegen 
Waffenwirkungen absichern. 
Auch be im Bau der L 0 n don e r U - B 0 h n w urde eine 
günstige Ton schicht in 25 m Ti efe aufgesucht, die einen 
einfachen Schildvortrieb gestattete. Bi sher sind 144 km 
Tunnelstrecke gebaut worden. Verglichen mit den z. T. 
p rächtig ausgestalteten U-Bahnstationen in der UdSSR wir­
ken die ältere n U-Bahnsta ti onen in London eng und unbe­
quem. Das Umsteigen ist nicht immer einfach, Rek lamepla­
kate machen da s Bild recht unübersicht lich. Der neuge­
plante Streckenabsch nitt (Vicloria-Linie, ca. 18 km lang) 
wird jedoch moderner und bequemer sein. 

Als zweiter Redner schilderte der Direktor der Esse ner 
Verke hrs-AG., 0 i p I. - I n g. T h i e m er, die U-Verkehrs­
planung in Esse n. Hier bieten sich verschiedene Möglichkei ­
ten, gleichzeitig für den baulichen Luftschutz zu sorgen. 
Der Uberblick über die drei von einer Arbeitsgruppe des 
STUVA untersuchten Es sener Projekte, die mit der Anlage 
der innerstädtischen Strecke des Ruhrschnellweges zusam­
menhängen, war besonders aufschlußreich . Die ve rschie­
denartigen Lösungen der Mehrzweckanlagen zeigten deut­
lich, wie unterschiedlich nach Schutzumfang und Baukosten 
derartige Anlagen sein können. Gerade das Auffinden 
wirtschaftlich vertretbarer Lösungen, das Abwägen von 
Aufwand und Leistung, erfordert qualifizierte Ingenieur­
arbeit. Eine zentrale Planung des unterirdischen Raumes ist 
Vo rausse tzung für volkswirtschaftlich sinnvolles Handeln. 

Der Stuttgarter Generalbaudirektor, Pro f. Ho s s, um­
riß im dritten Vortrag der Hauptversammlung die städte­
bauliche und verkehrsmäßige Planung des Stuttgarter 
Stadtbereichs und des zugehörigen Umlandes. Das Ziel 

der Planung is t, eine technisch leis tung sfä hige Großstadt 
zu entwickeln. Dabei so ll en bis zum Jahr 1985 rd. 13 km 
unterirdische Straßenbahntunnel, davon 7 km im Innen­
stad tb ere ich, den M asse nverkehr bewältigen. Für den 
Kraftverkehr müssen noch 22 km Stadtschnellwege und 
8 km Hochstraßen gebaut werden. 
M ehr als 2 Milliarden DM werden für diese Verkehrsanla ­
gen aufzubringen sein. Prof. Hoss richtete zum Schluß einen 
Mahnruf an die Bundes- und die Land es reg ierung, sich die­
sen dringenden komm unal en Notwendigkeiten nicht zu 
verschi ießen. 
Am Vorabend hotten sich Vo rsta nd und Be irat der STUVA 
versammelt, um verschiedene Berich te entgegenzunehmen . 
Hau p t g e s c h ä f t s f ü h re r 0 i P I. - I n g. Z i m m e r­
man n schilderte die derzeitige Forschungstätigkeit der 
STUVA, die auf Schaffung von Richtlinien für Kombination s­
bauten - Verkeh r mit Bevölkerung sschutz - abzielt. Di e 
Untersuchungen behandeln im wesentlichen folgende Fra­
gen: 1. Ist die technische Möglichkeit ei ner Kombination 
vorhanden? 2. Können Ersparni sse durch eine solche Kom­
bination erzielt werden? 3. Wie ist die Friedensnutzung 
auch der LS-Räume zu gewährleisten? 4. Müssen die LS­
Bauten gleichzeitig mit dem Boubegi nn der Verkehrsbauten 
in Angriff genommen werden oder können sie auch später 
ganz oder tei lwe ise durchgeführt werden? 5. Liegt ein öf­
fentliches Interesse für den Bevö lkerungs schutz aufgrund 
der Verkehrs - und Anli egerverhä ltni sse vor? 

Einen Uberblick über bestehende und zu erwartende G e­
setze und Richtlinien als Grundlage für die Forschungsar­
beit der STUVA sowie über die Aufgaben der Intermini­
steriell en Kommission gab Mi n. - Rat 0 i p I. - I n g. 
Sc h mit t - Bundesmini steri um des Innern. Diese grund­
legenden Ausführungen w urden fortgesetzt durch ein Re­
ferat von 0 r. Beye r vom Vorstand der STUVA, der 
über die Bedeutung der Sachverständig enkommission der 
Bundesregierung für das Gesetz "Z ur Untersuchung von 
Maßnahmen zur Verbe sserung der Verke hrsverhältn isse 
der G emei nden " sp rach. 

Pro f . T a m m s / 0 ü s sei d 0 r f gab eine ausführliche 
Ubersicht über den Stand der Planung des U-Verkehrs in 
12 deutschen Städten. Die Au swertun g des Vortragenden 
im Hinblick auf den zivilen Bevö lkerungsschutz wurde von 
den anwesenden Fachleuten nicht einheitlich aufgenom­
men. Die Erörterung wird in kleinerem Kreise fortgesetzt 
werde n. 
Einen besonders interessanten und positiven Abschluß bil­
deten die Kurzberichte von den M aßnahmen in der Schweiz 
(durch Sekti onschef Middendorp - Eidgenöss . Militärde­
partement) und in den Niederlanden (durch Min . Rat Ruy­
ters, Innenmini ste rium , Den Haag) . 

Diese Aufzählung kann die zahlreichen Probleme nur kurz 
umreißen, die bei der Jahrestagung der STUVA behandelt 
wurden. Hier dürfte eine sehr geeignete Plattform zur Dis­
kussion und gegenseitige Unterrichtung gefunden sein . Es 
hat ohne Frage bisher an der Möglichkeit geistigen Aus­
tau sches unter den Fachleuten des Verk ehrs und des zivilen 
Bevölkerungsschutzes gefehlt. Während es bei anderen 
Berufsgruppen - z. B. den Ärzten, Chemikern, Berg- und 
Hüttenleuten - seit Jahrzehnten bewährter Brauch ist, 
jährliche Zusammenkünfte zu veranstalten, um die aktuel­
len Probleme ihres Arbeitsgebietes zu diskut ie ren und den 
gegenseitigen fachlichen und menschlichen Kontakt zu ver­
stärken, war bisher auf dem Gebiet des zivilen Bevö lke­
rungsschutzes Ähnliches noch nicht möglich gewesen. Es sei 
an dieser Stelle der STUVA für die geg lückte Veranstaltung 
gedankt und die Hoffnung ausgesprochen, daß die Jahres­
versammlung 1963 weitere anerkennenswerte Berichte über 
ihre eigenen Arbeiten und die Entwicklung unterirdischer 
Mehrzweckanlogen auf der ganzen Welt bringen möge. 

-ing -
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Luftschutz der gewerblichen Wirtschaft 

Industrieluftschutz, seine Möglichkeiten und Grenzen 

Von H. w. D ä h n, Bod Godesberg 

Jede verantwortungsbewußte Staatsführung wird in nüch­
terner Einschätzung der Weltlage alle notwendigen und 
mäglichen Maßnahmen treffen müssen, um auch im Falle 
eines nicht vermeidbaren kriegerischen Zusammenstoßes 
auf den bestmöglichen Schutz der Bevölkerung sowie der 
lebenswichtigen und lebenswerten Einrichtungen der 
menschlichen Gesellschaft vorbereitet zu sein. Da der mo­
derne Krieg Länder, Völker und Volkswirtschaften in allen 
ihren Bereichen total erfaßt, kann auch auf wirksame 
Schutzmaßnahmen für Industrie und gewerbliche Wirtschaft 
nicht verzichtet werden. Die Frage ist nur, inwieweit solche 
Maßnahmen im Zeitalter der nuklearen Vernichtungswaf­
fen überhaupt nach sinnvoll sind . Die besondere Proble­
matik des Industrieluftschutzes li egt angesichts des techni­
schen Wettlaufes und Mißverhältnisses zwischen Angriffs­
mitteln und Schutzmaßnahmen in der Unmöglichkeit, den 
Schutzmaßnahmen für die Wirtschaft einen Schutzeffekt zu 
unterstellen, der zumindest für einen längeren Zeitraum 
konstant bliebe. Der nachstehende Beitrag behandelt die 
Gegebenheiten, Uberlegungen und Erkenntnisse, denen 
sich Wirtschaft und Staatsführung bei der Planung und 
Durchführung solcher Schutzmaßnahmen gegenübersehen. 
Dabei werden die Möglichkeiten und Grenzen sichtbar, 
denen insbesondere auch der Industrieluftschutz heutzu­
tage zwangsläufig unterliegt. 
Die begriffliche Einordnung des Industrieluftschutzes ergibt 
sich aus der den Betrieben in überwiegend eigener Verant­
wortung gestellten Hauptaufgabe des Schutzes der an ihren 
Arbeitsplätzen tätigen Menschen. Diese Aufgabe entspricht, 
wenn auch unter anderen Bedingungen, in etwa der des 
allgemeinen Selbstschutzes, dem Schutze des Menschen im 
privaten, persönlichen Bereich seiner Familie und Wohn­
stätte. Industrieluftschutz und Selbstschutz stehen also glei­
chermaßen unter dem Gesetz der Selbsthilfe und dem Pri­
mat des Menschenschutzes; bei beiden kann der ebenfalls 
wichtige Sachschutz im Zeitalter der nuklearen Vernich­
tungswaffen nur noch zweitrangig gesehen werden. Die 
Vergleiche führen mithin zur begrifflichen Zuordnung des 
Industrieluftschutzes zum Selbstschutz (im weiteren Sinne) . 
Die Bezeichnung "Industrieluftschutz", erstmalig vom Ge­
setzgeber im § 6 des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutze der Zivilbevölkerung (1. ZBG) vom 9. 10. 1957 
angewendet und seitdem auch im amtlichen und privaten 
Schrifttum gebräuchlich, entspricht dieser begrifflichen Zu­
ordnung nicht. Durch terminologische Hervorhebung des 
für Selbstschutz und Industrieluftschutz gemeinsamen Merk­
mols" Sei b s t hilfe" werden künttig die Industrie, die ge­
werbliche Wirtschaft und auch die bisher unterbegrifflich dem 
Selbstschutz zugehörigen Einrichtungen des sogenannten 
Erweiterten Selbstschutzes unter der Bezeichnung "Betriebs­
selbstschutz" zusammengefaßt werden. Di ese Einordnung 
in den Betriebsselbstschutz läßt sich insbesondere auch 
aus d er praktischen U berlegung rechtferti gen, daß Be­
hörden, Krankenhäuser, Schulen, Beherbergungsbetriebe 
usw. ihrer Struktur noch eher unter den Bedingungen und 
Möglichkeiten des betrieblichen als denen des allgemeinen 
Selbstschutzes luftschutztechnisch geschützt werden könn-

ten. Mit einer solchen Regelung dürften gleichzeitig auch 
die Uberlegungen über Abgrenzungsgrundsätze zwischen 
Erweitertem Selbstschutz und Industrieluftschutz praktisch 
gegenstandslos werden. Die weitergefaßte Bezeichnung 
" Betriebsselbstschutz" brächte also eine genauere Begriffs­
bestimmung und hätte auch noch den psychologi sch wich­
tigen Vorzug , die begriffliche Zugehörigkeit des Industrie­
luftschutzes zum allgemeinen Selbstschutz zu unterstreichen. 
Wenn gleichwohl in den nachstehenden Ausführung en noch 
an der bisherigen Terminologie des 1. ZBG festg ehalten 
werden soll, so nur deshalb, um nicht auch nur insoweit 
der im Fluß befindlichen Luftschutzgesetzgeb ung vorzu ­
greifen. 
Obgl eich also begrifflich dem Selbstschutz zuzurechnen , 
ver langen jedoch die besonderen Gegebenheiten jeder In­
dustriesparte, der Produktionsanlagen, des Gefäh rdungs ­
grades, der betriebswirtschaftlichen Verhältnisse u. a. im 
Industrieluftschutz eine völ!ig andere Betrachtungsweise in 
der Planung und Anlage von LS-Maßnahmen, als dies im 
allgemeinen Selbstschutz bewährtermaßen geschieht. An­
ders als dieser verträgt der Industrieluftschutz kein behörd­
lich perfektioniertes Organisationsschema. Jeder örtliche 
Luftschutzleiter wäre überfordert, wollte man von ihm er­
warten, er könnte die in seiner Zuständ igkeit sonst üblicher­
weise getroffenen Anordnungen auch im Bereich der indivi­
duell so unterschiedlichen Betriebe und Anlagen der Wirt­
schaft anwenden . Die Durchführung wirksamer und jeweils 
angemessener Schutz- und Hilfsmaßnahmen im einzel nen 
muß also den Betriebsinhabern bzw. -leitern ode;· deren 
Beauftragten wegen ihrer Fachkenntni sse und ihres besse­
ren Wissens um besondere örtliche G egebe nheiten des Be­
triebes, noch Art einer Selbstverwaltung, überlassen blei­
ben. Dies schließt jedoch angesichts der waffentechnischen 
Entwicklung, vor ollem der verkürzten und oft überhaupt 
unmöglich werdenden Warnzeiten, eine Koordini erung ol ­
ler Maßnahmen im Werk und am Ort durch Zusammen­
arb·eit des Werkluftschutzleiters mit dem örtlichen Luft­
schutzleiter nicht aus . Demgemäß sieht Nr. 4 Abs. 1 der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über die Leitung des 
zivilen Luftschutzes im Luftschutzort (AVV-LS-Ort) vom 12. 
1. 1961 - Bundesanzeiger Nr. 15 vom 21. 1. 1961 - eine 
solche Koordinierung oller örtlichen Luftschutzmaßnahmen 
einschließlich derer des Industrieluftschutzes auch ausdrück­
lich vor. Darüber hinaus werden künftig Industrie und Wirt ­
schaft bei der Planung und Durchführung ihrer betrieb­
lichen Luftschutzmaßnahmen Bestimmungen zu beachten 
hoben, die sich aus der allgemeinen Selbstschutzpflicht 
eines künftigen Selbstschutzg esetzes auch als für sie ver­
bindlich ergeben werden. 

Ausgangspunkt für die Einleitung und Durchführung von 
Luftschutzmaßnahmen muß eine klare Gesamtkonzeption 
sein, innerhalb welcher die amtliche Planung speziell eines 
Industrieluftschutzes vom militärischen Logebild der Bun­
desregierung auszugehen hot; diesem Logebild wären die 
Wirkungsmöglichkeiten der beabsichtigten Schutz- und 
Hilfsmaßnahmen gegenüberzustellen. Diese Konzeption 
muß erkennen lassen, was beabsichtigt ist und für durch-
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führbor geholten wird. Sie muß ihre praktische Auswirkung 
insbesondere in Gesetzen finden, nach denen Verwaltung 
und Wirtschaft zu arbeiten haben. Eine solche Rechtsgrund­
lage ist bisher lediglich mit § 6 des 1. ZBG gegeben, der 
die spätere Lösung organisatorischer und materieller Fra­
gen des Industrieluftschutzes anbahnt, dessen praktische 
Bedeutung ober gering bleibt, solange der vorgesehene 
gesetzliche Mitwirkungsauftrag an eine Organisation der 
gewerblichen Wirtschaft endgültig noch nicht erteilt ist. 
Weitere Rechtsgrundlagen dürften die vom zuständigen 
Ressortminister wiederholt angekündigten Luftschutzge­
setze, insbesondere ein Selbstschutzgese1z und ein Schutz­
baugesetz bringen. 
Die gefühlsmäßige Ablehnung aller Luftschutzmoßnahmen 
muß auch im Bereich der Wirtschaft einer nüchternen Be­
trachtungsweise weichen. Wie schon im zivilen Bevölke­
rungsschutz schlechthin nur eine die technische Schutzmög­
lichkeit glaubwürdig darstellende Werbung "ankommt", so 
kann auch der Industrie und gewerblichen Wirtschaft, die 
ja staatlichen Maßnahmen gegenüber besonders zurück­
haltend zu sein pflegen, nur eine solche Planung näher ge­
bracht werden, die sowohl technisch durchführbar als ouch 
wirtschaftlich zumutbar ist, aber gleichwohl bestmöglichen 
Schutz für Menschenleben und Betriebssubstanz verspricht. 
Grundlagen einer solchen Planung sind die inzwischen er­
arbeiteten Erkenntnisse und Ergebnisse eingehender For­
schungen, technischer Erprobungen und zahlreicher Reprä­
se ntativ-Erhebungen. Gegenüber der oft gehörten Kritik 
am Tempo dieser Vorarbeiten sei festgestellt, daß diese 
geleistet werden mußten zu einer Zeit, als Atom- und Ra­
ketentechnik in stürmischer Fortentwicklung täglich neue 
Probleme aufwarfen und die militärische Konzeption der 
jungen Bundeswehr nebst ihrer Integrierung in die NATO 
in ihren Auswirkungen auf die zivile Verteidigung erst er­
kennbar und durchdacht werden mußte. Dieser Entwicklung 
mit voreiligen Luftschutzplanungen vorzugreifen, verbot 
sich also. Selbst heute, 1962, ist diese Entwicklung noch in 
vollem Fluß. Das beweist eindringlich das Memorandum 
der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler e. V. *), worin 
zwar einerseits mit verantwortungsbewußter Objektivität 
die Problematik, ja Fragwürdigkeit des Schutzeffektes 
selbst aufwendigster Schutzmaßnahmen angesichts des 
nicht einzuholenden Vorsprungs der technischen Angriffs­
mittel herausgestellt, andererseits aber der Schutzeffekt 
zahlreicher Schutzmaßnahmen, wenn auch mit Vorbehal­
ten, bejaht wird. Die Resultate jener Vorarbeiten lassen 
Möglichkeiten, Grenzen und Schwerpunkte für Schutzmaß­
nahmen in der Wirtschaft erkennen. Mit ihnen müssen In­
dustrie und Wirtschaft vertraut gemacht werden. Die in der 
Luftschutzarbeitsgemeinschaft der gewerblichen Wirtschaft 
vertretenen führenden Wirtschaftsverbände sowie die In­
dustriegewerkschaften könnten hierbei Mittler sein. Jeder 
Unternehmer muß informiert sein, welche Aufgabe sein Be­
trieb im Kriege hat, ggf. auch, daß er keine hat. Er will 
und muß wissen, wie er Belegschaft und Betrieb schützen 
kann, ob es genügt, die Substanz seines Unternehmens zu 
konservieren, od er ob er sich darauf einstellen muß, selbst 
unter schwersten Belastungen im Kriege weiterarbeiten zu 
müssen. Schließlich will und muß er auch wissen, wie im 
Zusammenwirken staatlicher und privater Initiative die Ko­
stenlast verteilt sein wird. 
Ein vollkommener oder auch nur weitgehender Schutz der 
Wirtschaft mit ihren Millionen Belegschaftsangehörigen 
und Mill iardenwerten an Sachgütern kann nicht erreicht 
werden. Damit entfällt auch jeder Gedanke an den Aufbau 
einer autarken Kriegswirtschaft im konventionellen Sinne 
beider Weltkriege. Demgemäß sollte man bemüht bleiben, 
die Erwartungen der militärischen Führung an die Wirt-

• Ein Memorandum, herausgegeben von der Verei nigung DeutscherWlssen ­
schall I., e. V. Im Verlag E. S. Mltller & Sc.hn, Frankfurt M., brasch. DM 2.20 
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schaft in bescheidenen Rahmen zu halten. Gleichwohl ist 
das Ausmaß wirtschaftlicher Schutzmaßnahmen auch unter 
diesem Aspekt zu überlegen, da ein gewisser aktiver Bei­
trag der Wirtschaft zum Verleidigungspotential sowie ein­
zelne regionale Hilfen auf dem Ernährungs -, Ersatzteil- und 
Instandsetzungssektor auch unter den erschwerten Bedin­
gu ngen nichtkonventioneller Kriegsführung erwartet wer­
den müssen. Diese Oberlegungen über die Notwendigkeit 
eines begrenzten Sachschutzes auch in der Wirtschaft dür­
fen jedoch nicht das schon genannte Postulat der Vorran­
gigkeit des Menschenschutzes auch in der Wirtschaft ver­
drängen . Die schne ll ere und billigere Steigerung der ato­
maren Angriffsmittel gegenüber allen nachhinkenden 
Schutzmaßnahmen läßt deshalb Zweifel berechtigt erschei­
nen, ob die Zielsetzung eines Industrie- und Wirtschafts, 
schutzes insofern überhaupt noch richtig , ob sie nicht viel­
mehr utopisch ist, indem sie zwar den Menschenschutz für 
vorrangig erklärt, gleichzeitig aber auch den Sachschutz in 
gewissem, dazu unkl ar beschriebenem Umfange aus - wie 
es heißt - lebens- und verteid igungswichtigen Gründen 
für unerläßlich hält. Einen tröstlichen Ausweg aus diesem 
Dilemma zeigt nun aber die Feststellung, daß viele Schutz­
maßnahmen gleichzeitig dem Schutz sowoh l von M enschen 
als auch von Sachgütern dienen und daß in vielen Fällen 
ein verstärkter Objektschutz jeweils auch den Schutz der 
Belegschaft erhöhen dürfte. Außerdem schließt das Primat 
des Menschenschutzes Sachschutzmaßnahmen deshalb nicht 
aus, weil deren viele ebenfal ls, zumindest mittelbar, dem 
Menschenschutz dienen, indem sie die Erhaltung oder Wie­
deringangsetzung auch der ProdUktionszweige bewirken , 
die das Weiterleben der Oberlebenden erst ermögl ichen. 
Mithin sind also Sachschutzüberlegungen keineswegs ab­
wegig, sofern sie einen gewissen Mind est-Schutzeffekt ver­
sprechen und sich im Rahmen des wirtschaftlich Tragbaren 
und Möglichen hatl en. Die erforderlichen Rechtsgrundlagen 
dürfte das kommende Schutzbaugesetz bringen. 
Bei allen Oberlegungen darf nicht nur der schlimmste Fall 
eines schweren Atamschlages in Rechnung gestellt werden. 
Es gibt strategische, taktische, politische und w irtschaftliche 
Gründe, die eine Beschränkung des Gegners auf den Ein­
sa tz konventionel ler oder höchstens kleinerer Raketenwaf­
fen als durchaus möglich und denkbar erscheinen lassen 
können. And ererseits darf nicht unberücksichtigt bleiben, 
daß das Gebiet der Bundesrepublik angesichts se iner ge­
ringen Tiefe und exponierten Lage im Vorfeld der west­
östlichen Spannungen nirgends ungefährdet ist, daß Ober­
völkerung und wirtschaftliche Ballungsräume eine zusätz­
liche Empfindlichkeit bedingen . Daraus resultiert die große 
Gefahr, daß schon mit dem Ausfall kleinerer Gebiete und 
einze lner Schlüsselbetriebe die auf Verbund und Arbeits­
teilung aufgebaute und angewiesene gewerbliche Wirt­
schaft schnel l zusammenbrechen könnte. Dieser Gefahr 
vorbeugend zu begegnen, ist eine gemeinsame Aufgabe 
von Staat und Wirtschaft ; sie berührt insbesondere das 
nachstehend erörterte Problem der sogenannten lebe ns­
und verteidigungswichtigen Betriebe. 
W en n also die Wirtschaft insgesamt nicht zu schützen ist, 
so wird zwangsläufig der Weg der Aufteilung aller Be­
triebe in mindestens zwei Kategorien mit unterschiedlichem 
Schutzbedürftigkeitsgrad beschritten werden müssen. Als­
dann würde die durch Auswahl festzulegende kl·einere 
Gruppe der unverzichtbaren Betriebe, deren "Weiterar­
beit nach der zivilen Notstandsplanung auch während un­
mittelbarer Kampfeinwirkungen unerläßlich ist" -, "lebens­
und verteidigungswichtige Betriebe " - der weit überwie­
genden Mehrzahl aller sonstigen Werke, Unternehmen und 
Einrichtungen der nationalen Volkswirtschaft - "Konser­
vierungsbetriebe" gegenüberstehen. Weil nun nicht erst 
nach Kriegsausbruch, sandern schon in Spannungszeiten 
das Damoklesschwert eines ohne Warnung jederzeit und 
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überall einsch lagenden Kernwaffengeschosses über Men­
schen und Wirtschaft drohend schwebt, konn unter diesen 
Bedingungen ein geordneter friedensmäßiger Weiterlauf 
des Wirtschaftslebens, also insbesondere der Produkti on , 
ni cht mehr erwartet werden. In einem solchen Zeitpunkt 
des Notstandes fände die friedenszeitlich vorbereitete Mob­
Aufgabe der Betriebs-Selektion ihre Rechtfertigung. Fol­
gende Maßstäbe und Oberlegungen könnten zu einer Zu­
weisung jeweils der einzelnen Werke oder Industriezweige 
in die eine oder andere Kategorie führen: 

" Leben s- und verteidigungswichtige Betriebe" wären sol­
che, denen ein sehr ho her G rad von Schutzbedürftigkeit zu­
zubi lligen ist, weil in ihnen ein geregelter weiterer Ablauf 
des Arbeits- und Produktionsprozesses unerläßlich ist. Der 
ihnen zugedachte erhöhte Schutz hätte dazu beizutragen, 
die Zahl der Oberlebenden möglichst zu erhöhen und das 
Verteid igungspotential zu unters tützen. Ihr Schutz müßte 
so wirksam se in , daß sie den ersten Schlag möglichst über­
stehen und in der anschließenden Oberlebensp hase tätig 
bleiben könnten, um den Oberlebenden auch ein W eiter­
leben zu ermöglichen. Solche Aufgaben setzen hochgra­
dige Schutzmaßnahmen betriebsorganisatorischer und bau­
li cher Art für Belegschaften und Substanz der ausgewähl­
ten Betri ebe voraus. Schon die finanzielle Aufwendigkeit 
solcher Maßnahmen gebietet eine sehr gezielte, begrenzte 
Au swa hl der notwendigsten Betriebe, die begrifflich nicht 
mit der großen Masse der Mob-Betr iebe des zweiten Welt­
krieges gleichzusetzen sind. Eine nähere Aufzählung und 
Erörterung der Wirtschaftskategorien, denen die lebens­
und verteidigungswichtigen Betriebe zu entnehmen wären 
- (jeweils Auslese aus den Betrieben einer Kategorie l ) -, 

würde den Rahmen dieses Beitrages überschreiten. Die 
Energiebetriebe stehen jedenfalls dabei an erster Stelle. 
Im übrigen dürften hierüber in den zuständigen Ressortmi ­
nisterien bestimmte Vorstellungen bestehen. Die für die 
Wirtschaft besonders wichtige Kostenfrage würde von der 
Erwartung her geregelt werden müssen, daß primär die 
Funktionsfähigkeit der lebens- und verteidigungswichtigen 
Betriebe in jeder Phase eines Krieges weitgehend gesichert 
sein muß, daß diese erhöhte Schutzbereitschaft also nicht 
etwa nur aus kommerziellen Erwägungen der Wirtschaft 
erwünscht, sondern im allgemeinen öffentliches Verteidi­
gungsinteresse des Staates und seiner Bevölkerung uner­
läßlich ist. 

Welche Grenzen einem wirksamen Industrieluftsch utz heute 
gesetzt sind, wird bei Betrachtung jener anderen, weit grö­
ßeren Gruppe der sogenannten "Konservierungsbetriebe" 
besonders offenbar. Diese Gruppe ste llt die Masse jener 
Wirtschaftsbetriebe dar, deren teilweise Substanzerhaltung 
aber durch Vorbeugemaßnahmen minderen Umfanges zu­
mindest versucht werden müßte. Hierbei bliebe zu hoffen, 
daß dank der Gunst des Zufalls und besonderer örtlicher 
und natürlicher Gegebenheiten einzelne Landstriche auch 
in der sogenannten Oberlebensphase halbwegs intakt blei­
ben würden, die dort gelegene Wirtschaft also weiterpro­
duzieren könnte. Insgesamt gesehen jedoch wäre davon 
auszugehen, daß die Mehrzahl dieser Betriebs- und Werks­
anlagen wirksam und methodisch nicht zu schützen ist, weil 
sich ein solches Projekt in zeitlichen, wirtschaftlichen und 
finanziellen Größenordnungen bewegen würde, die 
schlechthin indiskutabel sind. Demgemäß wird sich hier die 
Planung bewußt auf Mindestmaßnahmen des Menschen­
schutzes und der materiellen Konservierung , also auf jene 
Grundschutzmaßnahmen beschränken müssen, die ohnehin 
zum Bereich des allgemeinen Selbstschutzes gehören . Eine 
Folge der künftigen gesetzlichen Selbstschutzpflicht dürfte 
grundsätzlich die Kostenlast für die Wirtschaft sein, unbe­
schadet gewisser finanzieller Vergünstigung en, z. B. für 
Kosten eines verstärkten Schutzraumbaues, Vergünstigun­
gen, auf die der einzelne Unternehmer den gleichen gesetz-

li chen An spruch haben müßte "Nie der private Grundeigen­
tümer. 
Auch bei der Planung von Schutzmaßnahmen für die soge­
nannten Konservierungsbetriebe sollte grundsätzlich die 
Ausgangsannahme gelten, daß die Be legschaft bei einem 
Angriff voll in Tätigkei t ste ht. Di e Möglichkei t des Aus­
bleibens einer Warnung, also das Oberraschungsmoment, 
ist einzukalkuli eren. Hier ginge also der formellen Feststel­
lung des Kriegsfalles und damit auch der erst für diesen 
Fa ll vorgesehenen Stillegung der feindliche Oberraschung s­
schlag voraus . So betrachtet, bestände für die Bel egscha f­
ten alle r Betriebe beider Schutzkategorien praktisch eine 
gleichgroße Gefährdung, so daß also grundsätzlich eine 
Differenzierung der Schutzmaßnahmen keine Berechtigung 
hätte. Man wi rd jedoch für di e Vorausplanung Spannungs­
ze iten zugrunde legen müssen, nach denen die vorbere ite­
ten Maßna hm en abzulaufen hätten. Di e ei nfachste wird 
die Stillegung sein, also die Entlassu ng der Belegschaft in 
ihre Wohnstäten, üblicherweise unter Verbleib einer tech­
nischen Notbelegschaft und des Werkluftschutz es ("Werk­
selbstschutzes") im Werk 
Alle Schutzmaßnahmen finden ihre Ergänzung durch H ilfs­
maßnahmen fachlich ausgebildeter und nach Fachdiensten 
zu Einhei ten zusammengefaß ter Ang ehöriger der Betriebs ­
und Werkbelegschaften. Ein einsatzbereiter Werkluftschutz 
ist g leichermaßen in allen Betrieben beider vorstehend be­
handelter Kategorien unentbehr li ch. Wie auch im Zeitalter 
der Kernwaffen die letzte Entscheidung erst mit der Beset­
zung durch den Infanteri sten (modernster Prägung) fällt , 
so geben auch ers t Ein sa tz und Hilfe der W erkluftschutz­
kräfte den baulichen Schutzmaßnahmen Sinn und Wirkung. 
Sie dienen bevorzugt und mit rela tiv hohen Erfolgsaussich ­
ten dem Schutz und der Rettung des arbeitenden Menschen 
im Bet rieb. 

Die Rechtsgrundlagen für Aufbau und Organisation des 
Werkluftschutzes wird voraussichtlich das künftige Selbst­
schutzgesetz bringen. Eine Verpflichtung zu seiner Aufstel­
lung wird für alle Betriebe notwendig se in, die wegen ihrer 
Größe, Aufgabe oder Eig enart erhöhte Selbstschutzmaß­
nahmen erfordern. Hierbe i könnten amtlich empfohlene 
Muster von Werkluftschutzplänen sowie Richtlini en für den 
Industrieluftschutz den Betrieben die Organi sa tion, Glie­
derung, Ausrüstung und Ausbildung der W erkluftschutzein­
heiten erleichtern. Unbeschadet der allgemeinen gesetz­
lichen und mithin auch für die Wirtschaft ve rbindlich en 
Selbstschutzaufgaben und -verpflichtungen würde sich ei ne 
staatliche Einwirkung insbesondere auf Empfeh lungen, ein­
heitliche Grundsätze und Vo(schläge beschränken können. 
Die schon eingangs getroffene Feststellung, daß der In ­
dustrieluftschutz kein behördlich perfektioniertes Organi­
sationssche ma vertrage, gilt in besonderem Maße fü r den 
personellen und ausrüstungsmäßigen Aufbau der Werk­
luftschutzkräfte. W elche einzelnen Bestimmungen nun als 
Ausfluß der gesetzlichen Selbstschutzpflicht insbesondere 
für den Selbstschutz in Betrieben künftig verbindlich sei n 
werden, kann vor Erlaß des Selbstschutzgesetzes und der 
ergänzenden Rechtsverordnungen nicht gesagt werden. Je­
denfalls dürfte von seiten der Obrigkeit kein staatlicher 
Dirigismus gegenüber der Unternehmerschaft zu befürch­
ten sei n; wenn z. B. ein loses Aufsichts - und Mitwirkungs­
recht des örtlichen Luftschutzleiters oder gewisse verein­
heitlichende Vorschriften , etwa über Gliederung und Aus ­
rüstung des Werkluftschutzes, verbindlich eingeführt wer­
den dürften, so bedeutete dies noch keine unzumutbare 
Einengung der freien Entschließungen des für seinen Be­
trieb verantwortl ichen Unternehmers, Art und Umfang sol ­
cher Hilfsmaßnahmen auf die individuellen Verhältnisse 
des Betriebes abzustimmen. 
Vorstehende Ausführungen beschränken sich mit Absicht 
auf einen gedrängten Oberblick über Problematik und Ziel-
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setzung, Art und Umfang möglicher Maßnahmen für einen 
Luftschutz in der Wirtschaft. Insbesondere werden dobei 
die Möglichkeiten erkenn bor, w ie selbst im Zeitalter der 
Kernwaffen die Millionen in Industrie und Wirtschaft ar­
beitender M ensche n nicht völlig ungeschützt zu bleiben 
brauchen. Seine Grenzen aber liegen vor allem in der 
Erkenntnis, daß künftig ein olle Betriebe umfassender Sach­
sch utz gor nicht e rst versucht werden so llte, daß vielmehr 
ein relativ wirksamer Sachschutz nur noch durch eine Be­
schränkung auf Maßnahmen für wichtigste Einzelobjekte 
erre ich bar sein dürfte. Die Indust rie hot im Rahm en der 
Landesverteidigung, wenn auch mit den erörterten Ein­
schränkungen, noch gewisse Aufgaben zu erfül len ; sie be­
darf deshalb auch eines besonderen Schutzes. Das Primat 
des Menschenschutzes gilt auch für sie. Art und Umfang 
oller Schutzmaßnahmen sind im Bereich de s Industrie­
luftschutzes umstr itten und lasse n sich nicht konstant fest­
legen. Sie werden sich der in ständiger Forte ntwick lung be­
griffenen Waffentech nik anzupassen hoben. Die großen 
Schwierigkeiten des heutigen Zivilschutzes frnden ihre erste 
Ursache im ständ igen techni schen Uberg ewicht der An-

griffsmittel über die jeweiligen zei tli ch, technisch und frnan­
zie ll schwerfällig ere n Schutzmaßnah men. Diese Probl ema­
tik wird in jenem bere its e ingangs genannten M emo ran­
dum der Vereinigung Deutscher Wisse nschaft ler e. V. der 
Offentlichkeit mit a ll em Ernst zum Bewußtsein gebracht. Es 
bleibt obzuwarten, ob und inwi ewe it es die künftige Kon­
zeption des zivilen Bevö lkerungssch utzes beein flussen wird. 

Imm er und übera ll aber w ird viel guter Wille nötig sein. 
Im Bereich des Luftschutzes für die Wirtschaft müssen staa t­
liche Lenkung und Hilfe mi t privater Verantwortung und 
Bereitschaft, auch zum materiellen Opfer, zusammentre f­
fen. Guter Will e und Aufgeschlossenheit für die Notwen­
digkeiten eines z ivil en Luftschutzes sind vie lfach vorhan­
den, auch und gera de jetzt in der Wirtschaft. Die Wirt­
schaft ober wil l Klarh ei t über das Ausmaß und die Aus­
wi rkungen der künftig en amtlichen Luftschutzplanung. Es 
muß vermieden werden, diese Aufgeschlossenheit etwa 
d urch Verzögerung der - schon oft angekü ndigten - Luft­
schutzgesetzgebung in Gleichgültigkeit umschlagen zu las­
se n. Denn Resigna tion wäre gegenüber dem potentiellen 
Gegner die schlechteste Absch reckung. 

ABC-Abwehr 
Die konstruktiven Leitgedanken bei der Entwicklung von ABC·Schutzmasken 

von Oberregierungsrat Ludwig Scheich I, Bonn-Duisburg 

1,3. Die A u gen f e n s t e r 

Die Augenfenster ermöglichen dem Maskenträger die vi­
sue lle Ve rbindung mit der Umwe lt. Sie sollen dos natür­
liche Gesichtsfeld möglichst wenig einschränken, keine 
irritierenden Fremd wahrnehmungen hervorrufen, den Ma s­
kenträger bei der Bedienung von Waffen und G eräten, 
insbesondere optischen Geräten (Ferngläsern, Z ielfernroh­
ren, Richtkreisen , Entfernungsmessern usw.) nicht hindern. 
Auch bei extrem tiefen Außentem peraturen und hohem 
Atemluftdurchsatz müssen die Augenfenster klar bleiben. 
Ihr Material muß eine hohe thermische Res istenz aufwe isen. 
Di e Augenscheiben sollen auch gegen mechanische Ein­
wirkungen hinreichend widerstandsfähig sein; die Ober­
flächenhärte der Scheibe muß ein zu rasches Blindwerden 
durch Verkratzen ausschließen. 
Mit der An führung dieser wichtigsten Forderungen an die 
Augenfenster, die noch nicht einmal vollständig ist, dürfte 
der vielgestaltige Problemkreis umrissen sein, den der Mas­
kenkonstrukteur bezüglich dieses Bauelements zu bewälti ­
gen hot. 

1,31 . Ein f e n s t e r - und Z w e i f e n s t e r p r i n z i p 

Die militärischen ABC-Schutzmasken hoben im allgemeinen 
zwei Augenfenster (Zweifensterprinzip). Obwohl auf den 
ersten Blick nicht einzusehen, ermöglicht diese Lösung ein 
größeres Gesichtsfeld als die Lösung mit nur einer einzigen 
Scheibe für beide Aug en (Einfensterprinzip). Dos liegt 
daron, daß, wie später gezeigt, zwei Fenster viel näher on 
die Augen gebracht werden können, als es bei einem Fen­
ster möglich ist. 

.1. Fortse tzung 

Dos Gesichtsfeld wird mit dem Apertom eter (noch stoll) 
gemessen (Abb. 6) . Dos Apertometer besteht aus einer 
Halbku gel, in deren Mittelpunkt die auszumessende Maske 
gestellt wird. Sie ist über ei nen Prüfkopf gezogen, der on 
den Stellen , on denen sich die Augen befinden würden, 
ie eine Glühbirne trägt. Die von letzteren ausgehenden 
Strahl enbündel bilden die Fensteröffnung auf der Inn en­
Räche der Halbkugel ab. Die Auswertung erfolgt durch 
Ausplanimetrieren der auf ein entsprechendes Diagramm­
blatt übertragenen Konturen der Abbildungen der Fenster­
öffnungen. Das normale Gesichtsfeld liegt fest; es wurde 
auf Grund einer größeren Anzahl von Messungen ermit­
telt (Abb. 7). Das Gesichts felddiagramm (Apertogramm) 
weist ein Mittelfeld auf, das von beiden Augen überblickt 
wird; die beiden Seitenfelder werden ie nur vom rechten 
bzw. linken Auge überblickt. Das Mittelfeld ist besonders 
wichtig, weil der Mensch nur innerhalb desselben räumlich 
sehen kann und damit zum Schätzen von Entfernungen und 
Entfernungsmessen mit Raumbildentfernungsmessern fähig 
ist. 
Die Größe des Gesichtsfeldes wi rd in Prozent des norma­
len Gesichtsfeldes ausgedrückt. 

Mit einer Einfenstermaske mit ebener Sichtscheibe erreicht 
man ein Gesichtsfeld von etwa 50%. Durch Zurückbiegen 
der Scheibe an beiden Seiten werden zwar die Seitenfel­
der etwas vergrößert, dos Mittelfeld bleibt jedoch prak­
tisch ungeändert. Dos Mittelfeld weicht vor ollem in sei nem 
unteren Teil weit vom normalen Gesichtsfeld ob, weil die 
Scheibe wegen der vorspringenden Nase stark noch vorn 
gezogen werden muß. Die Nase ist überhaupt der "Eck-
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stein des An stoßes", der der Verwirk l ichung einer " Voll ­
sichtmoske" mit nur ei nem Fenster im Wege steh t. Größen 
und Formen der Nosen der Men schen, wie überhaupt die 
G esichtsbil du ng si nd zu unterschi ed li ch, a ls daß eine Form 
des Fensters gefunden wer'den könnte, die sich als Ei nheits­
form allen G es ichtern anpassen und g leichzeit ig das ge­
wünschte große G es ichtsfeld bieten w ürde. 
Von weiteren Schwierigkeiten, di e sich einer befriedigen­
den Rea li sierung einer militärischen Einfenstermaske ent­
gegenstel len, seien nur noch die Komp likationen ange­
deutet, die sich bei Brillenträgern ergeben, sowie die Un ­
möglichkeit, eine F ,~ ns t erform zu finden, d ie ei ne Bedie­
nung optischer Geräte in befriedigender W eise zuläßt. 
Ohne Nachteile kan n das Einfensterprinzip bei Schutz­
hau ben für Kopfverletzte angewend et werden, we il es da­
bei nicht auf ein besonders großes Feld einwandfre ier 
Sicht ankommt. 
Die Mehrzohl al ler mil itä ri schen A BC-Schutzmasken mo­
de ll e sind Zweifen stermaske n. Die Fenster kön nen so ge­
formt und angebracht werden, daß die beiden Seitenfel ­
der sowoh l nach den Seiten a ls auch nach oben und unten 
kein e we sentliche Einschrä nkung gegenüber dem norma­
len Gesichtsfe ld erfohren. Eine Einsch rän kung des MitteI­
fe ldes ist unvermeidbar. Si e ist durch das zwischen den 
beiden Fenste rn über der Nase liegende Stück des Masken­
körpers, da> aus Fest igke itsgründen ei ne gewisse Brei te 
nicht unterschre iten da rf, und die Breite der Aug enfenste r­
fassungen zu be i den Sei ten di eses Stückes bed ingt. 
Mit neuzeit lichen Zweifensterma3kc n konn ein G es ichts­
fe ld von über 90",; verw irkli cht werd en . Das Gesich tsfe ld 
der meiste n bekann ten Maskenmode lle li egt all erdings nu r 
zwischen 50 und 60-;;. 

1,32. F 0 r m und B e f es t i gun g der A u gen -
f e n s t e r. M a t e r i a I fra gen 

Die Aug enfenster si nd bei den m a i~te n Masken rund. Auch 
im unteren Tei l runde und im oberen Teil abgep lattete 
Formen, fe rner Ellipsen, O vale und Dreiecke (mit abgerun-
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deten Ecken) komm en vor. Abb. 8 ze igt einige Beispiele fü r 
gängi ge A ugenfens tedormen. D ie Form der Aug enschei ­
ben ist nicht ohne Einfluß auf das G es ich tsfe ld , doch läßt 
sich keine allgemein gültige Rege l oufste ll en, da das Ge­
sichtsfe ld ouch vom Abstand der Fenster von den Aug en, 
von den Win keln der A ugenscheibenebene zur Gesichts­
mittellinie und zu r Pu pillenebene sowie von der Gestaltung 
der Fensterfassung abhängt. 
Di e Augenscheiben können plan oder gewölbt sei n. 
Di e Verbindung der Augenfenster mit dem M oskenkörper 
muß besond ers sorgfä ltig erfolgen, sie darf vor al lem 
nicht zu einer Gefahrenquelle f ür Un d ichtheiten werden. 
Eine einfach e, bei guter techni scher Au sführung zweife llos 
auch zuverlässige Verbindung wird in der Wei se herge­
ste llt, daß die Au genschei be von einem ihrer Form ent­
sprechenden, beispielsweise kreisförmigen Gummifa lzring 
gehalten wird, der die in den Ma skenkörper eingearbe itete 
Fensteröffnung umgibt und an se inem äußeren Umfang 
in geeigneter W eise mit dem Maskenkörper verbunden, z. 
B. vernäht oder verkl ebt ist. Die Au genscheiben befinden 
sich so in ei ner ringförmigen Fal te und können leicht aus­
gewechselt werden. Eine andere Art der Fensterei nbin­
dung ist folg ende : In die ausgestanzte Offnung im Masken­
körper wird al s das tragende Element der Aug enfenste r­
fassung der Grundring eingesetzt und von außen mit dem 
Maskenkörper und dem Schraubring zusammengebö rdelt; 
dann wird auf den Grundring ein Dichtring gelegt und auf 
diesen die Augenscheibe. Ein mit dem Schraubring ver­
schra ubbarer Haltering drückt die Aug enscheibe fest an. 
Diese Schraubverbindung, die ein leichtes Auswech se ln der 
Augenscheiben gestattet, ist nur bei runden , ebenen Au­
genfenstern möglich; bei anders geformten Fenstern muß 
die Befestigung durch Bördelung erfolgen. Abb. 9 a und 9 b 
zeigen Einbindungsmöglichkeiten des Augenfensters. 
Große, vor allem flexible Augen scheiben, z. B. solche für 
ABC-Schutzhauben für Kopfverletzte, erfordern eine an­
dere Art des Einbaues, z. B. Einkleben. Die neuzeitlichen 
Klebemittel auf Kunststoffbasis gestatten die Herstellung 
zuverlässiger, dichter Verbindungen . 
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Oll' Augellsc!wJiwll sind 0ntwl'cll'I' C1US ZellophCln, Zellon 
odel soqellClnl11C'ln Slcher/-'ellsSllos (MiOhrschlchtenglm), elas 
1)('1 Bruch nicht spllllel\ g8full(11 

1 ,33 V I.. r f (I h I I' n i u,' K I (I I h CI I I u n 9 dei 
A u (J e n , L h I.. I b ,0 11 

D,e Ausale'11lufl enthall einen hOl1el1 Anteil Oll Wnsser­
dampf, d,c AlnlOsp:1Clle im TolrCium dei' MoskC' bzw 1111 

Raum unicI' ckl Innenlllaskc' 151 desllCllb stcts übcrsCiirlgl 
Wenn cl", rClllpLiCliur eier AugcllscllC'ihel1 an ihl'cn IlIncn 
!~L1chen gl"ll..h OelCI Illcdllge'l C1ls ell'l TClupunkt dei C111 JlIIlC'1l 
voruelslrönlGndell Lufl Isl, clClnn kondensl(nl \NClssclclCI!llpr 
und ,chlugt sich C11l elen Auge:llschclbell in Forlll 1<10111(" 
T,öp!cht'll niedl " DCI Beschlag nimmt dem Maske'ltIClS]l'l 
,:11 Sichl 
O,l' KICllhClllullSj der AugeilscheilwI1 wUlcic von Begllvl dei 
Mo' kenenlwlrklunq 'm ersten WI~ltkllc.;g an mit vcrschic.;, 
denen Moßnohnlf'n zu el'l'eichen vl'I'sucht. Ein KUI'IOSUIll 
wmen cI,e Wischfolien (WischfrngerI1l1S1e), Einstülpungell 
cl<--s Maskellkörpers in eier Gegend dei äußel'l'll ,ß,UgOIl­
winkel oder In dei Nasengegencl; wie mit einom \Nisch 
tuch konntl.. "In Finger damit elle InllE.nnäche der AurJen, 
schcJiJC elTelchen ullcl obwischen Von Bedeutung bis C1uf 
den heutigeil TClg Sind von elen selncrzell schon zUlllindesl 
in der Idee 9J'undgeleg:en Verfahren die VCl'wendunSJ VOll 
chemischen Klmsichtmitteln, die Einsetzung von Klmsicht 
~cheiben und elie l.uftspÜlung der Augenscheiben, 

1,331, K I CI I' S Ich t 111 i t tel 

Die ersten KIClrslchtmlttel dürften wohl als HauptbestClnd­
teil Seife enthCllten haben Mit clr!11 Aufkommen der syn, 
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thctl,chcll WClSch- und Nelzllllllc·1 (AlkylsulfCltu, Alkylwl­
rOnClte, F,>ltolkoholsulfoI1C1lc U',W 1 wurd n die SC'lfen in ck:n 
Hlntergl und S]ecll'C1ngl. Es mCl9 9I'(JdJc'llc Unterschi"clr· ,n 
('CI' WlrkSClmkcit dieser eill~('lnl'n Substonzen qelJell, dm 
WirkungopJ'II1LlP Ist bel allen clCl'> gleich," und bestrht c10r 
In, dClß SIC' C1ls kClpillClroktlve Vr'l bindungen die Obel nu 
chenspClnnung des Wassers SOWIU die GrenzflächcnspCln, 
nunS] ZWischen dem WCI5ser ulld elel' Oberflüche dei Au 
genscheJiJen vcrmlndel'll, DClelurch nleßen elie clnn,lnr'll 
WClssertläpfchcn IUSOlllmell urtd es ('Iltsteht ein geschlo> 
sener Wosserfrllll, elel die Sicht nicht behindert. 
Auch gew;ss0 kClp,JIClrokt,ve SJlikollöle können C1ls Klcll­
siehrmittel ver'Nencle' werden, 
Oft cnlholten elle Klmslchlmiltel ciI, ZUSCItl ein rrostschul7' 
n1lttel, zum Bplsplel Glykol oder Glyzcnln. 

1,332. K I CI I S ich I s ehe I ben 

Die KlmslchtscheilJcn sind dünne, klCIJ durchslchllS]C' Schei 
ben aus NitJ'Ozellulose odel Acetylzellulose mil cin'.'111 ein 
seilig angebrClchten Uberzug ClUS GelCiline, die Cluf clie In, 
nenfläche der AUSJenschciben mll elcr GelCitineschicht nClc!' 
Illnen C1ufgcsplII wel'den, Die GelCitineschichr nimmt INm­
sei' ouf; sie quillt dClbei, bleibt Clbel' klor durchsichtig. Die 
Befestigung erfolgt mittels KIClmmern oder bei runden Au­
genfenstern miltels Sprengring, dei' Cluf eine an (J,-~I' Fen, 
sierfassung sitzende niedrige Zmge a u fgesetzt WI I cl. Im 
LClufe der Zei t läßt die Wirkung dei' Klarsichtscheiben nClCI" 
dann müssen neue eingesetzt we,-den. An der BewCihrunSJ 
der Klmsichtscheiben kann nich t gezweifelt werden, cloch 
sind sie heute nicht mehr als dem StClnd dN Technik Rnt­
sprechende Mittel Clnzusehen 
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Abb . 9a und b Einbindun ~ der Au~enfenster 

1,333. L u f t s P ü I u n g der A u gen s c h e i ben 

Die zum Maskenkörper gehörenden Elemente der Atem­
luftführung wurden bereits besprochen . Hier ist noch das 
Prinzip zu erläutern. Durch eine Innenmaske oder durch 
in ihrer Wirkung ähnliche Elemente der Luftstromführung 
wird die Ausatemluft, die einen hohen Feuchtigkeitsgehalt 
hat, direkt in den Ausatemkanal geleitet. Der außerhalb 
der Innenmaske, aber innerhalb der Maske gelegene Raum 
(Augen raum) bleibt frei von Ausatemluft. Die Luft in die­
sem Raum hat daher einen geringeren Feuchtigkeitsgehalt 
als die Ausatemluft. Die Einatemluft wird, nachdem sie das 
Filter und das Einatemventil passiert hat, in zwei Teilströme 
geteilt, die je an den unteren Teil der Augenscheiben ge­
führt werden und die Augenscheiben an ihrer Innenfläche 
bespülen. Ober den oberen Rand der Innenmaske oder 
durch an ihr angebrachte Einatemventile strömt die Ein­
atem luft dann in den Mund/ Nasen-Raum, von wo aus sie 
eingeatmet wird. Die Luft im Augenraum entspricht hin ­
sichtlich Feuchtigkeitsgehalt und Temperatur der Außenluft 
(die von der Gesichtshaut abgegebene Feuchtigkeit wird 
von der eingeatmeten Außenluft aufgenommen). 

Die Klarhaltung der Aug enscheiben durch Luftspülung be­
ruht darauf, daß der Taupunkt der Luft hinter den Augen ­
fenstern nie erreicht oder unterschritten wird . In diesen 
Raum darf nur filtrierte Außenluft gelangen, während die 
feuchte Ausatemluft durch das Ausa temventil auf möglichst 
kurzem Wege aus der Maske ins Freie befördert wird. Auf 
keinen Fall darf die feuchte Ausatemluft in den Raum hin­
ter den Augenfenstern gelangen, da hier ihr Taupunkt er­
reicht und das fenster undurchsichtig werden würde. Es 
muß deshalb dafür gesorgt werden, daß die Maske im Ge­
sicht fest und dicht sitzt, so daß auch während der Au s­
atemperiode keine Luft am Dichtrahmen entweicht. 

Sollte einmal kurzzeitig feuchte Ausatemluft einen Beschla g 
auf den Augenscheiben hervorgerufen haben, so wird die­
ser nach einigen Atemzügen von der gefilterten Außenluft 

wieder beseitigt. Solche kurzzeitigen Störungen können 
durch zusätzliche Anwendung von Klarsichtmitteln (Netz­
mitteln) weitgehend verhindert werden. 

Abb. 10 zeigt die Atemluftführung einer Maske mit Augen ­
fen sterluftspülung Der Maskeninnenraum ist durch eine 
eingeba ute Innenmaske in zwei Räume unterteilt, den Au ­
genfensterraum und den Atemraum . Die Außenluft, in der 
Größe des Einatemzuges, tritt in den Filtereinsatz ein, wird 
dort von den eventuell en atmungsschädlichen Stoffen be­
fre it und tritt durch das Einatemventil in die Maske, unter­
halb der Innenmaske, ein. Hier teilt sich der Luftstrom und 
strömt zwischen Innenmaske und Außenmaske nach oben 
über die Fensterscheiben hinweg, um den oberen Rand der 
Innenmaske herum, in diese hinein . Hier wird sie einge­
atmet. Die Ausatemluft strömt aus Mund und/ oder Nase in 
die Innenmaske und dann durch das Ausatemventil direkt 
ins Freie. Der obere Rand der Innenmaske ist so geformt, 
daß die Einatemluft aus dem Augenfensterraum in den 
Atemraum gelangt, daß aber keine Au satemluft in den 
Fensterraum gelangen kann. Das ist nur dann mögl ich, 
wenn der Di chtrahmen der Maske auch während der Aus­
atmung gasdicht am Gesicht sitzt und wenn das Einatem­
ventil dicht schl ießt. Es muß also auf dieses Ventil beson­
ders geachtet werden. Eine Maske mit Fensterspülung, die 
beim Ausatmen nicht dicht si tzt, oder bei der die Einatem­
ventilscheibe undicht ist, kann ihre Funktion hinsichtlich der 
Klarhaltung der Aug ensch ei ben nicht erfüllen. 

1,4. Die Eie m e n ted e rAt e m I u f t f ü h run g 

Di e Atmung ist ein zweitaktiger Vorgang, der mit einem 
mehr oder weniger regelmäßigen Rhythmus im Einziehen 
der Luft (Inspiration) durch Mund und Nase in die Atem­
wege, die in den fein sten Verästelungen der Branchien 
und schließlich in den Lungenbläschen enden, und im Aus ­
leiten (Expiration) der verbrauchten Luft in umgekehrter 
Richtung besteh t. An einer physiologisch richtigen Atmung 
ist nicht nur die Musk ulatur des Brustkorbs (Interkostal­
muske ln und Musk. scaleni), sondern auch die Muskulatur 

Abb. 10 Atem l u ftfüh run~ einer Maske mit Au ge nfenst erluftspü lung 
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der Bauchdecke sowie die des Zwerchfells beteiligt. Der 
physiologisch begünstigte Takt ist die Einatmung. Sie ver­
trägt einen zusätzlichen Widerstand viel leichter als die 
Ausatmung. In beiden Richtungen hat die Atemluft einen 
geringen natürlichen Widerstand zu überwinden, der sich 
mit steigendem Atemvolumen vergrößert. Die Atmung durch 
eine Schutzmaske erhöht den Widerstand; der zusätzliche 
Widerstand liegt im Bereich von 20 bis 30 mm WS bei 30 
Liter LuftdurchsatzJMinute. Oberstes Ziel jeder Maskenent­
wicklung muß darin bestehen, den zusätzlichen Ein- und 
Au sa temwiderstand so klein wie möglich zu halten. Die 
normale Atmungsfrequenz eines ruhenden Menschen be­
trägt 16 bis 20 Atemzüge/Minute. Bei jedem Atemzug wird 
dabei rund ein halber Liter Luft ein- und w ieder ausgeat­
met (Atemvolumen). Der Atemluftdurchsatz je Minute ist 
das Produkt aus der Atmungsfrequenz und dem Atemvolu­
men; er beträgt bei einem erwachsenen Menschen in nüch­
ternem Zustand bei 200 C 8 Liter/ Minute und kann bei star­
ke r körperlicher Anstrengung bis auf 100 Liter/Minute 
(Atemgrenzwert) ansteigen. Dieser maximale Luftdurch­
satz muß von der ABC-Schutzmaske bewältigt werden ohne 
Anstieg des Atemwidersiand es auf physiologisch nachtei­
lige Werte. Dadurch werden an die Konstruktion der Filter, 
der Ventile und an die Ausbildung der Luftführungskanäle 
große Anforderungen gestellt. 

Mosken, bei denen die Ein- und Au satemluft durch zwei 
getrennte Wege geführt werden, haben eine sogenannte 
Zweiwegatmung. Altere Maskenmodelle hatten eine Ein­
wegatmung, bei der die Ausatemluft den gleichen Weg 
wie die Einatemluft, also auch durch das Filter hindurch, 
nahm; dieses Prinzip wurde auch Pendelatmung genannt. 
Masken, bei denen die Ausatemluft ihren Weg durch die 
DichtAäche zwischen Maske und Gesicht hindurch bahnen 
muß, dürften kaum mehr von Interesse sein. 

1 ,41. Die Eie m e n ted e r Ein 0 t e m I u f t -
führung 

Zu den Elementen der Einatemluftführung gehören das Fil­
ter, die Verbindungselemente zwischen Filter und Masken­
körper, ein oder mehrere Einatemventile und die Einatem­
luftkanäle. 

1,411. Arten der Filter und ihrer 
Verbindungen mit dem Maskenkörper 

Neuzeitliche SchutzmaskenfIlter müssen sowohl Gase und 
Dämpfe als auch Schwebstoffe (Aerosole) zurückhalten. 
Sie besitzen deshalb grundsätzlich zwei filternde Medien, 
eines, das Schwebstoffe zurückhält, und eines, das Gase 
und Dämpfe adsorbiert. Diese beiden Medien können hin­
tereinander geschaltet (Zweistufenfliter) oder ineinander 
gearbeitet (Integralfllter) sein. Das Zweistufenprinzip, bei 
dem die Adsorptionsstufe auch aus mehreren Schichten 
oder Gemischen von adsorbierenden Stoffen bestehen 
kann, wird hauptsächlich bei den Einsatzflltern angewen­
det. Die deutsche Volksgasmaske des letzten Krieges hatte 
ein IntegralfIlter. 

Einsatzfliter sind in ihrer äußeren Form meist zylinder­
oder kegelstumpfförmig ausgebildet; sie können leicht vom 
Maskenkörper gelöst und in einfacher Weise mit ihm wie­
der verbunden werden. Das Auswechseln ei nes EinsatzflI­
te rs muß auch unter ABC-Bedingungen möglich sein. 
Das Einsatzfliter kann unmittelbar in das Filteranschluß­
stück des Maskenkörpers eingesetzt oder durch ein Zwi­
schenelement, zum Beispiel einen Faltenschlauch mit dem 
Maskenkörper verbunden werden . Im ersten Fall wird das 
Filter meist als Filtereinsatz, im letzteren Fall als Filter­
büchse bezeichnet. Filterbüchsen, die in der Regel größer 
sind als Filtereinsätze, benötigen eine besondere Trage-

5) vgl. Armed Forces ehamical Journal, Bd. XI (1957) 8 
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vorrichtung . Große Filterbüchsen haben oft einen ovalen 
Querschnitt, damit sie sich besser an den Körper des Mas­
kenträgers anlegen. 

Einen gänzlich neuen Weg bezüglich des Maskenfliters ha­
ben die USA mit einer Maske") eingeschlagen, die in den 
letzten Jahren entwickelt wurde. Diese Maske hat weder 
einen Filtereinsatz noch eine Filterbüchse. Sie enthält je ein 
Filterkissen ("pad") in zwei Taschen, die sich im Wangenteil 
des Maskenkörpers befinden und je ein Einatemventil be­
sitzen. Die Filterkissen sind sehr leicht und aus biegsamem 
Material hergestellt; sie sind Integralfllter und halten so­
wohl Gase und Dämpfe als auch Aerosole zurück. Ein Aus­
wechseln unter ABC-Bedingungen ist nicht möglich, und die 
Menge an Gasen und Dämpfen, die diese Filter aufneh­
men können, ist, dem geringen Gewicht dieser Einrichtun­
gen entsprechend, viel geringer 015 bei den Filtereinsätzen 
oder gar bei den Filterbüchsen. 

Von letzterem Prinzip ist kein weiter Weg mehr zu Masken, 
bei denen das filternde Element unlösbar mit dem Masken­
körper verbunden ist. Solche Masken, die beispielsweise 
für die Zivilbevölkerung geeignet sein können, müssen 
durch neue ersetzt werden, wenn die Filterelemente er­
schöpft sind. 

Ein allgemeiner Grundsatz für die Konstruktion der Filter 
verlangt eine Unterbringung der filternden Medien in der 
Weise, daß ihre OberAäche groß, aber die äußeren Ab­
messungen des Filters klein sind . 

Abb. 11 Maske mit sei tlichem Filterei nsa tz 

An den Faltenschlauch, der manchmal als verbind endes 
Element zwischen Filterbüchse und Maskenkörper gebraucht 
wird, werden hohe Anforderungen gestellt. Er muß sehr 
Aexibel sein, darf aber nicht knicken, damit die Luft nicht 
abgesperrt wird; außerdem soll er eine große mechani­
sche Festigkeit aufweisen. 

Der Arbeitsausschuß Atemgeräte im Fachnormenausschuß 
Feinmechanik und Optik hat im Zuge seines Auftrages, 
einen Ersatz für das zurückgezogene Normblatt DIN 3180 
"Gasschutzgeräte für den Atemschutz und Benennung von 
Einzelteilen" zu schoflen, im vorigen Jahr den Entwurf 



eines neuen Normblottes zur Di9kussion gestellt. Dieser 
Entwurf kennt den Begriff ,.Filtereinsatz" nicht mehr. Ein 
Gerät, wie beispielsweise die ABC-Schutzmaske 54, wird 
als Filtergerät mit Schraubfilter bezeichnet; der Filterein­
satz FE 55 würde somit als Schraubfilter angesprochen 
werden. Die erwähnte US -Maske mit den ,.Fi/terpads" 
wäre als Filtergerät mit Steckfilter zu bezeichnen. Die Be­
zeichnung Filterbüchse wird beibehalten. Von einer Diskus­
sion dieses Vorschlags, insbesondere hinsichtlich seiner 
Anwendbarkeit auf militärische Atemschutzgeräte, möge 
hier abgesehen werden; es bleibt abzuwarten, welche Be­
zeichnungen das Normblatt in seiner endgültigen Fassung 
vorsehen wird. Im vorliegenden Zusammenhang wird die 
Bezeichnung ,.Filtereinsatz" beibehalten. 

1 ,412. Log e der F i I te r 0 n s chi ü s s e 

Die Filtereinsötze bzw. Filterschlöuche werden vorwiegend 
mittels Schraubgewinde angeschlosse n. Zu diesem Zweck 
ist das Filteranschlußstück mit dem Mutterteil des Gewin ­
des in den Maskenkörper fest eingearbeitet. 

Anschlüsse, bei denen eine an den Maskenkörper ange­
arbeitete elastische Manschette über eine Tülle des Filters 
gezogen wird , entsp rechen nicht mehr neuzeitlichen An­
forderungen . Jedoch gibt es moderne Masken, bei denen 
der Filtereinsatz (ohne Gewindestutzen) auf einen am Mas­
kenkörper angebrachten Teller gestellt und durch eine den 
Filtereinsatz umfassende Gummimanschette festgehalten 
und abgedichtet wird . 
Die meisten Masken haben nur einen einzigen Filterein ­
satz. Es existieren aber auch Masken mit zwei symmetrisch 
angeordneten Filtereinsätzen von etwa der halben Höhe 
der üblichen Einsätze. ABC-Schutzhauben für Kopfverletzte 
werden mit je zwei normalen Filtereinsätzen versehen, um 
den Einatemwiderstand zu vermindern; sie werden mittels 
Faltenschlauch, der am unteren Ende ein Verzweigungs­
stück trägt, mit der Haube verbunden. 

Bei den meisten Masken sitzt der Filtereinsatz in der Mitte 
des unteren Gesichtsteils. Mit Rücksicht auf die Sicht nach 
unten sollte der Winkel zwischen der Gesichtsmittellinie 
und der Achse des Filtereinsatzes möglichst stumpf sein, 
damit der Filtereinsatz nicht einen Teil des Gesichtsfeldes 
verdeckt; dadurch kommt aber der Filtereinsatz sehr nahe 
an die Brust zu liegen und beim Beugen des Kopfes nach 
vorn besteht dann die Gefahr, daß die Maske vom Kinn 
weggedrückt wird . Nähert sich der Winkel zwischen Ge­
sichtsmittellinie und der Achse des Filtereinsatzes mehr 
einem rechten, dann ist der Filtereinsatz, abgesehen von 
der Verschlechterung des Gesichtsfeldes nach unten, beim 
Bedienen vieler Geräte, zum Beispiel Entfernungsmesser, 
hinderlich. 
Zur Vermeidung dieser Schwierigkeiten hat man bei ver­
schiedenen Maskenmodellen den Filtereinsatz seitlich an­
gebracht. Abb. 11 zeigt eine Maske mit seitlichem Filter­
einsatz. Der Vorteil ist offensichtlich. Aber auch Nachteile 
müssen mit dieser Lösung erkauft werden. Da es Links- und 
Rechtsschützen gibt, müssen die Masken in allen Größen 
sowohl mit Filteranschluß rechts als auch mit Filteranschluß 
links vorrätig gehalten werden. Der Hauptnachteil dieser 
Masken besteht aber darin, daß durch das Moment, das 
der seitlich abstehende Filtereinsatz bedingt, ein dauern­
der einseitiger Zug auf die Nackenmuskulatur ausgeübt 
wird, wodurch starke Nacken- und Kopfschmerzen hervor­
gerufen werden können . 
Schlauch masken mit seitlichem Anschluß weisen letzteren 
Nachteil zwar nicht auf, doch sind Schlauchmasken mit so 
vielen anderen Nachteilen behaftet, daß sie heute über­
haupt nur noch in besonderen Fällen (Panzerbesatzungen) 

Anwendung finden . 
(Schluß folgt!) 
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Die Industrie teilt mit 
(Für di e Au sführung der Fi rm en übern immt d ie Sch r ift lei tu ng kei ne 

Ve rantwortung ) 

Die Firma "Westdeutsche Quarzwerke Dr. Müller GmbH., 
Dorsten i. Westf." liefert im Rahmen ihres umfangreichen 
Produktionsprogrammes mit einer Tagesförderung von 
8 000 Tonnen Quarzsand und Quarzkies aus 8 Werken 
zwisch en Rhein und Weser unter anderem bereits seit 1956 
Luftschutz-Filtersand für Schutzraumbauten al s normgerech­
ten Grobsand 1 - 3 mm. 
Bei der Herstellung dieser als " WQD Luftschutz-Filtersand 
atomstaubsicher " bekannten Sonderklassierung gelangen 
die Erfahrungen einer 65jährigen erfolgreichen Tätigkeit 
auf dem Gebiet der Gewinnung und Veredelung der ver· 
schiedensten Quarzmaterialien in einer Weise zur Anwen· 
dung, die den Anforderungen, welche in den hierfür gül ­
tigen amtlichen Richtlinien niedergel egt sind , in höch stem 
Maße Rechnung trägt. 
Aufschlußreiche Druckschriften hierüber können bei der 
oben genannten Firma angefordert und auch Anfragen 
unmittelbar an die Hauptverwaltung in Dorsten i. W estf., 
Kirchhell ener Allee 53, gerichtet werden . 

PERSÖNLICHES 
Am 3. Dezember 1962 begeht Professor Dr . phil. habil. 
Dipl.-Chem . 

Georg Römer 

Leitender Regierung sdirektor und Abt. · Leiter für Forschung, 
Entwicklung, Prüfung und Lehre im Bundesamt für zivilen 
Bevölkerungsschutz zu Bad Godesberg, seinen 60. Ge­
burtstag. 
Römer wurde zu Mütterstadt/Pfalz geboren. Nach Besuch 
der Kreisoberreal schule zu Ludwigshafen/ Rhein studierte 
er an den Universitäten Heidelberg, Marburg, Bonn und 
Berlin Chemie, Physik und Mineralogie und promovierte 
1931 zum Dr. phil. an der Universität Berlin . 
Nach einigen Jahren wissenschaftlicher Tätigkeit als For­
schungsassistent an der Universität Bonn, wo er eine Viel ­
zahl Arbeiten veröffentlichte, trat er 1937 zur Dynamit No­
bel AG Werk Krümmel über, wo er zuletzt als Leiter der 
Munitionsabteilung und einer wissenschaftlichen techni­
schen Versuchsanlage tätig war. Seine noch an der Uni· 
versität Bonn betriebene Habilitation führte er 1939 zum 
Dr. phil. habil. durch . Bald darauf wurde ihm das Spreng· 
stoffreferat im Heereswaffenamt übertragen. 
Daneben habilitierte er sich an die Technische Hochschule 
Berlin·Charlottenburg um, erhielt einen Lehrauftrag am In­
stitut für Sprengstoffchemie, wurde zum planmäßigen a. o . 
Professor dortselbst ernannt und leitete das Institut bis 
Ende des Krieges . Nach Auflösung der Wehrtechnischen 
Fakultät und damit des Instituts folgte Römer einem Ruf in 
das Ausland . Nach Deutschland zurückgekehrt, hat er seit 
1957 wieder auf seinem Arbeitsgebiet einen Lehrauftrag 
an der Technischen Hochschule Karlsruhe inne. Dazu über­
nahm er 1958 die eingangs erwähnte Abt.-Leiterstelle im 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz. Hier kann er 
seine vielseitigen, in Theorie und Praxis erworbenen Kennt­
nisse auf einem besonders wichtigen Arbeitsgebiet des BzB 
zum Wohle der Allgemeinheit anwenden. 
Römer betätigte sich schon seit 1932 auf dem Gebiet des 
zivilen und industriellen Gas- und Luftschutzes. Er lehrte 
dieses Fachgebiet an der Universität Bonn. 
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LUFTKRIEG UND LANDESVERTEIDIGUNG 

NATO 

Stand der Diskussionen über Verteidigungsfragen 

Der Ständige NATO-Rat nahm se ine Aussprache über die 
Verteidigungspolitik der Allianz unter besonderer Berück­
sichtigung der atomaren Probleme wieder auf, um die 
nächste Sitzung des Nordatlantic-Rotes im Dezember vor­
zubereiten. Abgesehen von dem besonders von amerika­
nischer Seite gestellten Forderungen auf Vermehrung der 
konventionellen Streitkräfte, einer Erhöhung des Kosten­
anteils, im besonderen der B.R.D. zur Deckung der Ausga­
ben der NATO und zur Unterstützung der finanziell schwa­
chen NATO-Partner werden die atomaren Fragen weiter­
hin im Vordergrund stehen. Das Problem wird dadurch 
kompliziert, daß Großbritannien neben den USA, sowie 
Frankreich über eigene Kernwaffen verfügen, über deren 
Einsatz sich die Regierungen die Entscheidung vorbehalten. 
Das gleiche gilt auch für die amerikanischen Kernwaffen 
auf britischem Territorium, deren Einsatz on die Zustim­
mung der britischen Regierung gebunden sei. Für Frank­
reich gelten die gleichen Einschränkungen . "Auf der an­
dern Seite scheint die Tatsache festzustehen, daß Europo 
mit den konventionellen zur Zeit verfügbaren Streitkräften 
nicht zu verteidigen ist", wie es in einer Studie festgestellt 
wurde, die kürzlich der frühere amerikanische General 
Max S. Johnson in "US News and World" veröffentlichte. 
Im einzelnen handelt es sich nach Johnson um die numeri­
sche Unterlegenheit der Panzertruppen, der Artilleriekräfte 
und der taktischen Luftflotten des Westens, ganz abg ese ­
hen von dem fehlenden vereinheitlichten und integrierten 
Nachschubsystems innerhalb der NATO. Um einen Aus ­
gleich herbeizuführen sch lägt Johnson vor, umgehend zahl­
reiche Mittelstreckenroketen in Eu ropa zu stationieren . 
Diese überlegungen sagen an und für sich nichts Neues. 
Es ergibt sich jedoch die Schlußfolgerung, daß schon bald 
noch dem Ausbruch eines Ost-Westkonfliktes der Einsatz 
taktischer Atomwaffen notwendig werden wird, wenn man 
nicht große Gebiete dem Gegner freigeben will. - Di e 
Diskussi on innerhalb der NATO-Partner geht darum, wann 
die Vorauss etzungen hierfür gegeben sind - schon bei 
einem erkannten Großangriff an der Zonengrenze oder 
erst wenn der Gegner eine bestimmte Linie - etwa die 
Weser oder den Rhein - erreicht hat und welche Instanz 
die Atomwaffen freigibt - der zuständige militärische Be­
fehlshaber oder der NATO-Rat auf Grund der Instruktio­
nen der Regierungen, wobei sich der US-Präsident di e 
letzte Entscheidung vorbehalten wird. 

NATO-Eingreifreserve ist Wirklichkeit 

Die "NATO MOBILE FORCES", die sogenannte NATO­
Feuerweh r, hat kürzlich bei der übung "Südexpreß", die 
in Nord-Griechenland stattfand, unter Beweis gestellt, daß 
die vergang enen Monate für ihre Aufst ellung nicht unge­
nutzt verstrichen sind. Bei diesem Manöver wurden 3 000 
Mann, die belgischen, britischen, amerikanischen und deut­
schen Kontingenten angehören, auf dem Luftweg von ihren 
Standorten in den Manöverraum gebracht. Die Eingreif­
verbände, die dem Oberbefehlshaber Europa-Mitte unter­
stehen und aus Land -, See- und Luftstreitkräften bestehen, 
können an jedem geföhrdeten Punkt innerhalb der NATO 
in kürzester Zeit eingesetzt werden. 

Versammlung der Atlantischen Gesellschaft (ATA) 

Ende September fand in Kopenhagen die achte General­
versammlung der "Atlantic Treaty Association (ATA)" statt, 
der Dachorganisation der notionoien atlantischen Gesell­
schaften. Jedes Land war durch eine 12köpflge Delegation 
vertreten - abgesehen von den ni~ht stimmberechtigten 
Beobachtern. Auf der Tagung wurden abgesehen von dem 
Berlin-Problem vor allem Fragen der wirtschaftlichen Ord­
nung im atlantischen Raum besprochen. 

USA 
Die Aufrüstung Kubas 

Bis zum Frühjahr des Jahres erhielt Kuba vom Ostblock 
schätzungsweise 50-75 Dü senjäger, 150- 250 mittelschwere 
Panzer, schwere Geschütze, 500-1000 leichte Feldhaubit­
zen, etwa die gleiche Zahl Flak-Geschütze, 500 Granatwer­
fer, eine große Anzahl MG. und Handfeuerwaffen, sowie 
einige Patrouillen- und Schnellboote. In den letzten Mona­
ten haben sich die Lieferungen militärischer Güter sprung­
haft erhöht, da ca. 70 russische Schiffe mit derartigen Gü­
tern und militärischem Personal die Insel anliefen. Mon 
schätzt, daß mindestens 4000 militärische Experten aus den 
Ostblockländern sich auf Kuba befinden; außerdem soll 
sich eine sogenannte "Internationale Brigade" mit rund 
10000 Mann dort befinden. 
Die reguläre Armee - jetzt mit russischer Hilfe gut aus­
gerüstet - soll eine Stärke von über 50000 Mann haben, 
neben rund 200000 Mann Milizen, deren Ausbildungsstand 
und Bewaffnung gleichfalls wesentlich verbessert werden 
konnte. Die Luftwaffe verfügt über rund 200 Flugzeuge, 
darunter 60-70 Düsenjäger MIG-17 bzw. 19. 
Die USA unterhalten auf Kuba die Flottenbasis Guanta­
namo, deren B.esatzung nur ca. 1 500 Mann, darunter ein 
schwaches Marine-Infanterie-Bataillon, während die Zahl 
der kubanischen Zivilhilfskräfte ca 3000 Köpfe zählt. Der 
Stützpunkt verfügt neben den üblichen Hafen- und Dock­
an lagen über eine eigene Werft, Versorgungslager und 
zwe i Flugplätze - auch für den Düsenflugverkehr, die 
allerdings in Reichweite der kubanisch en Artillerie liegen. 

Großes Luftabwehrmanöver über Nordamerika 
Anfang September fand ein großangelegtes Luftabwehr­
manöver unter der Bezeichnung "Himmelsschild 111" statt, 
an dem amerikanische und kanadische Einheiten teilnah­
men. Der Zweck der übung war die Erprobung des gesam­
ten amerikanischen Luftabwehrsystems. Für die Zeit des 
Manövers wurde der zivile Flugverkehr über und nach 
Kanada, den USA einschi. Alaska eingestellt bzw. einge­
schränkt. 

Bekämpfung militärischer Satelliten 

Die amerikanische Luftwaffe sieht gegenwärtig als Schwer­
punkt ihres Weltraumprogramms der Bekämpfung militäri­
scher Satelliten die Weiterentwicklung des Dyna-Soar­
Projektes an. Dyna Soar ist ein Luftfahrzeug, das die Spitze 
einer Titan III-Rakete bilden soll und mit dieser in den 
Weltraum geschossen wird. Abschließend soll dieser Flug-



körper wie ein Flugze ug w ieder in.di e Atmosphäl'e gelan­
gen, um auf einem freig ewä hlten Flugplatz wieder zu la n­
den. Di e Titan III-Rakete soll eine wesentlich größere Nutz­
last wie die bisher schwers te sowjetische Rakete auf ei ne 
Erdumlaufbahn bringen (25000 am . Pfund gegenüber 
14000 Pfund ). Einsatzbe re itschaft wird für 1964 oder 1965 
erwartet. 
Seit November 1961 w urden von der US-Luftwaffe 20 Sa ­
telliten unerkannt gestartet, darunter 6 Samos-Aufklö ­
rungssatelliten, 1 Midas Raketenwarnsatellit und 12 0, 5-
coverer- Rak eten mit Midas- oder Samos-Ausrüstung. In 
diesem Jah r w urde n bisher 38 Satelliten und Raumsonden 
gestartet, darunter 18 G eheim-Satell iten der US-Luftvaffe 
gege nüber nur 9 russischen Satelliten. 

Bundesrepublik Deutschland 
Ergebnisse der NATO-Rahmen übung Fallex 62 für die 
Zivilverteidigung 
Ende September fand die diesiährige Stabsrahm enübung 
der NATO " Failex 62 " statt. I n der, abgesehen von den 
Stäben der NATO-Kampfverbände und der territarial.e n 
Verteidig ung, erstmalig auch Vertreter der Zlvri en Behar­
den, im besonderen der Länd erreg ierungen elngeterlt wa­
ren. An früheren Ubungen ähnlicher Art hatten bl.sher nu r 
Vertreter der Bundesministeri en als Beobachter terlgenom­
men. - D ie Erg eb ni sse und Erfohrung en solcher Ubungen 
folien unter di e Geheimhaltung . Wie indessen zu hören 
wa r sollen di e Vert re ter der Zivilbehörden über das Au s­
maß der angenommenen Zerstörungen schon wenige Tag e 
nach Begin n der Planübung entsetzt gewesen se in - '. eine 
leider anzunehmende Tatsa che für jeden etwas unterrr chte ­
ten militärischen Fachmann schon seit Jahren. - Weiterhin 
soll sich ergeben haben, doß Flüchtlingszusammenballun­
gen und -s tröm e di e militäri schen Operati.on en erheblich 
beh indert hätten. Di e Verlu stzahlen der Zlvribevo lkerung 
mußten se hr hoch angenommen werden, zumal. Deckungs­
möglichkeiten infolge Fehlens von LS-Räumen In der .BRD 
nicht bestanden und die Aufklärung der Bevölkerung uber 
Sch utzmöglichkeiten bi sher fast vollkommen fehlte. Dabei 
w urde bei der Ubung zugrunde gelegt, daß der Gegner 
nur Atomwaffen taktischer Art und mittlerer Größe gegen 
ausgesprochen militärische Ziele eingesetzt hat - al so 
keine Wasserstoffbomben in M ega-Tonnengröße. " 
Es verlautet, daß die Ergebnisse der Ubung :, Fallex 62 
nunmehr zum Anlaß genommen werden, um die erforder ­
lichen gesetzlichen Grundlagen für eine wirksame Z'Vrl ­
verteidigung endlich zu schaffen (vergl. auch die nachfol ­
gende Notiz). 

Gesetzentwurf über den Selbstschutz 
Der Herr Bundesminister hat angekündigt, daß der Bund.es­
regierung ein Gesetzentwurf in nächste~ Zelt z~geleltet 
wird, dos durch Gesetz die Selbstschutzpflicht einfuhrt. Dos 
Gesetz sieht vor, daß jeder Bürger verpflichtet I~t, sich Im 
Selbstschutz ausbilden zu lassen, einen Lebensmittelvorrat 
anzulegen und gewisse Geräte anzuschaffen .. Es wird wei­
terhin die Verpflichtung bestehen, Im geme~nschaftllchen 
Selbstschutz mitzuwirken und sich bel feindlichen Angrrf­
fen selbstschutzmäßig zu verholten. Bei de~ Betrieben, Be ­
hörden Krankenhäusern usw. muß ein Betriebsselbstschutz , 
eingerichtet werden. .. 
Die Kosten für den Se!bstschutz muß der Burger selbst tro ­
gen, außer wenn sie für den einzelnen oder den Betrieb 
dos zumutbare Maß übersteigen . 

Neuer deutscher Panzer 
Dos Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung hat von 
dem neu entwickelten deutschen Panzertyp die ersten 50 
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Pan zer als sogenannte O-S eri e (Versuchsse r ie) in Auft ra g 
gegeben. Der neue Panzer zeich net sich durch hohe G e­
schwi ndig kei t, schn elle Besch leunigung, leich te M anövrier­
fähigkeit in jedem G elände aus - Eigenschaften, die noch 
Ansicht der deutschen Experten wichtiger sind als starke 
Panzerung und dadu rch bed ingte geringere Beweg lichkei t. 
Ein we iterer Vorteil ist, daß der Motor mit ollen Treibstof­
fen gespeist werden kann . Deutsch land s " Eu ropa-Panzer " 
wird von einer Arbeitsgemeinschaft Porsche-Hanomag­
Hen tsche l gebaut. 

Frankreich 
Neugliederung der nationalen Verteidigung 

Neben dem Wiederaufbau der französischen Streitkräfte, 
über die schon berichtet wurde, erfo lgt gleichzeitig eine 
stufenweise Umgliederu ng der Führung sgremien der na­
tional en Ve rte idigung einsch I. der Zivilverteidigung, mit 
dem Ziel klare Verantwortli ch kei ten und Befehls- bzw. An ­
ordnungsbefugnisse zu schaffe n. 
Di e 0 b e r 5 te S p i tz e ist der Präsident der Republ ik , 
der in gewissen O rga nen, u. a. im Obers ten Verte idigun gs­
ra t den Vorsitz führt und die hohen Generalstäbe, wie den 
G enera lstab der Stre itkräfte, 3 G eneralstäbe der Tei lstre it­
kräfte und den Generalstab der Nationalen Vertei digung 
mit ei nem zivilen Beig eordneten als Studien- und Arb ei ts­
organe benutzt. 
Im Mi n i s t e r i u m der S t r ei t k räf t e befinden sich 
an der Se ite der Chefs der verschiedenen G eneral stäbe 
G eneralin spekteure für die Teil streitkräfte und ein Inspe k­
teur der Hei matverteid igung . 
Di e nationale Verteidigung wird als ei n ganzes ang ese hen 
mit drei Aspekten : zivile Verteidigung , militä r ische Ver­
teidigung und wirtschaftliche Verteid ig ung. Die terr itoriale 
Gli ederung w urde derart umges taltet, daß zwischen di esen 
d rei Aspekten Ubereinstimmung besteht. 
Es w urden Verwaltungsbezirke festg elegt, di e eine gewisse 
Anzahl von Departements umfassen. Die Verwa ltung sbe­
zirke werden " I GA M ES " 0 der 0 u c h " P r 0 -

g rom m - Re g ion e n " genannt. 
Der" In s pe c t e u r Gen e ra I d ei ' A d m i n ist r 0 -

t ion e n M iss ion Ex t r 0 0 r d i n 0 ire" (abgekürzt 
IGAME) ist der Delegierte der zivilen Mini ster ien in ihren 
Verteidigungsaufgaben. Ihm zur Seite steht schon im Frie ­
den ein g emischter Stob aus Militärs und Zivilisten. 

Mehrere dieser IGAMES oder Programmregionen bilden 
die 10 Mi I i t ä r r e gi 0 n e n (Wehrbereiche), die wieder 
in eine gewisse Anzahl von " Subdivisions " gegliedert sind . 
Die Ubereinstimmung zwischen den Programm - und Mili ­
tärregionen bedeutet eine Vereinfachung, erleichtert die 
Ausübung der Zivilgewalt und des militärischen Befehls , 
sowie den Ubergang von der einen zur anderen. 
Die Militärregionen sind in 6 Ver t eid i gun g s z 0 n e n 
zusammengefaßt, an deren Spitze neben den militärischen 
Befehlshabern als Delegierter der Regierung der Hohe 
Beamte oder Chef der Zone steht, sobald die Verbindung 
zur Regierung abreißt. Der Umstand, daß die Verwaltungs­
grundeinheiten, die Departements, nicht zertrennt wurden 
und daß die Pyramide sich also aus gleichen Elementen zu ­
sammensetzt, schafft die Voraussetzung der besseren An ­
grenzung der Befugnisse der militärischen und zivilen Stei ­
len für die Aspekte der militä r ischen , zivilen und wirtschaft­
lichen Verteidigung . 
Die von Frankreich eingeführte Gliederung der Verant­
wortlichkeiten für die Gesamtverteidigung ist auf die Ver­
hältnisse der Bundesrepublik nicht übertragbar, da Frank­
reich ein zentral geführter Einheitsstaat ist gegenüber der 
BRD als Bundesstaat. Es kommt dazu, daß große Teile der 
BRD von vorneherein Kriegsgebiet sind, indem die höhe-
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ren militärischen Führer (Korps, Armeen usw.) auch Ange­
hörige alliierter Streitkräfte sein können im Gegensatz 
zum französischen Heimatgebiet! Bemerkenswert ist die 
Tatsache, daß der Aufbau der Organisation von unten 
noch oben und nicht wie bei uns in umgekehrter Richtung 
erfolgte. 

UdSSR 
Die sowjetische Kriegsdoktrin 

In einem longen Artikel der sowjetischen Militärzeitung 
" Krassnaja Swesda " beschäftigt sich ein Oberst N. Sidelni­
kow mit Begriff und Inhalt der sowjetischen Kriegsdoktrin, 
die mon, um sich im Ernstfall vor Oberraschungen zu be­
wahren, nicht übersehen sollte. - Ober Thesen der heuti­
gen Kri egsdoktrin heißt es unter Hinweis auf Außerungen 
Chrusch tschows und auf solche beim letzten XXII. Parteitag 
unter anderem: 

1. Der von den Imperialisten entfachte Weltkrieg wird un ­
weiger lich ein RClketen-Kernwaffenkrieg. Des halb bil­
de n die Kernwaffen bei ollen Streikräften die Grund­
lage unserer Kampfkraft. 

2. Die Kernwaffe ka nn in kürzester Zeit entscheidende 
militärische Ergebnisse bringen . 
Objekte der vernichtenden Kernwaffenschläge sind: 

feindlich e Streitkräfte 
Luftwaffen- und Raketenbasen 
Kernwaffenlager 
Industrie- und Wohnzentren 

Unser Land verfügt über ein großes Territorium. Es ist 
weniger verwundbar als kapitalistische Länder. Dos 
mindert ober nicht die entscheidende Bedeutung der 
Luftabwehr. 

3. Die entscheidende Bedeutung der Raketen-Kernwaffe 
vermindert nicht die Rolle anderer Waffenarten ... 
Der Raketen-Kernkrieg wird mit Massen-Millionen-Ar­
meen geführt werden. 

4. Schon die ersten massiven Kernwaffenschläge werden 
den Ablauf des Krieges entscheidend beeinflussen . Sie 
werden große Verluste bei den Truppen und der Zivil­
bevöl kerung verursachen . 
Deshalb sind die Probleme des An­
fon g s s tod i ums ein e s K r i e g e s w ich t i g . 
(Zusatz des Verfassers: " Also auch die Zivilverte idigung 
und der Bevölkerungsschutz. ") 
Die wichtigste und vordringlichste Aufgabe ist ständige 
Bereitschaft, um einen überraschenden Angriff erfolg­
reich abwehren zu können. 

5 In einem neuen Weltkrieg werden ungewöhnliche, ent­
scheidende Ziele verfolgt. Um sie zu erreichen, wird 
eine vollständige, olles umfassende Mobilmachung 
ebenso erforderlich 'sein , wie die Ausnutzung oller wirt­
schaftlichen, moralischen, wissenschaftlichen, techni­
schen und militärischen Möglichkeiten. 

Für den Leser der westlichen Hemisphäre stellt sich die 
Frage, ob und inwieweit diese allg eme ine Mobilmachung 
im besonderen auf dem Gebiet der Zivilverteidigu ng, von 
seinen Regierungen vorbereitet ist? 

Raketenbasen in Polen 

Noch Außerungen unterrichteter hoher polnischer Offiziere 
besitzt Polen Langstreckenraketen, im besonderen solche 
für die Flugabwehr . Spezialtruppen zu deren Bedienung 
sind vorhanden. - Dos polnische Raketensystem ist mit 
dem der UdSSR und der Ostzone koordiniert. Es ist indes­
sen nicht bekannt, ob die polnischen Raketen schon mit 
Atomköpfen ausgestattet sind . Es ist anzunehmen, daß die 

Atomsprengköpfe weiterhin in russischer Verwahrung sind_ 
Bei den polnischen Raketeneinheiten sind indessen zahl ­
reiche russische Spezialisten vorhanden, nachdem 1961 die 
russischen Berater, die 1956 Abschied genommen hotten, 
nun wieder zurückgekehrt sind. 

Schweiz 
luftschutzbauprogramm 

In Erg änzung früh erer Nachrichten berichten wir heute 
über dos neue Luftschutzbauprogramm, nachdem in 12 Jah­
ren für alle 5,4 Mill. Einwohner der Schweiz Luftschutz ­
räume vorhanden sein sollen. Die durchschnittlichen Ko­
sten betragen le Person in Einfamilienhäusern circa 
270,- DM, in Mehrfamilienhäusern ca . 700,- DM, hiervon 
will der Staat ein Viertel der Kosten übernehmen. Di e 
Schutzräume sollen gegen die Hitze und radioaktiven Wir­
kung en in der Nähe explodierender Atombomben schüt­
ze n, also nur einen begrenzten Schutz gewähren. Es w urde 
ein Normal schutzraum entwickelt, der diesen Ford e~ung en 
Rechnung trägt und 2,5 cbm Raum je Person vorsi eht. 
Die Durchführung des Bauprogramms obliegt dem neuge­
schaffe nen "Eidgenössischem Bundesamt für Zivilschu tz", 
also nicht den Kanton en . - Der Schweize, Bürger steht be­
kanntlich den Erforderni ssen einer ausreichenden Landes­
verteidigung viel aufgeschl05se ner gegenüber, als viele un­
serer Bundesbürger. Dos bewies auch vo r einigen Mona­
ten eine Volksbefragung über einen freiwilligen Verz icht 
auf die Möglichkeit einer atomaren Bewa ffnung de r 
Schwei ze r Armee, der mit 537387 gegen 286858 Stimmen 
abgel eh nt wurde. 

PATENTSCHAU 
PATENTLISTE 

Strahlenschutz: 
18. 10.1962 

Warnein r ichtun!=l für radioaktive Strohlun~ ; 
6: Ernst Alfred Frommhold, Dresden; 
A: VEB Vo ku tronik Dresden , Dresden; 24. 10. 59 

Atemschutzgeräte : 
11.10.1962 

610, 29/12 - C 15143 - DAS 1 137 956 
21 rl, 18/01 - V 17 460 - DAS 1 138168 
Schu tzanzurl zum Schutz rlerle n Kern- und Wärmestrahlen ; 
E A : Rudolf Claossen, Offenbach1M. ; 10. 7. 57 
61 0, 2920 - A 35260 - DAS 1 137957 
Verfahren zum Füllen von w iederfüllbaren Luftreinigu ngspa lro nen und 
Luft reini!,!u nrl spatrone zum Ausführen des Verfahre ns; 
E: Dr .- In rl. Wolter Lemcke, ßerlin-Reinickendorf und Wolf!'!on!'! Panka rz, 
Be rl i n- Wi Imersdorf ; 
A: Auerrl ese llschoft Gm BH ., Berli n ; 3.8 . 60 

18.10.1962 
61 0, 2920 - D 30562 - DAS 1 138322 
Vorriehtun!=) zur Verwendung beim Einkleben von körnigen, Kohlensäure 
absorb ierenden Chemikalien in Patron en für Atemschutzvo rr ichtunoen ; 
A: Drö!,! erwe rk, Heinr. u. Bernh. Drärler, Lübeck; 29 . 4. 59 

Feuerlöschwesen : 
18.10.1962 

61 b, 2 - C 21 070 - DAS 1 138323 
Tracke nläschpu lver ; 
t: Dipl.-Chem. Hube rt Frieser , Dortmund ; 
A : Concordio Elektrizitäts-Aktiengesellschaft, Dortmund ; 25. 3. 60 



luftschutzbauten : 
4. 10. 1962 

37 f 7101 - D 21 574 - DAS 1 137545 
Au; vorRefertiRten Be ton tei len bestehender NotausstieRschacht für 
Luftschutzbauten ; 
A, DräRerwerk, He in r. u. Bernh. Dräger, Lübeck und Wayss und 
Freytag K.G., Frankfurt1M. ; 27. 10 .55 
37 f, 7101 - D 21 575 - DAS 1 137546 
Aus varRefertiRten Stahlbetonteden bes tehende Stirnwand für ei nen 
Luft schutzbau ; 
A, Drö Rerwerk, Heinr. u. Bernh. DräRer, Lübe ck und Wayss und 
FreytaR K.G., Frankfurt M.; 27. 10 55 

Desinfektion und Sterilisation: 
27.9.1962 

30 i I - U 8 396 - DAS 1 137 170 
Verfahren und Vorrichtunq zum Ste rilisiere,n von verflüssigtem Gas; 
E, Arthur Pi ers Rinfret und Gerald Fa nc IS Daeb bler, Buffola, N . Y. 
(USA); 
A, Uni on Carbide Carparation, New Yark , N . Y. (USA ); 17.10.61, 
USA 19. 10. 60 

.Atmungsvorrichtungen : 
11. 10. 1962 

30 k l3101 - B 55575 - DAS 1 137834 
Dru~kgasqesteuerles Beatmungsgeröt mit e iner kombinier ten Druckregel-

und Zeitsteuerunqseinrichtunq i 
E, Geaffrey Donald Block, Landon ; 
A, The British Oxygen Campany l imited, Lando n ; 18.11.59, 
Großbritannien 19. 1l. 58 

Bluttransfusionsgeräte : 
18. 10.1962 

30 k, 1102 - F 22 183 - DAS 1 138 186 
Infusionsgerät zum Sammeln und Verabreichen von medizinischen 

Flü ssiRkeiten; 
E, Da vid Bellamy, Fram in g ham, Mass. und Carl Waldemar Walter, 
Ha ll iston, Ma ss. (USA); 
A, Fenwa l La ba ratari es, In corpara ted, Fra ming ham, Mass. (USA) 2l. l. 
1957, USA 23. l. 56 

Heilseren, Bakterienpräparate : 
4.10.1962 

30 h , 6 - C 22807 - DAS 1 137527 . . 
Verfahren zur Inaktivierung viru lenter, kronkhedserregender Teilch en; 

E, Jul e s Verne Hollum, Prin ceton, N. Y. (USA); 
A, Columbian Carbon Campany, New Yark, N. Y. (USA); 24. 11 .60 

Absorbieren, Reinigen und Trennen von Gasen und 

Dämpfen: 
27. 9.1962 

12 e, 4101 - K 39712 - DAS 1 136 984 . .. 
Durchmischunqseinrichtunq für Suspensionen In Beho~l ern; 
E, Dipl.-Valksw. He inz Hae ninR, München-ObermenzlnR; . 
A, Krauss-Maffei- Im perial GmbH. u. Co., Munche n-Oberme nzln R; 
2l. l. 60 

4.10. 1962 
12 e, 4101 - P 21 188 - DAS 1 137420 
Vorrichtung zur Förderung von Gas und zu des sen feinster Verteilung 

in ei ner Flüss inkeit ; . 
A, Pate nt auswertun ~ VaRe lbusch GmbH. ,. Wien; . 
Zu satz zum Pat e nt 1 124018; 13.8.58, O sterrelct, 17.8.57 

Patentberichte 
Elektr isch betätigte Alarmvorrichtung für Träger von Atemge räten 

Feuerwehr leu te und Re ttung sm ann scha ften, di~. mit tra ~boren At~mqe­
räten versehen si nd, sind mit der Einsotz.~ und ,Oberwochu ngs,s telle In der 
Rege l über elek tri sche leitung e n zur Obe rmlttlung. von Signal e n und 
MeldunRen verbunden. Do s Aus legen dieser Verbindung s leitungen 1St 
ko mpliziert, behindert die Rettungsmannschaften , und die Leitungen 
können abreißen wodurch die Verbindung unte rbroch en wird. In bren­
nenden Geböud~n ist es ferner oft ni ch t möglich, diese Leitungen on 
besonderen Stellen zu verlegen und mitzunehmen. Weiterhin ist es mit 
diese n bekannten Sig nal gerä te n nicht mäglich , fes tzustellen, ob jemand 
von de n Rettungsmannschaften. plötzlich durch .Elnklemmen bewegungs­
unfä hig Reworden ist und damit Lebensgefahr fur Ih n besteh': 
Durch die Er~ndung wird es e rm öglicht, In dem Augenbl ick e ine Alarm­
vorrich tung in Betrieb zu setzen, wo. de r Träge r des Ate mgerätes durch 
beso ndere Um stä nd e bewegungsunfahlg Wird, so daß and e re sofo rt auf 
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ihn aufmerksam werden und zu Hilfe ei len können. Dies wird erfin­
dungsgemäß dadurch erreich t, daß die e lekt ri sch betätigte Alarmvor­
richtung zur Sig nal isie run g der Beweg ungsunfähigkeit des Trägers auf 
Bewegung ansprechende Millel , z. B. Kantakthammer- oder Schwin­
gungs hamm erscha lter, besitzt, die dos Signal zur Betätigung der Alarm­
vorrichtung auslösen. 
Fi g. 1 zeigt ein Schaltschema zur Erzeugung eines ständigen Warn­
tones , Fig. 2 ein Schaltschema zur Erzeugung eines unterbrochenen 
Warntones. Gemäß Fig . 1 wi rd die Vorrichtung durch Betätigen oder 
Abziehen des Betätigungsschalters ode r der Abzugstange aus dem 

---,­
I 
I 

I~ 

~-t-A 
t---~--~---' ~__ 7 5 

~- -Ir 
6 

FIG . 2 

Schalter S, betätigt , wodurch Strom von de r Ball e ri e 1 zum Aufladen 
des Kondensators C, durch den Widerstand R, ftießen ka nn. Bei ei ne r 
Bewegung der auf eine Bewegu ng an spreche nden Millel 2 wird der Kon­
densator C, ständig auf Null en tl aden. In dem Fall , daß die Vorrichtung 
sta tionär w ird und sich die auf Bewegung ansprechenden Mille l 2 in 
der offene n Stellung in Ruh e be~nden, wird der Kond e nsator C, in 
etwa 30 'ec. voll aufReladen. Ist er vo ll aufReladen, leitet der Trans istor 
3 und erregt dos Relais 4, dos se inerseits den Schalter 5, betätiR': Hier­
durch wird der Schalter 5, durch mechanische Mille l betätiRt und damit 
dos Warnhorn 5 über die Bellerie 6 be t äti~t, dos ein beständiRes Warn­
signal erzeugt. 
Infolgedessen muß ei n Feuerwehrma nn oder eine mi t der Vorrichtu ng 
ausgerüs tete Rettungsmannschaft vor Eintritt in ein brennendes G ebäude 
de n Betätigungsschalter oder die Abzu gs tang e aus dem Schalter S, zu­
rückziehen und di ese on ei ner KontrollsteIle oblegen. Di e BeweR ung des 
Trägers verursacht jetzt eine entsprechende Bewegun):l der auf Bewe. 
gung ansp rechend e n Mittel 2, wobei diese Mille l derart sind, daß sie so 
longe Kontakt geben, w ie eine Bewegung stall~ndet, und den Kontakt 
unte rbrech en, wenn e in e Bewegung nicht mehr s tall~ndel. - Wenn bei 
ei ner Arbeit der Träger der Vorrichtung bewußtlos, verl etz t oder ein. 
~ek l emm t wird und sich nicht mehr bewegen kann, so hö ren die auf 
Bewegung ansprechenden M itte l 2 auf, Kontakt zu geben, wod urch dos 
Relais 4 erregt und damit die notwendigen Schalter b e tätigt werden, 
so daß dos Warnhorn 5 in Tätigkeit triII. 
Anme lder, Norm a lair Limited , Yeavil, Wes t Hendford, Samc rse t (Groß­
britannie n); Er~nder, Edgar William James Bashom, Kenneth Wilfrid 
Tizard und Malcalm Stewart Wells, Yeavil, West Hendford, Somerset; 
Anmelde tag, 12. 1. 61, Großbritannien 2.2.60; BekanntmachunRstag, 
5. 4. 62; Ausleqeschrift Nr . 1 127254; Klasse 74 d, 3105 . 
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SCHRIFTTUM 
Vad envar bör veta om befolkningsskyddet (Was ieder 

über den Bevölkerungsschutz wissen sollte) Mini steriets 
för Inrikesärendena Befalkningsskyddsafdelning (Her­
ausgegeben vom finnischen Innenministerium). 

Finnland gehört zu den wenigen Ländern in Europo, die 
es verstanden hoben, sich der Unterwerfung durch Maskau 
zu entziehen. Es entg ing dem Schicksal der meisten ost­
europä ischen Staaten, die wider ihren Willen in sogenannte 
Volksdemokratien umgewandelt wurden, und russische Sol­
daten zogen sich bald noch dem Kriege aus Finnland zu­
rück. Den ver lorenen Krieg mußte es durch Verzicht auf 
finnisches Gebiet bezahlen. Vollkommen konnte sich ie­
doch Finnland nicht dem sowietischen Einfluß en tziehen . 
Andererseits fühlt es sich durch sein kulturelles Erbe dem 
Westen - besonders auch Schweden - verbunden. Diese 
Zwitterstellung erk lärt die Zurückhaltung auf militärischem 
Gebiet aber auch in zivilen Bereichen die direkt oder in­
direkt mit den militärischen verflochten sind. Hierzu gehört 
in erster Linie der zivile Bevölkerungsschutz, der bei sei nen 
Planungen auch die Frage ste ll en muß, mit welchem poten­
tie ll en Gegner zu rechnen ist und welche Abwehrmittel ge­
gen die Angriffswaffen dieses Gegners eingesetzt werden 
müssen. Zu den wichtigsten vorbeugenden Maßnahmen im 
Zivilschutz gehört in Finnland die Evakuierung, da die Be­
völkerung der großen Städte mühelos in den dünn besie­
delten landwirtschaft li chen Gebieten Unterkunft findet . 
Nun könnte aber ein Evakuierungsp lan, der eine Unter­
bringung der städtischen Bevölkerung in den west lichen 
Teilen des Landes vorsieht, a ls unfreundlicher Akt von sei­
ten der Sowietunion gedeutet werden. Di e Planungsbehör­
den müssen deshalb Hinweise vermeiden, die einen sol­
chen Schluß zu lassen. 
Das vor li egende Büchlein beschränkt sich deshalb darauf 
in Stichworten anzugeben, wie man sich bei Angriffen mit 
konventionellen und atomaren Waffen zu verhalten hat. 
Einleitend wird darauf hingewiesen, daß die Evakui erung 
zu den wichtigsten vorbeugenden Maßnahmen gehört, und 
daß Finnland eine Evakuierung der Bevölkerung plant. 
Nähere Anweisung an die Bevö lkerung - gedacht ist da­
bei auch on die Evakuierung srichtung - ergeht bei dro­
hender Gefahr. Im Anschluß daran werden Hinweise ge­
geben, wie man sich gegen den radioaktiven Niede rschlag 
schützt, welche Signale bei Strahlengefahr, allgemeiner 
Gefahr und bei Entwarnung gegeben werden und welche 
Maßnahmen der einze ln e zu seinem persönlichen Schutz 
treffen muß. Jeder sollte danach folgende Gegenstände 
erwerben: 
- Schutzmaske oder Atemschutz (Herstellung: Ein 1- 2 cm 
dickes und 15- 20 cm großes Stück Watte wird in Gaze 
eingenäht und mit Bändern versehen, so daß der Schutz 
vor Mund und Nase gebunden werden kann). 
- Umhänge, die die Haut schützen (M änte l aus Kunst­
stoff, Schutzanzüge, Gummihandschuhe, Gummischuhe, 
Halstuch und Kopfbedeckung). 
- Tasch enlampe und Erste-Hilfe-Packung. 
Di e Broschüre ist mit einprägsamen Abbildungen versehen. 
Sie beschränkt sich auf dos Weseniliehe und spricht in ihrer 
nüchternen und klaren Darstellung zweifellos den finni­
schen M enschen an. U. Schützsack 

"Die Schlacht um England" von Edw"rd Bishop (deutsche 
Ubersetzung des eng lischen Buches "The Battle of 
Great Britain") J. F. Lehmanns Ver lag, München 1962, 
190 Seiten, DM 22. - . 

Eine gründliche sach liche Darstellung der kurzen, nur 12 
Wochen dauernden Zeitspanne im Sommer 1940 aus eng­
li scher, iedoch keineswegs einsei tiger Sicht als das große, 
kriegsen tscheidende Ereignis, weil es Hitler durch die Un­
besiegbarkeit der britischen defensiven Luftstreitkräfte den 
Verz icht auf die Invas ion und damit den Zweifrontenkrieg 

und mit diesem den Ausgang des Kriege s entschied. Der 
Abstand von 20 Jahren hat manches voreilige Urteil richtig 
gestellt und manche allzu phantasiereiche Leistung auf den 
rechlen Platz gerückt. Der Verfasser ist bemüht, obiektiv zu 
urteilen und wo es notwend ig ist, die Legende der histori­
schen Wirklichkeit anzupassen. Noch neue ren Forschungen 
in den Archiven des britischen Luftfahrtministeriums (und 
wa hrsche ili eh auch in den noch immer in Eng land zurück­
geha ltene n Akten der deutschen Luftwaffe) erfährt man 
manches Neue aus der Intimsphäre der Inse lverteidigung, 
über die Erfolge, aber auch über die Versäumnisse, Unzu­
länglichkeiten und Fehler - auf beiden Se iten. Wie sehr 
z. B. die deutsche Luftoffensive auch an der altbewährten 
"Geheimwaffe" der Engländer, dem entscheidenden Ein­
fluß des Wetters und der sonstigen Naturbeschaffenheit 
der In sel gescheitert ist, hat man bisher in dieser An schau­
li chkeit noch nicht erfahren. Auch hierbei versucht die Dar­
ste llung mit anerkennenswerter Sachlichkeit dem Gegner 
gerecht zu werden. 
Letzten Endes ist das Buch, wie es kaum anders erwartet 
werden kann, ein Dokument des dankbaren Erinnerns an 
die Leistungen der 1500 Mann des britischen Jagdflieger­
korps bei der Inse lverteidigung, "die wen igen, denen noch 
Churchill noch nie auf dem Gebiet menschlicher Ausein­
a nd erse tzungen sovie le M enschen sovie l zu verdanken hat­
ten". Das Buch ist Epos und Tragödie zug leich, wei l es not­
wend igerwe ise zu der Feststellung ge lang t, daß weder dos 
eng lisch e noch das deutsche Volk "d urch das unheilvolle 
Experiment des Bombenkrieges unterworfen werden 
konnte". Für Luftschutzkreise ist das Kapitel "London hält 
durch" von besonderem Interesse. Die Ubersetzung ist so 
gut, daß nirgends der Geschmack des Englischen verspürt 
wird. H. Rumpf 

Schriftenreihe des Bundesministeriums für Atomkernener~ie 

Heft 5/6, Kernenergierecht Frankreich, Heft 7, Kern ­
energierech t Schweiz - Verlag Gersbach & Sohn, 
München . Bl"Osch.-Preis für Heft 5 6 ie DM 12.-, Heft 7 
DM 16.-. 

Herausgeber für die genannten Hefte ist das Bundesmini­
sterium für Atomkernenergie. Für Ubersetzung und Bear­
beitung zeichnet das In stitut für Völkerrecht der Universität 
verantwort lich . Die Hefte 5 u. 6 entha lten die kernen erg ie­
rechtlich en Best immungen der Französischen Republik noch 
dem Stande vom 1.8.1961. Wegen der Füll e des Materials 
wurden die Texte auf zwei Hefte vertei lt und noch sieben 
Sachgebieten geg li edert. Abschnitte I - IV sind in Heft 5, 
Abschnitte V - VII nebst ei nem Anhang mit einer Uber­
sicht der Vorschriften über die internationale Zusammen­
arbeit in Heft 6 entha lten. 
Die Rechtsvorschriften sind, wenn die sich mit kernen erg ie­
rechtlichen Vorschriften beschäftige n, im vollständigen 
Wortlaut (französischer Text und deutsche Ubersetzung) 
wiedergegeben. 
Heft 7 enthäl t sämtlich e Rechtsvorschriften der Schweize­
rischen Eidgenossenschaft auf dem G eb iet der friedlichen 
Verwendung der Atomkernenergie nach dem Stand vom 
1.6.1962. Sie sind in den Amtssprachen der Eidgenossen­
schaft - deutsch, französisch und italienisch - abgedruckt 
und geben die offiziellen Fassungen w ieder. Ihre Aufglie­
derung erfo lg te noch zehn Sachgebieten. Mbs . 

Zur Beachtung im Interesse unserer Leser! 

Wenn vom Bezieher nicht ausdrücklich direkte Zusendung 
der Zeitschrift im Str eifband durch den Verlag gefordert 
wird, erfolgt die Lieferung durch Einweisung bpi der Mün­
chener Postverlagsstelle und Zustellung durch die für Sie 
zuständige Postzeitungsstelle. Auf den Postve rsand hat 
der Verlag keinen Einfluß, ausbleibende Nummern bitten 
wir daher beim eigenen Postamt (Zeitungsstelle) anzufor­
dern. Erst nach Erfolglosigkeit diese r Maßnahme kann der 
Verlag eingreifen. Dazu ist aber die Stellungnahme Ihrer 
eigenen PostzeitungssteJle erforderlich. 


